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35. Sitzung 

Bonn, den 4. November 1987 

Beginn: 13.01 Uhr 

Vizepräsident Westphal: Ich eröffne die Sitzung und 
rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 11/1033 — 

Der  Geschäftsbereich des Bundesministers für in-
nerdeutsche Beziehungen braucht nicht aufgerufen 
zu werden, weil der Abgeordnete Geis seine Frage, 
die Frage 1, schriftlich beantwortet haben will. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Auch den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung brauche ich nicht aufzurufen. Die 
Fragen 2 und 3 des Abgeordneten Becker (Nien-
berge) sollen schriftlich beantwortet werden, und die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir können somit zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit kommen. Herr Staatssekretär Chory ist zur 
Beantwortung der Fragen zu uns gekommen. 

Ich rufe Frage 4 des Abgeordneten Dr. Abelein 
auf: 

Trifft es zu, daß durch schleppende Bearbeitung durch das 
Bundesgesundheitsamt wichtige neue Medikamente betroffe-
nen Patienten zu spät zur Verfügung gestellt werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Chory, Staatssekretär im Bundesministerium für Ju-
gend, Familie, Frauen und Gesundheit: Herr Abge-
ordneter, derzeit herrscht beim Bundesgesundheits-
amt ein Antragsstau, der dazu führt, daß viele Zulas-
sungsanträge nicht in der gesetzlich vorgeschriebe-
nen Frist von vier bis sieben Monaten bearbeitet wer-
den können. 

Diese Feststellung gilt jedoch nicht für Anträge zu 
solchen Arzneimitteln, die einen therapeutischen 
Fortschritt versprechen und daher von besonderer 
therapeutischer Bedeutung sind. Diese Anträge wer-
den mit höchster Priorität bearbeitet und stehen, so-
fern die Zulassungsentscheidung positiv ist, zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt dem Patienten zur Verfü-
gung. Zwei Drittel des Antragsstaus entfallen auf Arz-
neimittel, die Stoffe bekannter Wirksamkeit enthal-
ten. Die Verzögerung ihrer Bearbeitung läßt deshalb 
eine Hemmung des therapeutischen Fortschritts nicht 
befürchten. 

Das Bundesgesundheitsamt hat — damit möchte ich 
den bereits erwähnten Antragsstau näher beschrei-
ben zur Zeit ein Antragsvolumen zu bewältigen, 
das es zuvor noch nicht gegeben hat. Allein im Jahre 
1986 wurden 5 300 Zulassungsanträge gestellt, wäh-
rend zwischen 1978 und 1986 insgesamt 6 463 Arznei-
mittel-Zulassungen erteilt und 1 263 Zulassungsan-
träge abgelehnt oder im Zulassungsverfahren zurück-
genommen wurden. Zur Zeit liegen ca. 7 000 Anträge 
zur Bearbeitung vor. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Kann die Bundesregierung 
angeben, wieviel Zulassungsanträge im Jahre 1987 
gestellt worden sind? 

Chory, Staatssekretär: Im Jahre 1987 sind bis heute 
1 900 neue Zulassungsanträge gestellt worden. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Dr. Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Gibt es Zusammenhänge 
zwischen der Arbeit der Zulassungsbehörde und der 
Art der Anträge auf Zulassung, d. h. der Art der Be-
gründung, eventuell einer unzureichenden Begrün-
dung? 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, das Bun-
desgesundheitsamt hat berichtet, daß die mit dem 
Zulassungsantrag vorzulegenden Unterlagen nicht 
selten unvollständig oder unzureichend sind. Dadurch 
werden Mängelbescheide und Nachbesserungen er-
forderlich. Der Zulassungsantrag muß also unter er-
heblichem Zeitaufwand mehrfach bearbeitet werden. 
Das Bundesgesundheitsamt wird von sich aus Maß-
nahmen treffen, um das abzustellen. 

Die Bundesregierung würde es im übrigen begrü-
ßen, wenn die Verbände der pharmazeutischen Indu-
strie durch geeignete Maßnahmen, etwa durch Ein-
richtung einer Clearing-Stelle, die Qualität der Zulas-
sungsanträge verbessern würden. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 5 des Abge-
ordneten Dr. Abelein auf: 

Welche Zeit wird von der Antragstellung auf Zulassung eines 
neuen Medikamentes bis zur Erteilung der Genehmigung durch 
das Bundesgesundheitsamt benötigt? 
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Vizepräsident Westphal 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, eine ge-
nerelle Angabe über die Dauer der Bearbeitung der 
Zulassungsanträge ist nicht möglich, da für einzelne 
Arzneimittel bzw. Gruppen von Arzneimitteln unter-
schiedliche Bearbeitungsprioritäten festgelegt wor-
den sind. 

Die Anträge für Arzneimittel von besonderer thera-
peutischer Bedeutung erhalten in der Reihenfolge ih-
res Eingangs höchste Bearbeitungspriorität und kön-
nen in der Regel innerhalb der vom Gesetzgeber fest-
gesetzten Fristen beschieden werden. Zweite Priorität 
erhalten Anträge für Arzneimittel mit neuen Stoffen 
oder mit bekannten Stoffen ohne Bezugnahme auf 
bereits bestehende Zulassungen. Dritte Priorität er-
halten Anträge mit Bezugnahme auf bestimmte Zulas-
sungen. Bei den Anträgen zweiter und dritter Bearbei-
tungspriorität dauert die Bearbeitung zur Zeit wegen 
des Antragsstaus zum Teil erheblich länger, als es in 
§ 27 Abs. 1 des Arzneimittelgesetzes vorgeschrieben 
ist. 

Durch gezielte Maßnahmen beim Bundesgesund-
heitsamt wird sich allerdings die Bearbeitungsdauer 
in Kürze erheblich vermindern. So werden künftig 
Gruppen gleichartiger Zulassungsanträge gebildet 
und gemeinsam bearbeitet. Außerdem soll eine Entla-
stung auch dadurch erzielt werden, daß nicht bearbei-
tungsreife Anträge ausgesondert oder in einem ver-
einfachten Prüfverfahren bearbeitet werden. Das Amt 
soll sich in diesen Fällen nicht selber um die Zulas-
sungsreife bemühen und gewinnt dadurch Spielraum 
zur Bearbeitung anderer Anträge. 

Weitere personelle und gesetzliche Maßnahmen 
werden intensiv vorbereitet, um den Antragsstau 
beim Bundesgesundheitsamt so schnell wie möglich 
abzubauen und zu einer normalen Arbeitssituation 
zurückzukehren. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Abelein, bitte 
schön. 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Gibt es einen Zusammen-
hang zwischen dem Zulassungsstau und der Zweitan-
tragssteller-Regelung? 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, das ist in 
der Tat so. An den zu bearbeitenden Anträgen haben 
die Zweitantragsteller-Regelungen einen erheblichen 
Anteil, und zwar vor allem diejenigen, die bis zum 
Inkrafttreten der Zweitantragsteller-Regelung am 
21. August 1986 eingegangen sind. Vor allem sie ha-
ben zu dem großen Antragsgipfel geführt. Der An-
tragseingang, was diese Zweitantragstelleranträge 
betrifft, war in dieser Form unvorhersehbar. 

Ich muß allerdings hinzufügen, daß auch die An-
träge auf neue Arzneimittel einen erheblichen Stand 
erreicht haben. Wir schätzen sie auf Dauer auf bis zu 
1 800. In diesem Jahr waren es, wie ich vorhin gesagt 
habe, bisher 1 900. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage, bitte schön. 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Werden personelle Konse-
quenzen aus der — jedenfalls bis jetzt — unbefriedi-
genden Situation gezogen? 

Chory, Staatssekretär: Das Bundesgesundheitsamt 
ist mit der bisherigen Zahl an Wissenschaftlern und 
auch an wissenschaftlichen Hilfskräften nicht auf die 
jetzt laufend eingehenden Anträge ausgerichtet. Das 
hat auch eine gründliche Organisationsprüfung erge-
ben, die das Bundesgesundheitsamt gemeinsam mit 
dem Ministerium und vor allem mit dem Bundesrech-
nungshof in seiner Eigenschaft als Bundesbeauftrag-
ter für die Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung durch-
geführt hat. 

Der Bundesrechnungshof hat eine personelle Ver-
stärkung für die laufenden Anträge für notwendig 
gehalten. Das Bundesministerium bemüht sich 
darum, eine entsprechende Verstärkung zu erhal-
ten. 

Vizepräsident Westphal: Danke schön. Wir sind am 
Ende dieses Geschäftsbereichs. Ich bedanke mich 
beim Staatssekretär Chory für die Beantwortung der 
Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Verkehr. Herr Staatssekretär Dr. Knittel ist 
zu uns gekommen, um die Fragen zu beantworten. 

Ich rufe die Frage 6 des Abgeordneten Dr. 
Klejdzinski auf: 

Ist der Bundesregierung die Absicht der Bundesbahndirektion 
Hannover bekannt, den Güterzugbetrieb auf der Bundesbahn-
strecke Rheine—Wettringen einzustellen, obwohl die Deutsche 
Bundesbahn für ihren Eigenbedarf selbst per Schiene über 
7 000 t Bremssand pro Jahr aus einem Sandwerk in Neuenkir-
chen bezieht? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Knittel, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Die Absicht der Deutschen Bundesbahn, 
Herr Abgeordneter, ist der Bundesregierung bekannt. 
Die Deutsche Bundesbahn hat am 13. August 1987 mit 
der Unterrichtung der obersten Landesverkehrsbe-
hörde des Landes Nordrhein-Westfalen das gesetzlich 
vorgeschriebene Verfahren eingeleitet. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, 	Herr 
Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Präsident, ich kann der 
Bundesregierung ja nicht vorschreiben, wie sie Fra-
gen beantwortet, aber meine Frage beinhaltet noch 
einen weiteren Punkt, und zwar: 

[...] obwohl die Deutsche Bundesbahn für ihren 
Eigenbedarf selbst per Schiene über 7 000 t 
Bremssand pro Jahr aus einem Sandwerk in Neu-
enkirchen bezieht? 

Auf diesen Teil der Frage hat man mir nicht geantwor-
tet. Ich möchte Sie fragen: Wollen Sie darauf nicht 
antworten? 

Dr. Knittel, Staatssekretär: Ich bitte um Nachsicht. 
Das lag vielleicht an der Formulierung. Ich kann Ihnen 
gern die Information geben. Es ist so, daß der Bundes' 
regierung der Quarzsandtransport bekannt ist. Wenn 
die Zahlen Sie im einzelnen interessieren, kann ich sie 
hier anführen. Es zeigt sich auch dort eine rückläufige 
Tendenz, von 1984 mit insgesamt rund 10 000 t auf 
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Staatssekretär Dr. Knittel 

jetzt reichlich 4 500 t. Auch diese Überlegung hat die 
Bundesbahn nicht dazu bringen können, aus Kosten-
gründen von ihrer Rentabilitätsberechnung abzuge-
hen. 

Ich darf hinzufügen, daß im Jahre 1986 frachtpflich-
tige Quarzsandtransporte, also solche, die von dritter 
Seite bezahlt werden, nur in Höhe von 346 Tonnen 
geleistet worden sind. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ob es 
jetzt 4 000, 7 000 oder 10 000 Tonnen oder, wie mir die 
Zahlen bekannt sind, zwischen 7 000 und 10 000 Ton-
nen sind — die Zahlen sind von der Firma, die das 
macht — : I falten Sie es denn wirklich nicht für erfor-
derlich, eine Bundesbahnstrecke für den Güterzug

-

betrieb aufrechtzuerhalten, weil so viele Tonnen Sand 
über die Straße transportiert doch erhebliche zusätzli-
che Belastungen bedeuten? 

Dr. Knittel, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich 
habe zunächst nur auf Ihre Frage geantwortet, ob die 
Absicht der Bundesbahn der Bundesregierung be-
kannt ist. Ich muß hinzufügen, daß gegenwärtig erst 
durch die Information der obersten Landesbehörde 
das gesetzlich vorgeschriebene Verfahren eingeleitet 
ist. Dann wird noch der Verwaltungsrat der Deut-
schen Bundesbahn zu befassen sein. Erst wenn er sich 
nach Prüfung der Unterlagen positiv äußert, kommt 
überhaupt der Antrag der Bundesbahn zur Genehmi-
gung an den Bundesverkehrsminister, und dieser 
wird erst dann auf Grund der Unterlagen zu entschei-
den haben. 

Ich darf aber schon an dieser Stelle darauf hinwei-
sen, daß insgesamt und natürlich auch für die Bundes-
hahn mit zu berücksichtigen ist, daß bei Aufrechter-
haltung der Strecke sonst erhebliche Investitionen für 
den Straßenbaulastträger wegen der Errichtung eines 
Kreuzungsbauwerks in Höhe von 3,5 Millionen DM 
und Gleisoberbauarbeiten in Höhe von 1,8 Millionen 
DNI anstehen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 7 des 
Abgeordneten Dr. Klejdzinski auf: 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß — unab-
hängig von der Umweltbelastung — die Straßenverbindungen 
im Ra um Wettringen—Neuenkirchen—Rheine—Steinfurt nicht ge-
eignet sind, diesen zusätzlichen Schwerverkehr aufzuneh-
men? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Knittel, Staatssekretär: Die Antwort, Herr Abge-
ordneter, ist nein. Das Straßennetz in diesem Raum ist 
geeignet, die bei einer Stillegung der Bundesbahn-
strecke Rheine—Wettringen anfallenden zwei his drei 
Lkw-Ladungen pro Tag — dies entspricht dem gesam-
ten Bahnaufkommen pro Jahr einschließlich der er-
wähnten 7 000 Tonnen Quarzsand — aufzunehmen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, haben 
Sie geprüft, daß in diesem Fall die Lkw mitten durch  

einen Ort fahren müssen, der über keinerlei für solche 
Transporte ausgebaute Straßen verfügt? 

Dr. Knittel, Staatssekretär: Es ist dabei zu berück-
sichtigen, Herr Abgeordneter, daß für die nächste Zeit 
einige Umbaumaßnahmen, Straßenausbaumaßnah-
men vorgesehen sind. Ich würde Sie aber um die Ein-
zelheiten bitten. Auch bin ich gerne bereit, Ihnen die 
geplanten Ausbaumaßnahmen für die nächsten Jahre 
mitzuteilen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage. Bitte, Herr Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie 
sagen, Umbaumaßnahmen stehen an, dann wird das 
wahrscheinlich nicht vor 1995 sein. Halten Sie ange-
sichts eines solchen Zeitpunkts die Behauptung, daß 
das Straßennetz für eine solche Belastung geeignet ist, 
weiterhin aufrecht? 

Dr. Knittel, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich 
darf wiederholen, daß nach den Berechnungen, die 
anzustellen sind, zusätzlich — ich darf in diesem Zu-
sammenhang sagen: nur — zwei bis drei Lkw-Ladun-
gen pro Tag anfallen würden. 

Vizepräsident Westphal: Das waren die Fragen zum 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr. 
Ich danke dem Staatssekretär für die Beantwortung 
der Fragen. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz auf. Herr Staatssekretär Dr. Kinkel ist 
zur Beantwortung der Fragen anwesend. 

Die Frage 8 des Abgeordneten Geis soll schriftlich 
beantwortet werden. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Wir kommen zur Frage 9 der Abgeordneten Frau 
Dr. Vollmer. 

Was hat die Bundesregierung dazu bewogen, dem Antrag des 
Amtsgerichts Tiergarten (Berlin) auf Auslieferung der deut-
schen Staatsbürgerin K. d. F., die von cien französischen Behör-
den zwecks Auslieferung in Haft genommen worden war, nach-
dem sie jahrelang mit Billigung der französischen Regierung 
legal in Frankreich leben konnte, zuzustimmen, obwohl selbst 
die Bundesanwaltschaft kein Interesse signalisiert hat, für 
K. d. F. eine Auslieferung in die Bundesrepublik Deutschland zu 
erwirken? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Kinkel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Justiz: Frau Abgeordnete, die Bundesregierung 
hat auf Anregung der zuständigen Staatsanwaltschaft 
beim Kammergericht Berlin das Ersuchen um Auslie-
ferung von Frau Katharina de Fries zur Strafverfol-
gung wegen der dem Haftbefehl des Amtsgerichts 
Tiergarten in Berlin vom 22. Dezember 1980 zu-
grunde liegenden Straftaten erneuert, nachdem eine 
Änderung der französischen Auslieferungspraxis er-
kennbar geworden ist, auf Grund deren das Ersuchen 
nunmehr positiv beschieden werden könnte. 

Der Generalbundesanwalt ist für die Strafverfol-
gung der Frau de Fries zur Last gelegten Taten nicht 
zuständig. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Dr. Voll-
mer. 
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Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
„nicht zuständig" heißt, daß der Auslieferungsantrag 
offensichtlich nicht mit einer politischen Begründung, 
also im Zusammenhang mit einer irgendwie gearteten 
Beziehung zum Terrorismus, begründet wird. War das 
auch schon bei dem ersten Auslieferungsantrag im 
Jahre 1980 oder 1981 so, daß man Frau Katharina 
de Fries sozusagen nur als einfache Bankräuberin 
ausgeliefert haben wollte? 

Dr. Kinkel, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, die 
Frage möchte ich wie folgt beantworten: Beim Ge-
neralbundesanwalt lief zwar ein Verfahren gegen 
Katharina de Fries und andere wegen des Verdachts 
der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereini-
gung. Bezüglich Frau de F ries ist das Verfahren am 
25. Juni 1982 abgetrennt und mit einem anderen Ver-
fahren verbunden worden. Am 16. Mai 1984 ist dieses 
Verfahren an die Staatsanwaltschaft beim Kammer-
gericht in Berlin abgegeben worden, von der es be-
züglich des § 129a StGB am 25. Juni 1984 eingestellt 
worden ist. Bezüglich der weiteren Tatvorwürfe ist das 
Verfahren am 10. September 1986 durch die Staatsan-
waltschaft Berlin eingestellt worden. 

Wenn ich mich an die Daten richtig erinnere, ist es 
aber so, daß das erste Auslieferungsverfahren wegen 
der beiden Überfälle, das durch die Bundesregierung 
eingeleitet worden war, erheblich davor liegt; es war 
im Jahre 1980. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Das war das mit 
der politischen Begründung?) 

— Ich habe das Auslieferungsverfahren zwar nicht im 
einzelnen vor mir, aber ich gehe davon aus, daß es 
damals wegen beider Tatvorwürfe aufgenommen 
worden ist. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Dr. Voll-
mer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE) : Wenn dies damals mit 
einer politischen Begründung, also in Verbindung da-
mit beantragt worden ist, dann ist doch, da Sie gesagt 
haben, daß sich die Bereitschaft der französischen 
Regierung geändert hat, Katharina de Fries jetzt aus-
zuliefern — denn die französische Regierung hatte 
das damals aus politischen Gründen abgelehnt — , zu 
fragen, ob dieser Vorgang, jetzt auf diese Ausliefe-
rung zu bestehen, nicht das Gegenteil des Signals ist, 
das ja auch der Herr Generalbundesanwalt bestätigt 
hat, nämlich das Angebot des Verfassungsschutzes an 
den Redakteur des „Pflasterstrandes", Daniel Cohn-
Bendit, zu sagen, es sollten sich doch Täter aus dem 
Umkreis des Terrorismus melden, die sich vom Terro-
rismus eindeutig getrennt haben — das ist bei Katha-
rina de Fries der Fall; das ist auch durch öffentliche 
Äußerungen belegt — , und dann werde ihnen die 
Möglichkeit geboten, eine legale Existenz zu führen 
— auch das ist bei Katharina de Fries immer der Fall 
gewesen; sie lebt als Autorin seit langer Zeit legal in 
Frankreich; sie hat fünf Kinder, ein Kind davon hat sie 
adoptiert; sie hat Erklärungen abgegeben, daß sie sich 
eindeutig von diesem Bereich getrennt hat — : Wie 
beurteilen Sie jetzt im Vergleich dazu, im Vergleich zu 
dem Angebot des Generalbundesanwalts zu diesem 
erwünschten Dialog die politische Aussage, ausge-
rechnet jetzt auf dieser Auslieferung zu bestehen? — 

Das war eine sehr lange Frage. Ich bitte um Entschul-
digung. 

Dr. Kinkel, Staatssekretär: Ich will versuchen, sie 
etwas kürzer zu beantworten. — Frau de Fries werden 
immerhin zwei bewaffnete Überfälle auf Firmenboten 
mit einer Schadenshöhe von insgesamt 38 000 DM zur 
Last gelegt. 

(Frau Dr.Vollmer [GRÜNE]: Mit einer Spiel

-

zeugpistole!) 

— Nicht mit einer Spielzeugpistole, sondern mit einer 
Gaspistole, im übrigen Waffe im Sinne des Strafge-
setzbuches. — Auf Grund dieses Vorwurfs wird im 
Augenblick — ebenso wie bereits 1980 — die Auslie-
ferung betrieben. 

Nach dem derzeitigen Sachstand und nach der Be-
urteilung des Falles hat dies nach Auffassung der 
Bundesregierung nichts mit dem von mir vorhin ge-
schilderten, gegen Frau de F ries erhobenen Vorwurf 
im Zusammenhang mit § 129a StGB zu tun. 

Aus Gründen des Grundsatzes des gleichen Rechts 
für alle und der Gleichbehandlung bei der Staatsan-
waltschaft — dem liegt das Legalitätsprinzip zu-
grunde — muß ich sagen, daß — auch im Hinblick auf 
das, was im Augenblick im Zusammenhang mit der 
Dialogbereitschaft gegenüber den im Terrorismus Be-
fangenen überlegt und gesagt wird — die Ausliefe-
rungsbitte an Frankreich begründet und verhältnis-
mäßig ist. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 10 der 
Abgeordneten Frau Dr.Vollmer auf: 

Welche einzelnen Bundesministerien haben dem Ausliefe-
rungsantrag mit welcher Begründung zugestimmt oder ist dies 
auf Ini tiative der gesamten Bundesregierung geschehen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Kinkel, Staatssekretär: Gemäß § 74 Abs. 1 IRG 
hat der Bundesminister der Justiz im Einvernehmen 
mit dem Auswärtigen Amt über die Stellung des Aus-
lieferungsersuchens entschieden. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Frau Dr. Voll-
mer, Zusatzfrage. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Wie ich Ihrer Beantwor-
tung auch im Zusammenhang mit der Beantwortung 
der Frage vorher entnommen habe, ist es nicht etwa so 
gewesen, daß das Amtsgericht Tiergarten an die Bun-
desregierung herangetreten ist, sondern das Amtsge-
richt Tiergarten hat vorweg eine Information über die 
Botschaft bekommen, daß jetzt Bereitschaft seitens 
der französischen Regierung bestehe auszuliefern. 
Kann man von daher sagen, daß die Bundesregierung 
diese Auslieferung über den diplomatischen Dienst 
veranlaßt und ihr dann zugestimmt hat? Ist das so rich-
tig? 

Dr. Kinkel, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, der 
Ablauf war wie folgt: Wir haben von der französischen 
Regierung über unsere Botschaft in Paris erfahren, 
daß das Asylersuchen von Frau de Fries abgelehnt 
worden sei und daß mit dieser Ablehnung unter Um-
ständen eine neue Chance bestünde, das frühere Aus-
lieferungsersuchen wieder aufleben zu lassen. 
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Staatssekretär Dr. Kinkel 

Dies ist korrekt an die zuständige Landesjustiz Ber-
lin weitergeleitet worden. Dann kam von der Staats-
anwaltschaft beim Kammergericht Berlin die Frage, 
ob die Bundesregierung die Chance sehe, ein erneu-
tes Auslieferungsersuchen zu stellen. Dies ist rechtlich 
möglich und in der Praxis auch üblich. Die Frage 
wurde bejaht. Daraufhin kam der Antrag an die Bun-
desregierung, ein erneutes Auslieferungsersuchen zu 
stellen. So war der tatsächliche Ablauf. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, bitte schön, Frau Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ist 
es auch möglich, daß die Höhe der zu erwartenden 
Strafe eine Rolle gespielt haben kann? Uns ist bekannt 
geworden, daß das Kammergericht Tiergarten — die 
Staatsanwaltschaft oder der Pressesprecher — gesagt 
hat, Frau Katharina de F ries könne auf keinen Fall mit 
einer Strafe unter fünf Jahren rechnen. Hat das Aus-
maß der zu erwartenden Strafe eine Rolle bei der 
Zustimmung zu dem Antrag gespielt, und ist es über-
haupt erlaubt, vorweg zu sagen, welche Strafe sie 
bekommen wird, einmal juristisch gefragt? 

Dr. Kinkel, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, bei 
der Prüfung, ob gemäß § 74 IRG ein Auslieferungser-
suchen seitens der Bundesregierung gestellt wird 
oder nicht, hat auch eine Abwägung der Verhältnis-
mäßigkeit stattzufinden. Das heißt, daß im konkreten 
Fall ein Auslieferungsantrag wahrscheinlich nicht ge-
stellt worden wäre, wenn ein Strafmaß in ganz gerin-
gem Umfang zu erwarten wäre. Ich kann nicht vorher-
sagen, wie das unabhängige Gericht, wenn Frau de 
Fries tatsächlich ausgeliefert wird, urteilen wird. Ich 
weiß nicht, was aus dem Verfahren herauskommt, 
aber in der Abwägungsfrage sind wir zu dem Ergebnis 
gekommen, daß es jedenfalls im Hinblick auf die zu 
erwartende Strafe verhältnismäßig ist, das Ausliefe-
rungsersuchen zu stellen. Ich möchte und kann mich 
hier auf Strafmaße — wie Sie verstehen werden — 
nicht einlassen. Das ist Sache des unabhängigen Ge-
richts. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind am Ende dieses 
Fragenkomplexes. Die Fragen 11 und 12 des Abge-
ordneten Dr. de With, 13 und 14 des Abgeordneten 
Singer, 15 und 16 des Abgeordneten Wiefelspütz, 17 
und 18 des Abgeordneten Dr. Pick, 19 und 20 des 
Abgeordneten Bachmaier sowie 21 und 22 des Abge-
ordneten Schütz werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. 

Ich danke dem Herrn Staatssekretär für die Beant-
wortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen auf. 

Die erste Frage, Frage 23, hat Herr Abgeordneter 
von Schmude gestellt: 

Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, die von ihr 
vertretene Rechtsauffassung durchzusetzen, wonach die von 
DDR-Arbeitern in der Bundesrepublik Deutschland erzielten 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit mit Einkommensteuer 
zu belasten sind? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär Häfele. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Ich darf Ihre Frage, Herr Kollege 
von Schmude, so beantworten: 

Die Bundesregierung ist im Einvernehmen mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder der Auffassung, 
daß die DDR-Bauarbeiter, soweit die steuerlichen 
Voraussetzungen vorliegen, mit ihrem Arbeitslohn in 
der Bundesrepublik Deutschland grundsätzlich ein-
kommensteuerpflichtig sind. Die Durchsetzung des 
Steueranspruches fällt in den Zuständigkeitsbereich 
der Finanzbehörden der Länder. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr von 
Schmude. 

von Schmude (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung bei 
der Durchsetzung dieser Steuerforderungen? Diese 
Frage hat vor allen Dingen Bedeutung, weil sich durch 
den Einsatz von DDR-Bauarbeitern im Bundesgebiet 
erhebliche Wettbewerbsverzerrungen ergeben. Legt 
man zugrunde, daß die Betreffenden bei uns einen 
Stundenlohn von 6 DM bekommen plus eine Auslöse 
von 35 DM pro Tag und das multipliziert nicht mit 
einem Achtstundentag, sondern, wie wir wissen, mit 
einem in der Regel zehn- bis zwölfstündigen Arbeits-
tag, dann ergeben sich auch für einen relativ kurzen 
Zeitraum beträchtliche Einkünfte. Gibt es für die Bun-
desregierung die Möglichkeit, die bundesdeutschen 
Firmen für die entstehenden Einkommensteuern mit 
haftbar zu machen, denn es wird naturgemäß schwie-
rig sein, die Steuern aus der DDR abzufordern? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Wir stehen in stän-
digen Gesprächen mit den Landesfinanzverwaltun-
gen. Die Angelegenheit ist mit diesen wiederholt be-
sprochen worden. Soweit die Länder vielleicht im Ein-
zelfall den Steueranspruch nicht durchgesetzt haben, 
hängt es damit zusammen, daß wegen der niedrigen 
Löhne eine Steuer nicht oder nur in geringer Höhe 
anfällt. Das ist in der Praxis das Problem. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, bitte schön, Herr von Schmude. 

von Schmude (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
werden auch die durchschnittlichen Einkünfte in der 
DDR berücksichtigt, oder wird nur das Einkommen in 
der Bundesrepublik erfaßt? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich bin im Moment 
überfragt, wie das im Einzelfall gehandhabt wird. Un-
sere Finanzbehörden haben ja nicht ohne weiteres 
einen Zugriff auf die Einkünfte, die in der DDR erwirt-
schaftet worden sind. Sie können nur den Teil der 
Einkünfte erfassen, den die Arbeitnehmer hier bezie-
hen. Aber ich kann Ihnen die Antwort auf die Frage, 
wie das Zusammenwirken geschieht, gern noch nach-
reichen. 

(von Schmude [CDU/CSU]: Schönen 
Dank!)  

Vizepräsident Westphal: Der Abgeordnete Dr. Spöri 
will seine Frage 24 schriftlich beantwortet haben. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Dann rufe ich die Frage 25 des Abgeordneten 
Huonker auf: 
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Vizepräsident Westphal 
Wie hoch werden im Fa lle der Verwirklichung der vom Bun-

desminister der Finanzen für 1990 beabsichtigten Steuerände-
rungen die Steuermehreinnahmen im Enstehungsjahr 1990 
durch Schaffung einer einheitlichen Arbeitnehmerpauschale 
von 1 644 DM bzw. 2 004 DM bei gleichzeitiger Abschaffung 
des Weihnachts- und des Arbeitnehmerfreibetrages sein, und 
wie hoch sind die Steuerausfälle durch die gleichzeitige Erhö-
hung der Kilometerpauschale auf 0,50 DM? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Huon-
ker, es ist beabsichtigt, den derzeitigen Werbungsko-
stenpauschbetrag von 564 DM, den Arbeitnehmer-
freibetrag von 480 DM und den Weihnachtsbetrag von 
600 DM zu einer einheitlichen Arbeitnehmer-Pau-
schale von rund 2 000 DM aufzustocken und zusam-
menzufassen: 

Gleichzeitig soll der Kilometerpauschbetrag für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte von 36 
auf 50 Pf angehoben werden. 

Diese steuervereinfachende Maßnahme dürfte nach 
grober Schätzung per saldo zu Steuermehreinnahmen 
von über 1 Milliarde DM jährlich führen. Dabei erge-
ben sich für Arbeitnehmer mit geringen Werbungsko-
sten — bis 920 DM — oder mit weiten Wegestrecken 
durch die Anhebung der Kilometerpauschale Besser-
stellungen gegenüber dem bisherigen Recht. 

Vizepräsident Westphal: Herr Huonker, Zusatz-
frage, bitte schön. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie die 
Tatsache bestätigen, daß es sich bei der geplanten 
Arbeitnehmer-Pauschale um nichts anderes als um 
eine Erhöhung der Werbungskostenpauschale han-
delt, daß also diese Arbeitnehmer-Pauschale mit dem 
Weihnachts- und dem Arbeitnehmerfreibetrag, die 
gleichzeitig gestrichen werden sollen, weder rechtlich 
noch von der Funktion her etwas zu tun hat, und kön-
nen Sie weiter bestätigen, daß künftig jeder Arbeit-
nehmer, der tatsächliche Werbungskosten in Höhe 
von 2 000 DM oder mehr pro Jahr geltend machen 
kann, durch die von Ihnen genannte Regelung de 
facto die Steuererleichterung zu 100 % verliert, die er 
heute aus Arbeitnehmer- und Weihnachtsfreibetrag 
plus der unbegrenzten Absetzbarkeit von Werbungs-
kosten hat? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich will Ihre Frage 
gern beantworten, obwohl sie mit Ihrer Ursprungs-
frage nichts zu tun hat. Sie haben nach dem Steuer-
ausfall gefragt. 

(Zuruf des Abg. Huonker [SPD]) 

— Ich will sie ja gerne beantworten. 

(Huonker [SPD]: Danke schön!) 

Ich habe Ihnen — gleichsam vorgreifend — schon ge-
antwortet, daß es Steuerbürger gibt, die sich besser

-

stellen, und andere, die sich schlechterstellen. Aller-
dings müssen Sie das Sich-schlechter-Stellen in Ein-
zelpunkten in einem Zusammenhang mit der erhebli-
chen und dauerhaften Absenkung der Steuersätze des 
Lohn- und Einkommensteuertarifs sehen. Es werden 
fälschlicherweise immer nur einzelne Maßnahmen 
getrennt diskutiert. Das Ergebnis der Steuerreform ist, 
daß alle Arbeitnehmer von der Tarifsenkung — auch 

in Verbindung mit dieser Maßnahme — eine Steuer-
erleichterung bekommen. Das Gesamtergebnis ist 
also: Steuersenkung für alle. 

(Stiegler [SPD]: Im Durchschnitt tausend 
Mark!) 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Huonker. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
hier eingeräumt haben, daß in allen Fällen mit Wer-
bungskosten von 2 000 DM oder mehr de facto und 
juristisch die Steuererleichterungen aus Arbeitneh-
mer- und Weihnachtsfreibetrag entfallen — das ist 
mein Punkt — frage ich: Wie beurteilen Sie dann die 
Aussage des Bundesfinanzministers vom 9. 9. 1987 im 
Bundestag, daß beide Freibeträge aufrechterhalten 
werden? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich antworte wie-
derum, obwohl es mit Ihrer Ursprungsfrage nichts zu 
tun hat. Sie haben nach dem Steuerausfall gefragt, 
und die Frage habe ich beantwortet. 

(Huonker [SPD]: Ich nähere mich langsam 
— in den nächsten Wochen — meinem 

Thema!) 

Ich will Ihnen aber gerne antworten. Im Ergebnis ist 
es eine Steuersenkung. Deswegen haben wir Wort 
gehalten, haben genau das durchgeführt, was der 
Bundesfinanzminister auch im Plenum gesagt hat. Wir 
erreichen insbesondere durch niedrigere Steuersätze 
eine Steuersenkung für alle Arbeitnehmer, so daß 
nicht etwa eine Steuereinbuße durch den Wegfall von 
einem Freibetrag eintritt, sondern im Ergebnis eine 
Steuersenkung. Das ist das Entscheidende. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Nächste Woche 
wissen wir mehr!) 

Vizepräsident Westphal: Es gab hier eine gewisse 
indirekte Kritik ans Präsidenten, 

(Parl. Staatssekretär Dr. Häfele: Keines

-

falls! ) 

die ich erlaube, Herr Häfele. Ich habe aber den Ein-
druck, da ich das Thema auch ein bißchen mit verfolgt 
habe: Es war ganz sicher, daß diese Zusatzfragen 
kommen würden und zum Thema gehören. 

Jetzt folgt eine weitere Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Stiegler. — Bitte schön. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie mir 
ausrechnen lassen, ab welcher Entfernung Wohnung 
— Arbeitsplatz sich für den Arbeitnehmer die Anhe-
bung der Kilometerpauschale auf 0,50 DM im Hin-
blick auf die Schaffung der Arbeitnehmer-Pauschale 
oder — wie Herr  Huonker sie richtig bezeichnet — 
einer neuen Werbungskostenpauschale auswirkt? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Das wirkt sich für 
alle aus, weil Sie den Tarif, der damit zusammen in 
Kraft tritt, nicht außer Acht lassen dürfen. Das ist für 
alle eine Entlastung. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 26 des 
Abgeordneten Huonker auf: 
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Vizepräsident Westphal 
Wie viele Steuerpflichtige werden im Falle der Verwirkli-

chung der vom Bundesminister der Finanzen für 1990 beabsich-
tigten Steueränderungen künftig allein deshalb einen Antrag 
auf Lohnsteuerjahresausgleich stellen müssen, weil ihre Kir-
chensteuer den bisherigen Sonderausgaben-Pauschbetrag von 
270 DM/540 DM (Alleinstehende/Verheiratete) nicht über-
steigt, und in welchem Umfang wird dadurch der mit der soge-
nannten Arbeitnehmerpauschale angestrebte Vereinfachungs-
effekt für Lohnsteuerzahler und Finanzverwaltung zunichte ge-
macht? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Huon-
ker, Ihre Frage 26 darf ich folgendermaßen beantwor-
ten: Es liegen leider keine Schätzungen vor, in wel-
chem Umfang es zu weiteren Anträgen auf Lohnsteu-
erjahresausgleich kommt, weil die gezahlte Kirchen-
steuer nicht höher als der wegfallende Sonderausga-
benpauschbetrag ist. Insgesamt kann erwartet wer-
den, daß die Einführung einer einheitlichen Arbeit-
nehmer-Pauschale zu einer erheblichen Entlastung 
von Steuerbürgern 'und Finanzverwaltung sowohl 
beim Ermäßigungsverfahren als auch beim Lohnsteu-
erjahresausgleich oder bei der Einkommensteuerver-
anlagung führen wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Huon-
ker. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, verstehe ich 
Sie richtig: Sie bestreiten nicht, daß die Aufhebung 
dieser Pauschale zu einer Verwaltungserschwernis 
für Millionen von Bürgern führt, und Sie rechtfertigen 
dies damit, daß die Arbeitnehmer-Pauschale eine Ver-
waltungsvereinfachung bringt? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihre Zahl 
nicht bestätigen. Ich habe Ihnen gesagt, es gibt keine 
Statistik darüber. Wir können das nicht getrennt sa-
gen. Insgesamt aber führt die Arbeitnehmer-Pau-
schale zu einer Verwaltungsvereinfachung. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Huonker. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie mir 
bestätigen, daß dieser Pauschbetrag, nach dem ich 
gefragt habe, und die Arbeitnehmer-Pauschale weder 
inhaltlich noch rechtlich miteinander etwas zu tun 
haben, und können Sie mir die Gründe dafür nennen, 
warum dieser Pauschbetrag abgeschafft werden 
soll? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Huonker, wir haben die Aufgabe, nicht nur die Steu-
ern zu senken — was wir tun — , sondern möglichst 
auch für eine Steuervereinfachung zu sorgen. 

(Huonker [SPD]: Dies ist doch das Gegenteil 
von Steuervereinfachung!) 

— Das ist eine Steuervereinfachungsmaßnahme. Sie 
müssen es insgesamt, zusammen mit der Arbeitneh-
mer-Pauschale sehen. Das ist eine echte Steuerverein-
fachung. Da sollten Sie uns loben. 

(Huonker [SPD]: Also, so etwas habe ich 
noch nicht gehört!) 

Vizepräsident Westphal: Manchmal ärgert man 
sich, daß man hier oben sitzt und das nicht kommen-
tieren darf. 

Ich rufe die Fragen 27 und 28 des Abgeordneten 
Niegel auf, den ich hier aber nicht sehe. — Dann wer-
den seine beiden Fragen entsprechend der Geschäfts-
ordnung behandelt. 

Ich rufe nun die Frage 29 des Abgeordneten Stieg-
ler auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung die Anhebung der Mineral-
ölsteuer im Zusammenhang mit der EG-Finanzierung (oder in 
welchem anderen Zusammenhang auch immer), und welche 
Kompensation für die Fernpendler wird in diesem Zusammen-
hang überlegt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stieg-
ler, die Bundesregierung hat stets in aller Offenheit 
bekundet, daß bei der Übertragung weiterer Steuer-
einnahmen des Bundes auf die Europäischen Ge-
meinschaften eine begrenzte Erhöhung auch der 
Mineralölsteuer nicht ausgeschlossen werden kann. 
Solange diese nicht feststeht, kann ich über Auswir-
kungen nichts berichten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, die Frage hat 
einen zweiten Teil. Es geht um die Kompensation für 
Fernpendler. Ich komme zurück auf meine Zusatz-
frage von eben, die Sie nur unzureichend beantwortet 
haben: Wie viele Arbeitnehmer wären steuerlich auch 
ohne Anhebung der Kilometerpauschale genauso ge-
stellt wie bisher, nachdem der Arbeitnehmerfreibe-
trag auf 2 004 DM angehoben werden soll? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Die Fernpendler 
werden durch die Anhebung der Kilometerpauschale 
von 36 auf 50 Pf eine Verbesserung erfahren. Sie müs-
sen aber auch dieses im Zusammenhang mit dem Tarif 
sehen. Es ist der Grundfehler der öffentlichen Diskus-
sion, daß jeder Punkt nur getrennt gesehen wird, an-
statt die Gesamtsteuerentlastung mit einzubeziehen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, bis wann wird 
sich denn abzeichnen, wann die Mineralölsteuer er-
höht werden soll? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Das hängt davon ab, 
wie es in Europa weitergeht. 

(Stiegler [SPD]: Zeitliche Perspektiven?) 

— Wir sind da leider nicht ganz allein. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Zusatzfrage 
des Abgeordneten von Schmude auf. 

von Schmude (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
es richtig, daß bisher die Werbungskosten auf Grund 
der Kilometerpauschale auf den Werbungskostenfrei

-

betrag, den Pauschbetrag, angerechnet wurden und 
daß künftig der Pauschbetrag in den Arbeitnehmer- 
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Pauschbetrag eingehen soll, so daß die Werbungsko-
sten künftig in voller Höhe zur Geltung kommen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: So wie bisher die 
Kilometerpauschale bei den 564 DM einbezogen 
wurde, wird sie künftig in die rund 2000 DM einbezo-
gen werden. 

(Stiegler [SPD]: Aha! Das ist der Betrug!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Huonker. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie mir 
bestätigen — weil dies für die Frage der Mineralöl-
steuererhöhung zentral ist — , daß bei der vorgesehe-
nen Regelung ein Arbeitnehmer ohne sonstige Wer-
bungskosten außer den Pkw-Kosten durch die vorge-
sehene Gesamtregelung einschließlich der Erhöhung 
der Kilometerpauschale um 14 Pf erst dann einen fi-
nanziellen Vorteil hat, wenn die Entfernung zwischen 
Wohnung und Arbeitsplatz größer als 35 km ist, er 
also erst ab dem 36. Kilometer pro Kilometer 14 Pf 
zusätzlich absetzen kann? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ja. Das ist aber eine 
getrennte Betrachtung. Sie müssen die Steuersen-
kung insgesamt sehen. 

(Lachen bei der SPD — Fischer [Homburg] 
[SPD]: Erwischt!) 

Die Hauptsache ist der Tarif. Die Steuersenkung ge-
schieht vor allem durch den Ta rif — für alle. Das ist 
das Entscheidende, das andere sind Kleinigkeiten. 
Jede Steuerermäßigung ist künftig weniger wert, weil 
der Tarif unvergleichlich besser als der alte Tarif ist. 
Es ist eine Fehlrechnung in der öffentlichen Diskus-
sion, daß man die bisherigen Steuerermäßigungen 
auch künftig zugrunde legt. Sie wirken sich nicht 
mehr so entlastend aus, weil schon der Tarif entlastet. 
Das hängt miteinander zusammen. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind am Ende dieses 
Teils der Fragestunde, weil die Frage 79 des Abgeord-
neten Müller (Pleisweiler) schriftlich beantwortet wer-
den soll. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich danke dem Staatssekretär für die Beantwortung 
der Fragen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Wirtschaft. Der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. Riedl steht zur Beant-
wortung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 30 des Abgeordneten Dr. Hüsch 
auf. — Er ist nicht im Saal. Dann werden seine Fra-
gen 30 und 31 entsprechend der Geschäftsordnung 
behandelt. 

Ich rufe die Frage 32 des Abgeordneten Schmitz 
(Baesweiler) auf: 

Trifft der durch die aktuellen Presseveröffentlichungen der 
letzten Wochen entstandene Eindruck zu, daß die Bundesregie-
rung beabsichtigt, schon vorzeitig 1991 den Eschweiler Berg-
werks-Verein durch Streichung von Fördermitteln des Bundes 
zu einer vorzeitigen Betriebsschließung zu zwingen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Danke schön, Herr Präsident. — Der 

Eschweiler Bergwerks-Verein erhält im Rahmen des 
bestehenden Stützungsinstrumentariums die glei-
chen Kohlehilfen wie alle anderen Bergbauunterneh-
men auch. Allein für die Exporte an Arbed bedeutet 
dies in diesem Jahr eine Kokskohlenbeihilfe der öf-
fentlichen Hand von weit über 200 Millionen DM. Mit 
diesen normalen Kohlehilfen ist der Eschweiler Berg-
werks-Verein jedoch nicht lebensfähig. Er hat in den 
Jahren 1980 bis 1986 zusätzlich rund 600 Millio-
nen DM Sonderhilfen mit dem Ziel erhalten, durch ein 
umfassendes Rationalisierungs- und Investitionspro-
gramm die Wettbewerbsfähigkeit mit dem Durch-
schnitt des deutschen Steinkohlenbergbaus zu errei-
chen. Dies ist bis heute leider nicht der Fall. 

Vielmehr werden neue Sonderhilfen von mehreren 
hundert Millionen DM zur Existenzsicherung benö-
tigt. Die Aachener Zeche des Unternehmens läuft von 
ihren Vorräten her 1994 aus. Die Anlage gehört nach 
wie vor zu den besonders kostenungünstigen Anla-
gen. Angesichts des Bedarfs an zusätzlichen Hilfen 
muß deshalb geprüft werden, wie der Auslaufzeit-
punkt optimal gewählt werden kann. 

Hierüber wird derzeit zwischen den zuständigen 
Ressorts und mit dem Unternehmen verhandelt — so 
auch wieder heute vormittag. Ein besonderes Problem 
dabei ist die Vorsorge für die ausscheidende Beleg-
schaft, da unabhängig vom tatsächlichen Stillegungs-
zeitpunkt für 2 000 bis 2 500 Belegschaftsmitglieder 
eine Lösung über das Anpassungsgeld nicht möglich 
ist. Die Entlastung soll hier über eine wirksame regio-
nale Flankierung geschaffen werden. 

Herr Abgeordneter Schmitz, ich bin gern bereit, 
auch im Hinblick auf den Zeitablauf hier im Plenum, 
Ihnen zusätzlich diese flankierenden regionalpoliti-
schen Maßnahmen schriftlich oder auch mündlich zu 
erläutern. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr 
Schmitz. 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, wie erklären Sie sich dann, daß Bundesmini-
ster Bangemann vor gut einem Jahr von einer dauer-
haften Lösung der Wirtschaftlichkeit und finanziellen 
Existenzsicherung des Eschweiler Bergwerks-Vereins 
gesprochen hat und bis zum heutigen Datum diese 
Zuwendung, die der Haushaltsausschuß und das Par

-

lament im Rahmen des Gesetzes beschlossen haben, 
nicht geleistet worden ist? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
Sie wissen, daß die Zuwendungen des Bundes in 
voller Übereinstimmung mit dem der Bundesregie-
rung vorgelegten Unternehmenskonzept geleistet 
werden. Ich sehe überhaupt keinen Unterschied zwi-
schen den Äußerungen des Bundeswirtschaftsmini-
sters vor einem Jahr und denen, die heute nicht nur er 
persönlich, sondern auch die Vertreter des Bundes-
wirtschaftsministeriums gegenüber dem Eschweiler 
Bergwerks-Verein abgeben. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Schmitz. 
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Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Darf ich daraus 
entnehmen, Herr Staatssekretär, daß die Verhand-
lung inzwischen so weit gediehen ist, daß vor dem 
entscheidenden Datum, das ja auch die Bilanzierung 
umfaßt, diese Zusage, die Sie soeben dargestellt ha-
ben, so rechtzeitig eingelöst wird, daß es nicht zu 
einem Konkursfall kommen kann? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Davon können Sie 
ausgehen. Die Bundesregierung ist bemüht, diesen 
Konkursfall, soweit es in ihren Kräften steht, zu ver-
meiden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Großmann. 

Großmann (SPD): Herr Staatssekretär, ist nach dem, 
was Sie vorhin geantwortet haben, damit zu rechnen, 
daß die in der Presse angedeutete Koppelung zwi-
schen der Zahlung der zweiten Rate der Umstruktu-
rierungshilfe einerseits und der Schließung der Zeche 
Emil Mayrisch vor dem Auslaufen der abbauwürdigen 
Vorräte andererseits wegfällt? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Davon möchte ich 
persönlich, ohne die Ergebnisse der Gespräche vor-
wegzunehmen, ausgehen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Vosen. 

Vosen (SPD): Herr Staatssekretär, ich möchte noch 
etwas. Ich begrüße Ihre persönliche Meinung. 

Vizepräsident Westphal: Sie müssen eine Frage 
stellen. 

Vosen (SPD): Ich frage aber: Wenn man von dieser 
Koppelung nicht abginge, hielten Sie es — zumindest 
ist der Eindruck in der Öffentlichkeit entstanden und 
in der Presse und sonstwo im Raum — nicht für eine 
Art erpresserische Bedingung, zu sagen: Wir geben 
diese Hilfe nur dann, wenn dieser Eschweiler Berg-
werks-Verein damit einverstanden ist, seine Existenz 
vorzeitig in Frage zu stellen? Wäre das nicht eine Art 
von Erpressung? Würden Sie das nicht so sehen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
Sie wissen, daß Erpressung ein Straftatbestand ist. Die 
Bundesregierung wird sich natürlich sehr hüten und 
es absolut vermeiden, sich eines Verstoßes gegen ei-
nen deutschen Strafrechtsparagraphen schuldig zu 
machen. 

Ich weiß, was Sie damit ausdrücken wollen. Diese 
Verhandlungen sind insgesamt sehr schwierig. Aber 
daß auch dieser Punkt in den Verhandlungen eine 
Rolle spielen muß, ist ganz klar. Ganz entscheidend, 
Herr Abgeordneter, ist doch die Frage, zu welchem 
frühestmöglichen Zeitpunkt die Schließung der Anla-
gen des Eschweiler Bergwerks-Vereins sozialverträg-
lich und unter Würdigung aller notwendigen regio-
nalpolitischen Gesichtspunkte erfolgen kann. 

Sie dürfen versichert sein, daß die Bundesregierung 
— und sie beweist dies ja mit den Hunderten von Mil-
lionen DM Steuergeldern, die dafür im Haushalt bis-
her aufgewendet worden sind und noch aufgewendet 
werden — sich ihrer Verpflichtung hier in ganz beson-

derer Weise bewußt ist. Herr Abgeordneter, ich kenne 
ja die Nöte der betroffenen Kollegen, ich kenne die 
Nöte der Betriebsräte, ich kenne auch die Nöte der 
Beschäftigten. Ich bin ja gern bereit, in einem engen 
Kontakt auch mit dem Parlament alle diese Fragen zu 
besprechen. Nur, daß das ohne spürbare Belastungen 
auch für die öffentliche Hand abgehen sollte, davon 
gehe ich mit Sicherheit nicht aus. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Singer. 

Singer (SPD): Herr Staatssekretär, wie will die Bun-
desregierung sicherstellen, daß beim Auslaufen der 
Förderung vom Emil Mayrisch kein Bergarbeiter ins 
Bergfreie fällt? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Entscheidend für die 
Bundesregierung ist in diesem Fall, daß die soziale 
Abfederung im Rahmen unserer Gesetze und im Rah-
men möglicher flankierender Maßnahmen erfolgt. 
Hier hat die Bundesregierung eine Menge von Vor-
schlägen parat, die ja auch mit dem Deutschen Bun-
destag abgestimmt und von Ihnen beschlossen wor-
den sind. Einen Fall in das Nichts — um auch einmal 
Ihre Terminologie aufzunehmen — wird es nicht ge-
ben. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 33 des 
Abgeordneten Schmitz (Baesweiler) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch eine vorzeitige 
Streichung der Unterstützung des EBV vor 1994 die Arbeitslo-
sigkeit im Aachener Raum auf über 20 v. H. ansteigen wird und 
nicht genügend Ersatzarbeitsplätze rechtzeitig geschaffen wer-
den können? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Bundesregierung weiß, daß eine Zechenstille-
gung regionale Probleme mit sich bringt. Darin bildet 
der Aachener Raum keine Ausnahme. Diese Belastun-
gen sind jedoch nahezu unabhängig vom konkreten 
Zeitpunkt der Stillegung und können nur über ein 
wirksames Regionalprogramm abgefedert werden. 
Die Bundesregierung hat deshalb bereits im Pla-
nungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe „ Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur" am 2. Juli 
dieses Jahres ihre Unterstützung für diese Arbeits-
marktregion zugesagt. — Herr Abgeordneter, Sie 
kennen die Entscheidungen im Haushaltsausschuß. 

Die Bundesregierung wird sich im Planungsaus-
schuß für ein regionalpolitisches Sonderprogramm 
einsetzen, das durch seine finanzielle Ausstattung, 
seinen frühzeitigen Beginn und seine Laufzeit wirk-
sam zur Entlastung des regionalen Arbeitsmarktes in 
Aachen beitragen kann. Ein frühzeitiges Einsetzen 
des Programms setzt dabei auch ein entsprechendes 
Stillegungsprogramm voraus. 

Ein regionalpolitisches Sonderprogramm im Rah-
men der Gemeinschaftsaufgabe bedarf neben der Zu-
stimmung des Bundes auch der Zustimmung von min-
destens sechs Ländern sowie der Genehmigung durch 
die EG-Kommission. Hier ist — ich darf das einmal als 
Vertreter der Bundesregierung sagen — nicht zuletzt 
auch das Land Nordrhein-Westfalen gefordert, sich 
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um eine Zustimmung der Mehrheit der Länder zu 
bemühen. 

Die Hilfen der Gemeinschaftsaufgabe können aber 
nur dann wirksam werden, wenn die Region Aachen 
und das Land Nordrhein-Westfalen ein schlüssiges 
Umstrukturierungskonzept für die Region entwickeln, 
das alle vorhandenen Hilfsangebote des Bundes, des 
Landes und gegebenenfalls der EG koordiniert und 
bündelt. 

Aachen liegt mit einer Arbeitslosenquote von der-
zeit 10,9 % zwar oberhalb des Bundesdurchschnittes, 
steht aber relativ besser da als vergleichbare Re-
gionen, für die Sonderprogramme beschlossen wor-
den sind. — Daß das alles unbef riedigend ist, Herr 
Abgeordneter, ist selbstverständlich. — Ein Anstei-
gen der Arbeitslosigkeit auf über 20 % nach Stille-
gung der EBV-Zeche ist nach den vorhandenen Zah-
len nicht zu erwarten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Schmitz. 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, ist sich die Bundesregierung darüber im kla-
ren, daß, je früher der Schließungszeitpunkt angesetzt 
wird, um so höher die Anzahl der in den Arbeitsmarkt 
zu Entlassenden sein wird und damit die Maßnahmen, 
die zur Schaffung von neuen Arbeitsplätzen ergriffen 
werden, in erheblichem Umfange Mittel zusätzlicher 
Art bedürfen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Darüber ist sich die 
Bundesregierung im klaren. 

Ich darf noch einmal arithmetisch verdeutlichen, 
daß bei Konstanz aller übrigen Einflußfaktoren auf die 
Arbeitslosenquote bei 2 000 bis 2 500 zusätzlichen Ar-
beitslosen in der Region Aachen die Arbeitslosen-
quote um etwa 1 % ansteigen würde; bloß um einmal 
die Relation zu verdeutlichen. Das ist ja genau die 
Schwierigkeit, vor der wir uns befinden: eine sozial 
verträgliche, bet riebswirtschaftlich richtige und von 
der Verwendung der eingesetzten Steuermittel her 
politisch verantwortbare Entscheidung zusammen mit 
der Werksleitung, mit dem Bet riebsrat zu treffen. Die 
Gespräche — diese dramatischen Gespräche, möchte 
ich einmal sagen — laufen seit Tagen und Wochen 
und werden wahrscheinlich auch heute und morgen 
fortgesetzt. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage. Bitte schön, Herr Schmitz. 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, ist Ihnen eigentlich bekannt, woher diese Zahl 
2 500 stammt — können Sie mir die Berechnungs-
grundlage zur Verfügung stellen, nachdem diese Zahl 
genannt worden ist — , ist Ihnen weiter bekannt, daß 
unter den Bedingungen der Randlage der Region 
Aachen die Kriterien, die Sie allgemein für die Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" genannt haben, so nicht zutref-
fend sind, ist Ihnen weiter bekannt, daß eine Zechen-
schließungswelle in der Provinz Limburg im benach-
barten Holland vor 23 Jahren 60 000 Arbeitsplätze ge-
kostet hat, und ist Ihnen schließlich bekannt — Herr 

Präsident, ich bitte um Vergebung — , daß in 23 Jah-
ren nicht mehr als 18 000 Arbeitsplätze geschaffen 
worden sind und das mehr als 2,5 Milliarden holländi-
sche Gulden gekostet hat? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
jetzt bitte ich den Herrn Präsidenten um Nachsicht, 
wenn ich als Flachländer und als Münchner sage: 
Diese Fragen sind mir natürlich nicht bekannt. Ich 
muß mich erkundigen. Herr Abgeordneter, ich bin 
gern bereit, das nachzuprüfen, und gebe Ihnen so 
schnell wie möglich Bescheid. Die Zahlen, die wir 
über die Arbeitsmarktproblematik haben, sind aus 
dem Bundeswirtschaftsministerium und mit der Bun-
desanstalt für Arbeit in Nürnberg abgestimmt. Aber 
diese sehr interessanten Hinweise von Ihnen werde 
ich mir einmal näher anschauen. Vielen Dank. 

Vizepräsident Westphal: Also, das mit den Flach-
ländern stimmt ja nicht, Herr Riedl. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Die Stadt München 
habe ich gemeint, Herr Präsident. 

Vizepräsident Westphal: Ach so, sonst fiele mir 
„Südländer" ein, und daran, daß die ein bißchen mehr 
von der Kohle wissen, bin ich auch interessiert. 

Bitte schön, Herr Großmann, Sie haben eine Zusatz-
frage. 

Großmann (SPD): Herr Staatssekretär, bedeutet die 
Tatsache, daß die Bundesregierung mehrfach betont 
hat, daß regionalpolitische Maßnahmen zur Schaf-
fung von Ersatzarbeitsplätzen rechtzeitig eingeleitet 
werden müssen, und daß Sie auch gerade von dem 
Entscheid des Planungsausschusses Anfang Juli be-
richtet haben, daß das Sonderprogramm für die Re-
gion Aachen konkret am 1. Januar 1988 beginnen 
wird? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
vielen Dank für diese Frage, die mir Gelegenheit gibt, 
Ihnen einmal in Stichworten darzulegen, von welchen 
Voraussetzungen die Auswirkungen einer Stillegung 
der Kohleförderung des Eschweiler Bergwerks-Ver-
eins abhängen. Sie hängen u. a. von dem zeitlichen 
Ablauf der Stillegung ab — das ist ja die eigentlich 
gravierende Frage, um die es zur Zeit geht — , dann 
von dem Ausmaß der Entlassungen in den Arbeits-
markt — d. h. der sozialpolitischen Flankierung — 
und der Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen, also der 
regionalpolitischen Flankierung. Ich kann Ihnen aus 
meiner Erfahrung auch mit anderen Regionalproble-
men nur sagen: Es ist ein unwahrscheinlich schwieri-
ges Problem, angesichts verschiedener Faktoren, die 
wir im Wirtschaftsausschuß einmal diskutieren müs-
sen, in Deutschland zur Zeit zu Industrieneuansied-
lungen zu kommen. Aber wenn heute eine Gemeinde 
oder eine Stadt eine Industrieansiedlung mit nur 20 
oder 30 Arbeitsplätzen bekommen sollte, dann kann 
sich der Bürgermeister oder der Stadtrat „von" schrei-
ben, um es hier einmal so salopp zu sagen, ganz zu 
schweigen von Industrieneuansiedlungen in einem 
Ausmaß von 50, 60, 80 oder 100 Arbeitsplätzen. Das 
sind heute unbeschreibliche Geschenke, die eine 
Kommune erhalten kann. Deshalb möchte ich an die- 
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sem Punkt, also wenn es um die Schaffung von Ar-
beitsplätzen geht, an alle Verantwortlichen, insbeson-
dere auch an die Tarifpartner, die dies flankieren soll-
ten, den Appell richten, große Anstrengungen zu un-
ternehmen. 

Es hängt natürlich auch von der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung ab. Wir werden ja hier im Plenum in 
einer knappen Stunde eine Aktuelle Stunde durch-
führen, in der auch die Auswirkungen der derzeitigen 
Weltwirtschaftssituation auf die Beschäftigung eine 
Rolle spielen werden, wobei ich mir erlauben darf, 
Herr Präsident, hinzuzufügen: Ich begrüße es außer-
ordentlich, daß wir im Deutschen Bundestag schnell 
und aktuell darüber diskutieren. 

Vizepräsident Westphal: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

(Vosen [SPD]: Doch, eine Zusatzfrage!) 

—Das kann man als guter Abgeordneter schneller 
machen. — Herr Vosen, Sie haben noch eine Zusatz-
frage. 

Vosen (SPD): Ich bitte vielmals um Entschuldigung, 
Herr Präsident. — Herr Staatssekretär, die Randlage 
der Region Aachen wird Ihnen als Flächländer aber 
bekannt sein. Sie liegt nämlich an der Grenze zu Bel-
gien und den Niederlanden. Von daher besteht auch 
die Schwierigkeit, neue Arbeitsplätze zu finden. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt die Frage, 
Herr Vosen. 

Vosen (SPD): Die Frage ist: Gedenken Sie, in Ihrer 
Entscheidung die Lage der Arbeitsmarktregionen 
— es sind mehrere — Düren, Aachen, Jülich bei der 
Schaffung neuer Arbeitsplätze mit Hilfe der Bundes-
regierung analog z. B. zum Zonenrandförderungs-
programm zu berücksichtigen, welches ja obligato-
risch ist und welches die Randlage solcher Gebiete in 
Rechnung stellt? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Vosen, daß die Bundesregierung ein Zonenrandpro-
gramm für den Raum Aachen plant, das ist natürlich 
nicht der Fall. 

(Vosen [SPD]: Analog!) 

—Auch nicht analog, sondern es bleibt bei den bishe-
rigen Instrumentarien, die die Bundesregeirung hat 
und die sich für strukturschwache Gebiete ja cum 
grano salis bewährt haben. Aber spezielle Sonderpro-
gramme analog zu dem von Ihnen angesprochenen 
Zonenrandprogramm wird es nicht geben. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Sind Sie nicht mit mir der 
Meinung, daß Sie ein besonders schlaues Bundeswirt-
schaftsministerium sind und daß Sie schon, bevor die 
Zechenschließung dort stattgefunden hat, wußten, 
daß Sie Maßnahmen ergreifen mußten, um andere 
Arbeitsplätze zu schaffen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Gnädige Frau, daß 
ich kein „besonders schlaues Bundeswirtschaftsmini-

sterium" bin, kann jeder sehen, der mich hier stehen 
sieht. Ich bin hoffentlich ein gestandener Mann und 
kein Ministerium. 

Zum zweiten ist es natürlich nicht die originäre Auf-
gabe der Bundesregierung, durch Programme, wie Sie 
sie ini Auge haben — das hat auch der Kollege Vosen 
gemeint — , direkt in den Wirtschaftsablauf einzugrei-
fen. Dies ist nicht die Wirtschaftspolitik dieser Bun-
desregierung. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Singer. 

Singer (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie et-
was zu der Finanzausstattung für das von der Bundes-
regierung beschlossene Sonderprogramm sagen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Über die Finanzaus-
stattung dieses regionalpolitischen Sonderprogramms 
wird noch zu sprechen sein. Herr Abgeordneter, so-
bald hier Entscheidungen im einzelnen gefallen sind, 
werde ich Sie gerne informieren. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt rufe ich die Frage 34 
des Abgeordneten Kuhlwein auf: 

Welches Ergebnis halten die Verhandlungen über eine ge-
meinsame Richtlinie des Rates der EG zur Anerkennung von 
Architekten-Diplonien (Architekten-Richtlinie) für die Absol-
venten von Fachhochschulen, und wie bewertet die Bundesre-
gierung dieses Ergebnis? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, Herr 
Abgeordneter Kuhlwein, die Richtlinie vom 10. Juni 
1985 bezieht sich auf die Abschlüsse der deutschen 
Fachhochschulen und das System der gegenseitigen 
Anerkennung der Diplome auf dem Gebiet der Ar-
chitektur. Die Richtlinie sieht unter weitgehendem 
Verzicht auf eine Harmonisierung der Ausbildungs-
gange ein System der gegenseitigen Anerkennung 
auf der Basis bestimmter qualitativer und quantitati-
ver Mindeststandards vor. Hinsichtlich der Ausbil-
dungsdauer hielten dabei nahezu alle anderen Mit-
gliedstaaten eine Mindeststudienzeit von vier Jahren 
für unerläßlich. Nicht zuletzt aus diesem Grunde bil-
dete die Einbeziehung der zumeist dreijährigen deut-
schen Fachhochschulstudiengänge bis zuletzt einen 
der Hauptstreitpunkte der mehr als 18jährigen Bera-
tungen. Dennoch ist es dank der nachdrücklichen Be-
mühungen der Bundesregierung gelungen, eine Re-
gelung durchzusetzen, die die Einbeziehung aller 
deutschen Fachhochschuldiplome ermöglicht. Die 
vom Rat verabschiedete Lösung sieht zwar grundsätz-
lich eine vierjährige Mindeststudienzeit vor, darüber 
hinaus werden jedoch auch die dreijährigen deut-
schen Fachhochschulstudiengänge anerkannt, wenn 
der Absolvent durch eine Bescheinigung der zustän-
digen Architektenkammer eine mindestens vierjäh-
rige erfolgreiche Berufspraxis in der Bundesrepublik 
Deutschland nachweisen kann. 

Diese zusätzliche Bedingung erschien der Bundes-
regierung im Inte resse eines Gesamtkompromisses 
vertretbar, da auch in der Bundesrepublik Deutsch-
land selbst eine bestimmte Berufspraxis für die Eintra-
gung in die Architektenliste erforderlich ist und der 
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Nachweis der Berufserfahrung an keine wie auch im-
mer geartete zusätzliche Prüfung geknüpft ist. 

Es ist vorgesehen, diese Regelung auf Grund der 
gesammelten Erfahrungen 1995 zu überprüfen. 

Diese Sonderregelung gilt allerdings nur für dieje-
nigen Fachhochschulstudiengänge, deren Dauer we-
niger als vier Jahre beträgt. Demgegenüber fallen die 
Fachhochschulstudiengänge, die über dieser Grenze 
liegen, unter die allgemeine Regelung, d. h. sie wer-
den unter den gleichen Voraussetzungen anerkannt 
wie die entsprechenden Abschlüsse von wissenschaft-
lichen und technischen Hochschulen. Dies gilt nach 
deutscher Auffassung auch für solche Studiengänge, 
bei denen in die vierjährige Ausbildungszeit ein oder 
mehrere Praxissemester integriert sind. Diese Ansicht 
hat sich nach hier vorliegenden Informationen, unge-
achtet eines abweichenden Votums des sogenannten 
beratenden Ausschusses vom 29. Juli dieses Jahres, 
inzwischen auch bei den anderen Mitgliedstaaten so-
wie bei der Kommission, die für die Veröffentlichung 
der anerkennenden Diplome im Amtsblatt verant-
wortlich ist, durchgesetzt. 

Vizepräsident Westphal: Haben Sie alles verstan-
den, Herr Kollege? — Sie haben das Wort zu einer 
Zusatzfrage. 

Kuhlwein (SPD): Ja, ich habe durchaus alles ver-
standen. Mir ist der Zusammenhang bekannt. Nun 
wollen wir mal testen, ob er dem Herrn Staatssekretär 
auch so bekannt ist: Hat die Bundesregierung bei den 
Verhandlungen in Brüssel darauf hingewiesen, Herr 
Staatssekretär, daß die eigentliche Studiendauer an 
den deutschen Fachhochschulen erheblich länger ist 
als die Regelstudienzeit von sechs Semestern und daß 
deshalb auch eine Anerkennung der Diplome ohne 
Nachweis zusätzlicher Berufserfahrung logisch 
wäre? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Nun werde ich Sie 
natürlich enttäuschen. Da ich bei den Verhandlungen 
nicht dabei war, kann ich Ihnen das nicht bestätigen. 
Dies müßte ich in der Tat im Protokoll nachlesen. Da 
Sie selber mal Staatssekretär waren, wissen Sie, daß 
man nicht alle EG-Protokolle im Kopf haben kann. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Ich gestehe Ihnen ja zu, daß die 
Materie etwas kompliziert ist und deswegen mögli-
cherweise nicht im einzelnen in der Fragestunde ab-
zuhandeln ist. Aber dennoch eine weitere Zusatz-
frage: Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
Regelstudienzeit an den Fachhochschulen zu verlän-
gern, um sie einerseits realitätsnäher zu gestalten und 
andererseits die Voraussetzungen für die europäische 
Anerkennung ohne zusätzliche Berufspraxis zu schaf-
fen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Nein. 

Vizepräsident Westphal: Gibt es Zusatzfragen? — 
Bitte schön, Frau Ganseforth. 

Frau Ganseforth (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben gesagt, eine Bedingung, die die Anerkennung im 
EG-Rahmen ermöglicht, seien vier Jahre Praxis, aller-
dings nur in der Bundesrepublik. Halten Sie es für 
gerechtfertigt, daß eine praktische Tätigkeit im EG-
Ausland, wie sie in konkreten Fällen vorkommt, nicht 
zu der Anerkennung führt? Um es zu verdeutlichen: 
Ein Architekt, der nach seinem Fachhochschulab-
schluß nach Belgien oder in die Niederlande geht und 
dort praktisch tätig ist, wird in diesem Land nicht an-
erkannt. Halten Sie das für eine tragbare Vereinba-
rung? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Frau Abgeordnete, 
ich bin ganz sicher, daß es hier Härtefälle gibt, in 
denen man dies nicht für in Ordnung hält. Das, was ich 
Ihnen vorgetragen habe, ist das Beratungsergebnis, 
das mehrheitlich zustande gekommen ist. Ich habe 
Ihnen auch erklärt, daß es eine Überprüfung geben 
wird. Wenn es im Einzelfall überdimensionale 
Schwierigkeiten geben sollte, muß man dies zum Ge-
genstand neuer Beratungen machen. 

Vielleicht können Sie mir Näheres über den Fall 
mitteilen, den Sie vor Augen haben. Wir schauen uns 
dann gerne an, ob er unter diesen Generalbeschluß 
fällt und was man eventuell machen kann. Ich bin 
gerne bereit, dies zu überprüfen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Weisskirchen (Wiesloch). 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, ist in der Richtlinie mit berücksichtigt worden, daß 
ein beträchtlicher Teil unserer Fachhochschulabsol-
venten eine 13jährige Schulzeit hinter sich gebracht 
hat — was in der Bundesrepublik Deutschland anders 
ist als in anderen Ländern — , und ist auch und insbe-
sondere die Berufserfahrung mit berücksichtigt wor-
den, die bei uns ja — auch anders als bei manchen 
Studien in anderen Ländern — in das Fachhochschul-
studium integriert ist? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Hier gilt das gleiche, 
was ich auf die Frage des Kollegen Kuhlwein vorhin 
gesagt habe: Ich bin sicher, daß das erörtert worden 
ist, aber um es genau zu sagen, müßte ich im Protokoll 
nachsehen. Das werde ich gerne tun. 

Aber das ist ein ganz wesentliches Element der Be-
ratungen gewesen, und ich gehe davon aus, daß man 
darüber nicht hinweggesehen hat. Sie bekommen 
aber von mir noch genau Bescheid. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 35 des Ab-
geordneten Kuhlwein auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, in der EG dafür zu sorgen, daß 
die gemeinsame Anerkennung von Ingenieur-Diplomen in einer 
besonderen Richtlinie (Ingenieur-Richtlinie) geregelt wird, und 
wird sie dabei auf eine Nicht-Diskriminierung der deutschen 
Fachhochschulausbildung achten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Danke, Herr Präsi-
dent. — Die Bundesregierung hat sich stets mit allem 
Nachdruck für die EG-weite Anerkennung der deut-
schen Fachhochschulausbildungen eingesetzt. Wie 
bereits zu Frage 34 ausgeführt, haben diese Bemü-
hungen im Falle der Architekten-Richtlinie zu einer 
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befriedigenden Lösung geführt. Eine vergleichbare 
Regelung strebt die Bundesregierung auch für die 
Anerkennung der Fachhochschulausbildungen für 
Ingenieure an. 
In den Brüsseler Ratsgremien werden zur Zeit die 

grundsätzlichen Fragestellungen erörtert, die für die 
Erarbeitung einer besonderen Ingenieur-Richtlinie 
ausschlaggebend sind. Die deutsche Delegation be-
teiligt sich aktiv an diesen Arbeiten, und ich bin auch 
gern bereit, Anregungen nachzuschieben, die aus 
dem Plenum des Deutschen Bundestages im Blick auf 
diese Verhandlungen noch eingehen sollten. 

Gleichzeitig wird in Brüssel an einer generellen 
Konzeption zur Anerkennung von Hochschuldi-
plomen gearbeitet. Der zur Zeit beratene Richtlinien-
text enthält eine Formel, welche die dreijährige deut-
sche Fachhochschulausbildung voll abdeckt. 

Sollte die generelle Anerkennungsrichtlinie in ab-
sehbarer Zeit verabschiedet werden, wäre eine spe-
zielle Richtlinie für Ingenieure aus der Sicht der EG-
Kommission nicht mehr erforderlich. Die dänische 
Präsidentschaft behandelt zur Zeit beide EG-Vorla-
gen parallel und beabsichtigt, über die Frage einer 
gesonderten Ingenieur-Richtlinie bis zum Jahresende 
eine politische Grundsatzentscheidung herbeizufüh-
ren. Die Bundesregierung wird sich bei dieser Grund-
satzentscheidung auch von der Überlegung leiten las-
sen, auf welchem Wege die gegenseitige Anerken-
nung der Ingenieurdiplome unter Einschluß der deut-
schen Fachhochschulausbildungen am schnellsten 
und wirkungsvollsten erreicht werden kann. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, kann die Bun-
desregierung ausschließen, daß es bei unterschiedli-
chen Regelungen in der EG für Fachhochschulinge-
nieure einerseits und entsprechende Hochschulabsol-
venten andererseits in Zukunft auch zu Diskriminie-
rungen von Fachhochschulabsolventen im Inland 
kommt? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Das ist eine schwie-
rige Frage, die ich mir einmal gut überlegen muß. 
Grundsätzlich schließt die Bundesregierung über-
haupt nichts aus. 

(Catenhusen [SPD]: Ja, er stellt gute Fra

-

gen!) 
— Ich bin mir sicher, daß die Kollegen gute Fragen 
haben. Mir ging es ja früher an Ihrer Stelle genauso. 
Nur bin ich genauso frei, zu sagen: Ich muß mir das 
einmal überlegen; ich weiß es nicht. Herr Abgeordne-
ter, Sie bekommen Bescheid. Das ist eine ganz kom-
plizierte Frage, die auch mit den Landeskultusmini-
stern abgesprochen werden muß. Ich kann sie aus der 
Lamäng nicht beantworten. 

(Frau Weyel [SPD]: Aber Sie dürfen versi

-

chern, daß Sie es schriftlich machen!) 

— Bei uns wird immer alles schriftlich gemacht, was 
wir von uns geben. 

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage des 
Abgeordneten Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, einige Präzi-
sierungen hätte ich gern noch schriftlich von Ihnen 
nachgereicht. Ich glaube, darauf habe ich einen An-
spruch, auch wenn ich fairerweise zugebe, daß es 
schwierig ist, die Mate rie hier in der Fragestunde zu 
erörtern. 

Eine grundsätzliche Feststellung würde ich aber 
gerne noch von Ihnen hören: Hält die Bundesregie-
rung, so wie es das Hochschulrahmengesetz vorsieht, 
grundsätzlich daran fest, daß Fachhochschulab-
schlüsse und Universitätsabschlüsse gleichwertig 
sind? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Dies kann ich Ihnen 
versichern. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Weiss-
kirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, kann die Bundesregierung ausschließen, daß nach 
Verwirklichung des gemeinsamen europäischen Bin-
nenmarktes ab 1992 Fachhochschulabsolventen erst 
nach Ableistung eines zusätzlichen Praktikums von 
vier Jahren ein voll anerkanntes Diplom erhalten? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Nach meiner Kennt-
nisnahme der Unterlagen, die ich vor dieser Frage-
stunde studiert habe, kann ich dies natürlich nicht 
ausschließen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Oden-
dahl. 

Frau Odendahl (SPD): Wie verhält sich die Dauer 
der vorgeschriebenen Berufserfahrung für Fachhoch-
schulabsolventen zum Vorschlag für eine Richtlinie 
des Rates über eine allgemeine Regelung zur Aner-
kennung der Hochschuldiplome, wonach die Dauer 
der verlangten Berufserfahrung das Doppelte der feh-
lenden Hochschulbildungszeit nicht überschreiten 
darf. Ich meine, das ist eine Frage, die eine Rolle 
spielt. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Das ist eine Frage, 
die eine wichtige Rolle spielt, bei der sich aber die 
politisch Verantwortlichen und die Beamten in der 
Regel auf Fachgutachter stützen und aus der Praxis 
heraus Empfehlungen für eine solche Verdoppelung 
abgegeben werden. Daß dies für die Betroffenen zum 
Teil eine besondere Härte ist, Frau Abgeordnete, ist 
mir klar. 

Vizepräsident Westphal: Frau Ganseforth noch zu 
einer Zusatzfrage. 

Frau Ganseforth: Herr Staatssekretär, halten Sie es 
nach dem, wie Sie die Fragen hier beantwortet haben, 
nicht für sinnvoller, daß diese Mate rie dem Ministe-
rium für Bildung und Wissenschaft zugeordnet wird, 
anstatt dem Wirtschaftsministerium? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Über die sinnvolle 
Zuordnung dieser Frage habe ich mir auch schon Ge-
danken gemacht. 

(Lutz [SPD]: Aha!) 
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Ich bin mir absolut sicher, daß das Bundeswirtschafts-
ministerium originärere Zuständigkeiten haben sollte 
als diese. Ich bedanke mich sehr für die Ermunterung, 
hier einmal über die Zuständigkeiten nachzudenken. 
Das habe ich aber nicht erfunden, gnädige Frau. Ich 
tue hier nur meine Pflicht und gebe Antworten auf 
Fragen des Hohen Hauses, was ich sehr gerne tue. 

Vizepräsident Westphal: Die Frage 36 des Abgeord-
neten Gansel soll auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe nun die Frage 37 des Abgeordneten Stieg-
ler auf: 

Welche Auswirkungen hat die beabsichtigte Streichung des 
Investitionszulagengesetzes und die Aufstockung der GA-Mittel 
(30 v. H. Zonenrandanteil) auf die Förderung des Zonenrandge-
bietes, und welches Mittelvolumen würde — bezogen auf den 
aktuellen Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe — künftig 
zur Schaffung neuer Arbeitsplätze und zur Sicherung vorhande-
ner Arbeitsplätze in Zukunft im Zonenrand- und Grenzgebiet 
zur Verfügung stehen, wenn die Absichten der Bundesregie-
rung im Zusammenhang mit der Steuerreform verwirklicht wür-
den? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Danke schön, Herr 
Präsident. Ich bitte um Nachsicht, daß ich diese Ant-
wort etwas umfassend geben muß, aber bei der Be-
deutung der Frage ist dies nicht zu ändern. 

Bei der geplanten Streichung der Investitionszulage 
bei gleichzeitiger Erhöhung der Haushaltsmittel der 
Gemeinschaftsaufgabe „ Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" im Jahre 1990 sind keine gra-
vierenden negativen Auswirkungen auf die Zonen-
randförderung zu erwarten, zumal auch an dem 
Grundsatz der bevorzugten Förderung des Zonen-
randgebietes gegenüber Nichtzonenrandförderregio-
nen festgehalten wird. Die vorgesehene Aufstockung 
der Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe in 
Höhe von 500 Millionen DM für Investitionszuschüsse 
an die gewerbliche Wirtschaft und für wirtschaftsnahe 
Infrastrukturmaßnahmen im Zonenrandgebiet entfällt 
im Hinblick auf den Grundsatz der bevorzugten För-
derung. Ein Anteil von rund 46 %, d. h. 230 Millionen 
DM, ist geeignet, die Kontinuität und Effizienz der 
Zonenrandförderung in bezug auf die wirtschaftliche 
Entwicklung dieser Regionen zu gewährleisten. 

Dem durchschnittlichen Verlust des Zonenrandan-
teils an der steuerfreien Investitionszulage in Höhe 
von 47%, d. h., Herr Abgeordneter Stiegler, jährlich 
330 Millionen DM, geschätzt nach dem Steuerausfall 
in den Jahren 1984 bis 1986, stehen somit 230 Millio-
nen DM zu versteuernde Investitionszuschüsse, er-
hebliche Steuerentlastungen und Investitionsanreize 
für Unternehmen im Zonenrandgebiet durch die ge-
plante Steuerreform sowie ein effizienter Mittelein-
satz für förderbedürftige Betriebe — auf Grund des 
Rechtsanspruchs auf die Investitionszulage sind Mit-
nahmeeffekte nicht ausgeschlossen — gegenüber. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Zonenrandförderung auch weiterhin ihrer wirtschaft-
lichen und deutschlandpolitischen Aufgabe gerecht 
werden kann. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Stieg-
ler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, ich kann mir 
Ihre Zahl schlecht erklären. In dem jüngsten Rahmen-
plan der Gemeinschaftsaufgabe sind die Investitions-
zulagenmittel mit gut einer Milliarde DM ausgewie-
sen. 47% würde bedeuten, daß es 470 Millionen DM 
wären. Sie kommen auf 330 Millionen DM. Können 
Sie das nachprüfen lassen und mir dann noch einmal 
schriftlich Bescheid geben? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Ich gebe Ihnen gerne 
Bescheid. Vielleicht ist es auch nur ein Mißverständ-
nis. Insgesamt beträgt die Summe 695 Millionen DM. 
Der Anteil des Zonenrandgebiets entsprach 47%, und 
das sind 330 Millionen DM. Ich habe meinen Ta-
schenrechner jetzt nicht dabei, Herr Abgeordneter, 
aber wir werden es noch einmal auf einen Rechenfeh-
ler überprüfen. 

Stiegler (SPD): Die Investitionszulage insgesamt hat 
einen Steuerausfall von jährlich um die 1,7 Milliar-
den DM verursacht. Ich glaube, das ist die Basiszahl. 
Bitte lassen Sie das noch einmal nachprüfen. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Sie bekommen von 
uns Bescheid. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben für 
die Bundesregierung noch im Sommer im jüngsten 
Rahmenplan die Investitionszulagenförderung aus-
drücklich als Basisförderung bezeichnet. Was hat 
denn nun diesen Sinneswandel bewirkt, daß man ein 
eingespieltes, berechenbares Basisinstrument gegen 
ein sehr zweifelhaftes, von der momentanen Haus-
haltslage abhängiges Zuschußinstrument aus-
tauscht? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, daß hier 
die Bedarfsüberlegungen eine ganz entscheidende 
Rolle gespielt haben und daß auch in den Überlegun-
gen des Bundes mit den Ländern diese Grundlinie 
mehrheitlich zu finden war. Ich gebe Ihnen zu, Herr 
Abgeordneter Stiegler, daß es dafür sicherlich unter-
schiedliche politische Wertungen geben kann. Die 
Bundesregierung hat sich aus guten Gründen so ent-
schieden. Wir haben die Möglichkeit, nach einem be-
stimmten Erfahrungszeitraum — nehmen wir einmal 
die nächsten zwei Jahre — die Erfahrungen auszu-
werten und dann zu sehen, wie wir weiter verfahren. 
Jetzt aber sollten wir diese Entscheidung einmal er-
proben. Die Bundesregierung ist natürlich gerne be-
reit, Vorschläge zu einer Verbesserung zu diskutie-
ren. 

Vizepräsident Westphal: Damit sind wir am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für Wirt-
schaft. Ich danke dem Staatssekretär für die Beant-
wortung der Fragen. 

Den Geschäftsbereich des Bundesministers für Ar-
beit und Sozialordnung muß ich nicht aufrufen, weil 
alle Kollegen um schriftliche Beantwortung ihrer Fra-
gen gebeten haben. Dies betrifft die Fragen 38 und 39 
des Abgeordneten Kirschner und die Fragen 40 und 
41 des Abgeordneten Kroll-Schlüter. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 
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Vizepräsident Westphal 

Ich komme dann zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit. Herr Parlamentarischer Staatssekretär Grü-
ner steht zur Beantwortung der Fragen zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 42 der Abgeordneten Frau Ter-
borg auf: 

Kann die Bundesregierung den Fernsehbericht „Panorama" 
vom 20. Oktober 1987 bestätigen, laut dem es hei der Preussen-
Elektra zu einer „Schmiergeldaffäre" bezüglich des Baus und 
Ausbaus bzw. der Reparatur des Kernkraftwerkes Esenshamm 
gekommen ist, und wie hoch wird der vermutliche Schaden, der 
daraus entstanden ist, sein? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit: Auf der Grundlage der Berichterstat-
tung durch die zuständige atomrechtliche Genehmi-
gungs- und Aufsichtsbehörde, Frau Kollegin, dem 
niedersächsischen Umweltminister, kann die Bundes-
regierung bestätigen, daß gegen einige Mitarbeiter 
des Kernkraftwerks Unterweser offensichtlich kon-
krete Verdachtsgründe der Vorteilsannahme zu La-
sten des Kernkraftwerks bestehen. Drei Mitarbeiter 
werden beschuldigt, unter anderem Aufträge zur 
Durchführung von Privatarbeiten zu Lasten des Kern-
kraftwerks an verschiedene Firmen erteilt und abge-
rechnet und diese Firmen systematisch in betrügeri-
scher Weise zum eigenen Vorteil und zu Lasten des 
Kernkraftwerks begünstigt zu haben. 

Die  Preussen-Elektra  AG hat die genannten Mitar-
heiter zunächst beurlaubt und später entlassen. Um 
eine vollständige Aufklärung der Angelegenheit zu 
erreichen, insbesondere auch zur Klärung, ob und 
gegebenenfalls in welchem Umfange noch weitere 
Mitarbeiter in die Vorgänge verwickelt sind, hat die 
Preussen-Elektra AG am 8. Oktober 1987 Strafan-
zeige gegen Unbekannt bei der Staatsanwaltschaft 
Oldenburg gestellt. 

Erkenntnisse über weitere in dem Fernsehbericht 
behauptete Verwicklungen oder Verstöße liegen bis-
her nicht vor. Insbesondere zu behaupteten Verstößen 
im Sicherheits- oder Strahlenschutzbereich hat die 
zuständige niedersächsische Behörde mitgeteilt, auf 
Grund von Überprüfungen am 21. Oktober 1987 lä-
gen keine Erkenntnisse darüber vor, daß es zu Verstö-
ßen gegen die hierzu im atomrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren festgelegten Bestimmungen gekom-
men sei. 

Über den materiellen Schaden, der dem Kernkraft-
werk Unterweser durch die Manipulationen entstan-
den ist, liegen der Bundesregierung keine Erkennt-
nisse vor. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Ter-
borg. 

Frau Terborg (SPD): Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß der TÜV Nord-
deutschland unmittelbar beteiligt ist, und welche 
Schlußfolgerungen müssen zur Erhöhung der Sicher-
heit daraus gezogen werden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Was ich zur Sicher-
heitsfrage gesagt habe, beruht auf den Ermittlungen  

des niedersächsischen Umweltministeriums, das zu-
ständig ist. — Das betrifft auch den TÜV, so daß keine 
Änderung meiner Antwort etwa im Hinblick auf den 
TÜV notwendig wäre. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Terborg. 

Frau Terborg (SPD): Herr Staatssekretär, ich habe 
aber gefragt, ob Ihnen bekannt ist, daß der TÜV Nord-
deutschland an dieser Korruptionsaffäre unmittelbar 
beteiligt sein soll. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, das ist mir nicht 
bekannt. Das heißt: Es ist richtig, daß bekannt ist, daß 
ein Mitarbeiter des TÜV — das ist die Erklärung, die 
der TÜV dazu abgegeben hat — eine Leistung des 
Kernkraftwerks im Werte von 150 DM bekommen ha-
ben soll. Aber darüber hinaus gibt es keine Erkennt-
nisse, die etwa eine Verwicklung des TÜV in diese 
Untreue beinhalten würden. 

Vizepräsident Westphal: Dann kommt der Abge-
ordnete Lutz zu einer Zusatzfrage. 

Lutz (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen bekannt, 
daß die Preussen-Elektra die Firma, die die ganze 
Affäre an die Öffentlichkeit gebracht hat, zur Zeit mit 
einer Sperrung der Zahlung von Werklohnforderun-
gen über 270 000 DM bestraft, und würden Sie das für 
eine angemessene Reaktion der Firma halten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das ist mir nicht be-
kannt, Herr Kollege. 

(Lutz [SPD]: Ich hatte nach der Angemessen

-

heit gefragt!) 

— Zu hypothetischen Fragen möchte ich keine Aus-
kunft geben. Ich kann nicht zu einer Annahme Aus-
kunft geben, die mir nicht bekannt ist. 

(Lutz [SPD]: Würden Sie mir das schriftlich 
geben, wenn das bekannt ist?) 

—Nein, Herr Kollege. Solange ich nicht weiß, ob der 
Tatbestand dieser Art tatsächlich vorliegt, ist eine 
Auskunft nicht möglich. Aber ich bin natürlich gerne 
bereit, Preussen-Elektra  mit dieser Behauptung zu 
konfrontieren und PreussenElektra zu bitten, dazu 
Stellung zu nehmen. Das werde ich gerne tun. 

(Lutz [SPD]: Danke!) 

Vizepräsident Westphal: Jetzt rufe ich die Frage 43 
der Abgeordneten Frau Terborg auf: 

Seit wann hat die Bundesregierung Kenntnis von der Preus-
sen-Elektra-Affäre, und welche Maßnahmen hält sie für erfor-
derlich, um die Möglichkeit definitiv auszuschließen, daß even-
t uell korrumpierte Beschäftigte unter Umgehung der zuständi-
gen Behörden fur die Reparatur eines Kernkraftwerkes Firmen 
verpflichten, die im Sicherheitsbereich tätig werden, ohne hier-
für fachlich qualifiziert zu sein? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat am 21. Oktober, unmittelbar nachdem sie erste 
Kenntnis von den Vorgängen erhalten hat, die atom-
rechtliche Landesbehörde um Unterrichtung gebeten 
und entsprechenden Bericht erhalten. 
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Parl. Staatssekretär Grüner 

Auf der Grundlage dieses Berichts, dessen wesent-
liche Aussagen ich Ihnen in der Antwort auf die 
Frage 42, also auf die vorherige Frage, gegeben habe, 
besteht kein Anlaß, über die in den atomrechtlichen 
Genehmigungs- und Aufsichtsverfahren generell 
festgelegten Sicherheitsbedingungen und Kontroll-
maßnahmen hinaus weitere Maßnahmen zu ergrei-
fen. 

Im konkreten Fall des Kernkraftwerks Unterweser 
hatte die atomrechtliche Landesbehörde über die be-
reits vom Betreiber ausgesprochene Beurlaubung der 
betroffenen Mitarbeiter — die schließlich entlassen 
wurden — hinaus angeordnet, daß diese seinerzeit 
zunächst beurlaubten Personen nicht ohne Zustim-
mung der Behörde wieder als verantwortliche Perso-
nen im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 1 Atomgesetz einge-
setzt werden durften. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Ter-
borg. 

Frau Terborg (SPD): Herr Staatssekretär, hält die 
Bundesregierung es für notwendig, Vorkehrungen zu 
treffen, um beim zusätzlichen Bet rieb von Kernkraft-
werken eine Gefährdung durch korrumpierte Beamte 
auszuschließen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wir verfolgen diese 
Vorgänge mit größter Aufmerksamkeit, sind über 
diese Vorfälle außerordentlich besorgt und werden 
alle uns ja in großem Umfang zur Verfügung stehen-
den rechtlichen Mittel einsetzen, wenn sich die Not-
wendigkeit dazu ergibt. Aber ich unterstreiche noch 
einmal, daß unter den im Atomgesetz festgelegten 
Gesichtspunkten eine Veranlassung dazu bisher nicht 
bestanden hat. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Terborg. 

Frau Terborg (SPD): Herr Staatssekretär, welche 
Schlüsse zieht die Bundesregierung aus der Tatsache, 
daß seitens der Firma erst verspätet im Hinblick dar-
auf reagiert wurde, welche Auswirkungen das auf die 
tatsächliche Sicherheit des Kernkraftwerks Esens-
hamm hätte haben können? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es hat nach den Über-
prüfungen des niedersächsischen Umweltministe-
riums, das dafür zuständig ist, keinerlei Auswirkun-
gen auf den Sicherheitsbereich haben können und 
auch nicht gehabt. Insofern ist die verspätete Reaktion 
der Firma einfach damit zu erklären, daß die Untreue 
eben erst zu einem späten Zeitpunkt bekanntgewor-
den ist, einem Zeitpunkt, in dem die Firma dann auch 
reagiert hat. Es ist das Wesen von verschleierten Be-
trugsvorgängen, daß sie eine Reaktion erst dann er-
möglichen, wenn sie bekannt werden. 

Vizepräsident Westphal: Frau Unruh, bitte schön, 
eine Zusatzfrage. 

Frau Unruh (GRÜNE): Herr Staatssekretär, Ihre Be-
antwortungen rufen natürlich neue Angst hervor. Dort 
sind Firmen zu Reparaturen herangezogen worden, 
die überhaupt keine fachliche Qualität hatten. Wie 
wollen Sie verantworten, daß solche Firmen weiterhin  

eingesetzt werden, oder meinen Sie nicht auch, in die-
sem besonderen Gefahrenbereich müßten solche Fir-
men sofort aufgelöst werden, die so etwas verbrochen 
haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
fachlichen Voraussetzungen der dort eingesetzten 
Firmen sind gegeben. Es gibt sehr strenge Anforde-
rungen an die Sachkunde dieser Firmen. Mir ist bisher 
nicht bekannt, daß an der fachlichen Qualifikation der 
dort eingesetzten Firmen ein Zweifel aufgekommen 
ist. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Dann nehmen Sie es 
hiermit zur Kenntnis!) 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 44 und 45 des 
Abgeordneten Dr. Lippelt (Hannover) sollen schrift-
lich beantwortet werden. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 46 des Abgeordneten Dr. Sprung 
auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß unter dem Ge-
sichtspunkt des Umweltschutzes die Entsorgung und Rückge-
winnung von Zink aus zinkhaltigen Materialien (wie z. B. Zink-
schrott, zinkhaltiger Schrott und Galvanikschlämme) erforder-
lich ist? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Sprung, Ihre Frage möchte ich mit ja beantworten. Die 
Bundesregierung ist seit Jahren bemüht, die Verwer-
tung von Abfällen und Reststoffen zu verstärken. Dies 
entspricht auch der Prioritätensetzung des Abfallge-
setzes, wonach die Verwertung Vorrang vor der son-
stigen Entsorgung hat, sofern dies technisch möglich 
ist, die hierbei entstehenden Mehrkosten im Ver-
gleich zu anderen Verfahren der Entsorgung nicht 
unzumutbar sind und für die gewonnenen Stoffe oder 
Energie ein Markt vorhanden ist. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, 	Herr 
Dr. Sprung. 

Dr. Sprung (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie 
wollen Sie sicherstellen, daß diese Entsorgung dann 
auch stattfindet, wenn Sie sie für zweckmäßig und 
nötig halten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das ist nur durch eine 
Untersuchung im Einzelfall möglich, ob etwa durch 
wirtschaftliche Schwierigkeiten eines Betriebes Ent-
sorgungsmöglichkeiten, die bisher gegeben waren, in 
Wegfall kommen. In dem konkreten Fall, der Ihrer 
Anfrage zugrunde liegt, ist darüber im Augenblick 
unter abfallrechtlichen und umweltpolitischen Ge-
sichtspunkten eine Aussage noch nicht möglich. 

Dr. Sprung (CDU/CSU): Besteht die Möglichkeit, 
dazu in relativ kurzer Zeit etwas zu sagen, damit die 
Gefahr, die besteht, daß die Entsorgungsmöglichkeit, 
die im Augenblick vorhanden ist, für alle Zeit entfällt, 
nicht Wirklichkeit wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Am 6. November fin-
det ein Gespräch beim niedersächsischen Umweltmi-
nister statt, bei dem diese Frage eine zentrale Rolle 
spielen wird. 
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Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 47 des Ab-
geordneten Dr. Sprung auf: 

Welches Verfahren ist nach Auffassung der Bundesregierung 
dafür geeignet — wie beurteilt sie z. B. das New-Jersey-Verfah-
ren —, und ist sie bereit, das Zinkrecycling finanziell zu för-
dern? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Bei der Verwertung 
von zinkhaltigen Materialien sollten Verfahren, wel-
che unter Berücksichtigung aller Umweltgesichts-
punkte, nämlich der Luftreinhaltung, des Gewässer-
schutzes, der Abfallwirtschaft, die besten Ergebnisse 
erwarten lassen, bevorzugt werden. 

Das New-Jersey-Verfahren wurde bereits aus Bun-
desmitteln des Bundesumweltministeriums noch in 
der Zeit der Zuständigkeit des Bundesinnenministe-
riums mit dem Ziel gefördert, sowohl eine deutliche 
Minderung der Schwermetallemissionen als auch 
gleichzeitig einen wirtschaftlich vertretbaren Weiter-
betrieb der Hüttenwerke zu erreichen. Hinsichtlich 
eines Weiterbetriebs des von Ihnen angesprochenen 
Hüttenbetriebs finden in Kürze auch Gespräche mit 
dem niedersächsischen Umweltminister statt. Ich 
habe darauf eben hingewiesen. Die Bundesregierung 
wird sich dafür einsetzen, daß die Verwertung von 
zinkhaltigen Abfällen und Reststoffen erhalten bleibt; 
dem Ergebnis der hierzu noch erforderlichen Gesprä-
che kann hier nicht vorgegriffen werden. 

(Dr. Sprung [CDU/CSU]: Ich bedanke mich 
für die Auskunft!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Sprung, wollten 
Sie eine weitere Zusatzfrage stellen? — Keine. 

Ich rufe Frage 48 des Abgeordneten Sauter (Epfen-
dorf) auf: 

Sind der Bundesregierung Untersuchungsergebnisse über die 
Belastung des Trink- und Grundwassers durch Atrazin und Ni-
trat in EG-Ländern mit besonders intensiver Veredlungswirt-
schaft wie etwa Holland und Belgien bekannt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregierung 
sind solche Untersuchungsergebnisse bekannt, Herr 
Kollege. Auf der Europäischen Konferenz „Einflüsse 
der Landwirtschaft auf die Wasserressourcen", die 
vom 21. bis 23. September dieses Jahres in Berlin 
stattfand, wurde über die Belastung von Grund- und 
Trinkwasser mit Pflanzenschutzmitteln und Nitrat in 
verschiedenen Staaten der Europäischen Gemein-
schaft berichtet. 
Über Funde von Atrazin wurde aus den Niederlan-

den, Luxemburg und Italien berichtet. In Belgien sind 
derzeit offenbar keine T rink- und Grundwasserbela-
stungen durch dieses Herbizid bekannt. 

In fast allen EG-Staaten gibt es zur Trinkwasserge-
winnung genutzte Grundwasservorkommen mit er-
höhten Nitratgehalten; dabei wird der Trinkwasser-
grenzwert für Nitrat von 50 mg/l stellenweise über-
schritten. Das gilt auch für Belgien und die Nieder-
lande. 

Vizepräsident Westphal: Herr Sauter, bitte schön, 
Zusatzfrage. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, die europäischen Grenzwerte sind ja festgelegt, 
und darum darf ich Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, 
ob in den in Rede stehenden Ländern wie etwa Hol-
land und Belgien bereits gesetzliche oder administra-
tive Maßnahmen eingeleitet worden sind, um diese 
Grenzwerte einzuhalten bzw. sie wieder zu senken. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Intensität der vor-
gesehenen Maßnahmen in den einzelnen Ländern ist 
naturgemäß unterschiedlich. Aber in allen Ländern 
sind Maßnahmen eingeleitet und Gespräche darüber 
im Gange: nämlich Intensivierung der landwirtschaft-
lichen Beratung, besondere Auflagen in Wasser-
schutzgebieten, temporäre Verbote der Gülleausbrin-
gung, Düngebeschränkungen je Hektar, Umstellung 
der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung in Problem-
gebieten. Besondere Beschränkungen in Wasser-
schutzgebieten sind in einigen Staaten bereits einge-
führt. Ich kann jetzt im einzelnen keinen Bericht ge-
ben. Ich möchte nur hinzufügen, daß es natürlich eine 
wichtige Aufgabe der EG-Kommission ist — auf die 
wir auch dringen — , die Einhaltung der EG-Richtli-
nien in den Mitgliedstaaten zu überwachen, wie das 
auch uns gegenüber geschehen wird. Zur Zeit gibt es 
jedoch noch keine EG-Richtlinie, die Regelungen für 
landwirtschaftliche Bewirtschaftung im Hinblick auf 
den Trink- und Grundwasserschutz vorsieht. Wir wis-
sen aber, daß die EG daran arbeitet. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Sauter. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, können Sie mir sagen, ob die Trinkwasser- und 
Grundwasserbelastung von Holland, Belgien und an-
deren EG-Staaten höher ist als bei uns? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen diese 
Frage leider nicht beantworten. Aber ich werde gern 
schriftlich darauf zurückkommen, wenn wir dazu eine 
Aussage machen können. 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich die Frage 49 
des Abgeordneten Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) 
auf: 

Ist der Bundesregierung eine steigende Tendenz bei der Bela-
stung des Grundwassers mit Planzenschutzmitteln und Nitrat in 
EG-Ländern mit intensiver Veredlungswirtschaft bekannt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nach Kenntnis der 
Bundesregierung liegen in den EG-Staaten noch 
keine Ergebnisse langzeitiger Untersuchungsreihen 
auf Pflanzenschutzmittel in Grund- und Trinkwäs-
sern vor. Insofern muß zur Zeit offenbleiben, ob es sich 
bei den bisher bekanntgewordenen Befunden um ein 
Ansteigen handelt — einfach deswegen, weil der Ver-
gleichsmaßstab fehlt. 

In den EG-Staaten, in denen überhöhte Nitratge-
halte in Grund- und Trinkwässern auftreten, wird 
übereinstimmend von einem Anstieg der Nitratge-
halte berichtet. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage? — Keine Zu-
satzfrage. Dann sind wir am Ende dieses Geschäftsbe-
reichs. Ich danke dem Staatssekretär für die Beant-
wortung der Fragen. 
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Vizepräsident Westphal 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen auf. Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Rawe steht zur Beantwor-
tung zur Verfügung. 

Der Kollege Eylmann ist nicht im Saal. Daher wer-
den seine Fragen 50 und 51 entsprechend der Ge-
schäftsordnung behandelt. 

Ich rufe die Frage 52 des Abgeordneten Pfeffer-
mann auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung hei der derzeitigen Ausbil-
dungsplatzsituation insbesondere die Pflicht der öffentlichen 
Unternehmen zur optimalen Ausnutzung ihrer Ausbildungska-
pazitäten, und hat die Deutsche Bundespost auch alle ihre Aus-
bildungsmöglichkeiten ausgenutzt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, ich 
würde gern um die Erlaubnis bitten, — wenn der Kol-
lege Pfeffermann einverstanden ist — , wegen des 
Sachzusammenhangs beide Fragen gemeinsam zu 
beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Durch deutliches Kopfnik-
ken hat er mir bekanntgegeben, daß er einverstanden 
ist. Ich rufe daher auch die Frage 53 des Abgeordne-
ten Pfeffermann auf: 

Ist es richtig, daß jedem Auszubildenden, der in diesem Jahr 
seine Ausbildung bei der Deutschen Bundespost beendete, ein 
Arbeitsplatz angeboten worden ist? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Danke schön. — Herr 
Kollege Pfeffermann, in diesem Jahr haben wir erst-
mals seit 1981 wieder ein Überangbot an Ausbil-
dungsplätzen im gesamten Bundesgebiet. 44 509 un-
besetzten Stellen stehen 34 052 nicht vermittelte Be-
werber gegenüber. Nach Auffassung der Bundesre-
gierung darf diese sich global abzeichnende positive 
Tendenz auf dem Ausbildungsmarkt nicht zu einem 
vorzeitigen Nachlassen der Ausbildungsanstrengun-
gen führen. Die Unternehmen der Wirtschaft, aber 
auch die öffentliche Hand, Bund und Länder, bleiben 
aufgefordert, die Ausbildungsleistungen weiterhin 
auf einem hohen Niveau zu halten. 

Der Bund selbst hat vorbildlich ausgebildet. In den 
letzten Jahren befanden sich durchschnittlich rund 
90 000 junge Menschen in einer Ausbildung im Ge-
schäftsbereich des Bundes. Insbesondere auch die 
Deutsche Bundespost hat dazu einen erheblichen Bei-
trag geleistet. Das Kabinett hat am 26. März 1987 be-
schlossen, daß der Bund seine Ausbildungsleistungen 
den Erfordernissen des Ausbildungsstellenmarktes 
entsprechend 1987 auf dem hohen Niveau des Vorjah-
res halten und damit seine Ausbildungsmöglichkeiten 
ausschöpfen wird. Es ist davon auszugehen, daß die 
geplante Ausbildungsleistung im großen und ganzen 
auch erreicht werden wird. 

Die Deutsche Bundespost stellte für die im Jahre 
1987 beginnende Berufsausbildung unter optimaler 
Ausnutzung aller vorhandenen Ausbildungskapazitä-
ten mehr als 18 300 Ausbildungsplätze für die unter-
schiedlichen Ausbildungsgänge zur Verfügung. Ins-
gesamt befanden sich im Jahre 1987 im Jahresdurch-
schnitt über 32 000 Nachwuchskräfte bei der Deut-
schen Bundespost in einem Ausbildungsverhältnis  

bzw. im Vorbereitungsdienst. Damit wurde selbst das 
Rekordergebnis des Jahres 1986 noch übertroffen. 

Für die gewerblich-technischen Berufe des Fern-
meldehandwerkers sowie der Kommunikationselek-
troniker und andere gewerbliche Berufe wurden so-
gar wesentlich mehr Ausbildungsplätze zur Verfü-
gung gestellt, als die Deutsche Bundespost für die 
Deckung des eigenen Nachwuchsbedarfs benötigt. 
Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewe-
sen hat deswegen schon frühzeitig die Erklärung ab-
gegeben, daß nach Abschluß der Übernahmeaktion 
alle ein Arbeitsplatzangebot erhalten sollen. Dies ist 
für das Prüfungsjahr 1987 erfolgt, soweit nicht in Ein-
zelfällen personalbedingt Gründe dagegen sprachen. 
Für die weitaus überwiegende Mehrheit bezog sich 
das Angebot sogar auf eine Beschäftigung im erlern-
ten Beruf. 

Vizepräsident Westphal: Nach dieser ausführlichen 
Antwort wird es bei den vier Zusatzfragen, die Sie, 
Herr Pfeffermann, haben, wohl schneller gehen. Wir 
haben die Zeit schon überschritten, aber ich bitte die 
Kollegen um Verständnis, daß wir diese Frage in der 
Fragestunde noch zu Ende bringen und dann erst mit 
der Aktuellen Stunde beginnen. 

Herr Pfeffermann, Sie haben eine Zusatzfrage. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie 
ist es zu verstehen, daß gerade 1987 erfreulicherweise 
eine so wesentliche Steigerung im Angebot an ausbil-
dungsgerechten Arbeitsplätzen zu verzeichnen ist? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich bitte 
sehr um Nachsicht, daß ich so weit ausgeholt habe; 
das war aber wegen der Frage notwendig. Ich will 
versuchen, es so kurz wie möglich zu machen. 

Herr Kollege Pfeffermann, 1986 hatten wir 4 660 
ausgebildete Fernmeldehandwerker, und wir konn-
ten davon 2 670 ausbildungsgerecht übernehmen. 
Wenn wir im Jahre 1987 von den 4 990 ausgebildeten 
Fernmeldehandwerkern 4 137 ausbildungsgerecht 
übernehmen können, dann ist dieses gute Ergebnis 
auf das besondere Engagement aller an der Unter-
bringung der Nachwuchskräfte Beteiligten zurückzu-
führen. Wir haben in verschiedenen Bereichen den 
Bedarf gestärkt; wir haben es ermöglicht, daß sehr 
viele Kräfte aus dem unteren Fernmeldedienst ver-
stärkt in den mittleren fernmeldetechnischen Dienst 
umgesetzt werden können. Davon waren ungefähr 
1 500 Personen betroffen. Das alles hat es uns ermög-
licht, daß wir im Jahre 1987 eine wesentlich größere 
Zahl unterbringen konnten. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
haben davon gesprochen, daß viele Ausgebildete Ur-
laub unter Wegfall der Lohnbezüge beantragen, ob-
wohl ihnen ausbildungsgerechte Arbeitsplätze ange-
boten wurden. Wie ist das zu verstehen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Wir finden es sehr gut, 
daß viele unserer jüngeren Mitarbeiter die guten För-
derungsmöglichkeiten, die die Deutsche Bundespost 
für eine Weiterbildung anbietet, nutzen und so versu- 
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chen, ein Fachhochschulstudium zu erreichen; denn 
wir wissen, daß wir gerade im Ingenieurbereich einen 
erheblichen Nachwuchsmangel haben. Die Mitarbei-
ter haben, wenn sie den Studienabschluß erreichen, 
damit eine sichere Unterbringungsmöglichkeit. Das 
ist ein erheblicher Grund dafür, daß so viele diese 
Chance nutzen. 

Vizepräsident Westphal: Dritte Frage, Herr Pfeffer-
mann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir sagen, wie voraussichtlich die Nach-
wuchsquoten für 1988 aussehen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Wir werden auch im 
Jahre 1988 im gleichen Umfange Ausbildungsplätze 
zur Verfügung stellen, wenngleich ich nicht aus-
schließen kann, daß sich in den einzelnen Berufszwei-
gen Unterschiede ergeben werden. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Mit Rücksicht auf die Ak-
tuelle Stunde habe ich keine weitere Zusatzfrage. 

Vizepräsident Westphal: Andererseits haben auch 
andere Kollegen das Recht, Zusatzfragen zu stellen. 
Wenn es gelingt, dies kurz abzuwickeln, bringe ich es 
zu Ende. 

Bitte schön, Frau Faße. 

Frau Faße (SPD): Meine Frage geht dahin: Ist der 
Aspekt des heimatnahen Einsatzes bei dem Angebot 
der Arbeitsplätze von Auszubildenden berücksichtigt 
worden? Wie sieht es da in der Realität aus? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Verehrte Frau Kollegin, 
selbstverständlich bemühen wir uns immer, so hei-
matnah wie möglich unterzubringen. Sie wissen aber, 
wie schwierig der Arbeitsmarkt ist. Wenn man dann 
ausbildungsgerecht untergebracht werden will, muß 
man eine gewisse Mobilität in Kauf nehmen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Oden-
dahl. Dann sind wir am Ende der Fragestunde. 

Frau Odendahl (SPD): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie den rundherum erfreulichen Be richt auch abrun-
den im Hinblick auf die Ausbildungsanstrengungen 
der Post für junge Frauen, und in welchem Maße sind 
besonders in dem ausgeweitet gewerblich-techni-
schen Bereich die beabsichtigten Förderprogramme 
von seiten der Post — Sie haben eine Frauenbeauf-
tragte — inzwischen angelaufen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich bitte 
um Nachsicht. Ich habe die Zahlen dafür jetzt nicht 
präsent. — Ich denke, wir werden dem Präsidenten 
auch folgen müssen. — Aber ich reiche Ihnen diese 
gewünschten Angaben gern nach. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
damit sind wir am Ende der Fragestunde. Ich danke 
dem Parlamentarischen Staatssekretär für die Beant-
wortung der Fragen. 

Ich rufe nun Zusatzpunkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Aktuelle Stunde 
Die Auswirkungen der Lage der Weltwirtschaft 
auf unseren Arbeitsmarkt 

Die Fraktion der SPD hat gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 
unserer Geschäftsordnung diese Aktuelle Stunde be-
antragt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Roth. 

Roth (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Der Börsenkrach ist nach meiner Auffassung der 
Mißtrauensantrag an die derzeitig gültige Wirt-
schaftspolitik in den westlichen Industriestaaten, an 
Angebotspolitk, an Monetarismus, an Reaganomics 
oder wie auch immer die Modeschöpfungen der ver-
gangenen Jahre heißen mögen. Das Mißtrauen der 
Bürger, das sich hier zeigt, ist für mich die Hauptbot-
schaft des Börsenkraches. 

Meine Damen und Herren, wir wollen die Verant-
wortlichkeit nicht verwischen. Wir wissen, daß die 
grundunsolide Haushaltspolitik der amerikanischen 
Regierung und ihr Zickzackkurs in der Geldpolitik 
sowie die ungelöste Schuldenkrise in der Dritten Welt 
die Hauptursachen dieses Börsenkrachs sind. Die 
Hauptverantworlichkeit liegt sicherlich in den USA. 

Aber, meine Damen und Herren, man wird doch 
wohl daran erinnern dürfen, daß die CDU/CSU und 
die FDP, an ihrer Spitze Graf Lambsdorff, vor einigen 
Jahren Reaganomics als die neue Wirtschaftswunder

-

lehre des Westens gefeiert haben, oder irre ich 
mich? 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, man wird auch daran erin-
nern dürfen, daß es bis heute keine ernsthafte Initia-
tive der Bundesregierung z. B. zur Bewältigung der 
internationalen Schuldenkrise gibt, während wir in 
diesem Hause seit drei Jahren beharrlich Vorschläge 
zum Schulden-Clea ring gegenüber der Dritten Welt 
vorgelegt haben. 

Meine Damen und Herren, es war und es ist ein 
großer Fehler, wie diese Bundesregierung versucht, 
sich aus ihrer internationalen Verantwortlichkeit her-
auszustehlen und wieder allein nationalstaatliche 
Wirtschaftspolitik zu betreiben. 

Angesichts der dramatischen Ereignisse an den in-
ternationalen Börsen konnte jeder miterleben, wie 
hilflos diese Bundesregierung ist. Sie strahlte in den 
letzten Tagen keinerlei Vertrauen aus. Ich denke 
manchmal: Wie wäre eine derartige Krise durch eine 
Bundesregierung beantwortet worden, wenn der Bun-
deskanzler Helmut Schmidt hieße? 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

Meine Damen und Herren, unsere berechtigte Kri-
tik an der Bundesregierung hindert uns nicht, ein kla-
res Wort in Richtung USA zu sagen. Es ist unerträg-
lich, wie der amerikanische Finanzminister Baker, 
egal, ob seine Argumente im einzelnen zutreffen oder 
nicht, täglich öffentlich die Märkte verunsichert und 
die Krise verschärft. Aber trotzdem bleibt richtig: 
Wenn die USA ihr Handelsbilanzdefizit abbauen wol-
len, wird es eine Lücke in der Weltnachfrage geben 
und eine Forderung an die Bundesrepublik Deutsch- 
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I land und an Europa, ihrerseits mehr für die Stabilisie-
rung der Weltwirtschaft zu tun. Die Bundesrepublik 
soll nicht die kleine Lokomotive für die große Welt-
wirtschaft sein, sondern die Bundesregierung soll 
endlich ihre Verantwortung in Europa als führende 
Wirtschaftsmacht Europas übernehmen. Das steht auf 
der Tagesordnung. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn beispielsweise Herr Franke, Ihr früherer Kol-
lege, heute ein 10-Milliarden-Programm für Umwelt-
investitionen verlangt, ist das genau richtig. Eine 
koordinierte Beschäftigungspolitik in Europa steht auf 
der Tagesordnung. „Arbeit und Umwelt" wäre der 
deutsche Beitrag zu dieser Beschäftigungspolitik in 
Europa. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, was tut die Bundesre-
gierung, um Vertrauen zu schaffen? Statt Vertrauen 
zu schaffen, verunsichert sie noch die Märkte. Ich 
denke nur an diese Quellensteuer. In einer kritischen 
Phase der internationalen Finanzmärkte kommt man 
mit einer Steuerdiskussion, die sachlich falsch ist, die 
bürokratisch ist, die kein Vertrauen schafft und zu-
sätzlich noch ungerecht ist. Das ist Ihr Beitrag zur 
Krise. 

(Beifall bei der SPD) 

Morgen hätte der Herr Bundesfinanzminister eine 
gute Chance, ein Stück Stabilität beizutragen. Mor-
gen ist eine Sitzung des Zentralbankrats. Meines Er-
achtens sollte Herr Stoltenberg morgen im Zentral-
bankrat eine Diskontsenkung um einen halben Punkt 
beantragen. Das würde auf die Märkte stabilisierend 
wirken. Meines Erachtens ist das die Aufgabe des 
Finanzministers. Ich bedauere, daß er nicht einmal die 
Zeit hat, an unserer Debatte teilzunehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Wissmann. 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich glaube, die Börsenturbulenzen 
der letzten zweieinhalb Wochen eignen sich nicht für 
ein kleinliches politisches Hickhack 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

und sind, meine ich, auch kein Anlaß, um die alten 
Ladenhüter beschäftigungspolitischer Programme er-
neut aus den verstaubten Archiven herauszuholen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Auch nicht neue! — 
Zurufe von der SPD) 

Ich finde vielmehr, sie sind ein Anlaß, daß alle für die 
internationale Wirtschaft Verantwortlichen vor der ei-
genen Tür kehren und ein Schwarzer-Peter-Spiel be-
enden, wie es sich in den letzten Tagen angebahnt 
hat. 

(Dreßler [SPD]: Ihnen fällt nichts mehr ein!) 

Dazu zählt beispielsweise die Schuldzuweisung, die 
der amerikanische Finanzminister gegenüber der 
Bundesbank vornimmt. Ich finde, jeder sollte vor sei-
ner eigenen Tür kehren: die Amerikaner ihr Budget-
defizit in Ordnung bringen, die Japaner die Märkte 

öffnen, wir Europäer durch die Öffnung unserer Tele-
kommunikationsmärkte ebenfalls einen Beitrag zur 
Öffnung von Märkten leisten. Nur durch eine solche 
koordinierte Aktion wird das Vertrauen wieder herge-
stellt, das wir für die Sicherung der Zukunft der Welt-
finanzordnung haben müssen. 

Herr Roth, Sie haben gesagt, der Börsenkrach sei 
ein Mißtrauensantrag. Wenn man es so kleinlich 
nähme, müßte man ja darauf hinweisen, daß sich der 
FAZ-Aktienindex von 230 im Jahr 1981 auf rund 650 
gesteigert hat und erst in den letzten zweieinhalb 
Wochen auf 483 zurückgefallen ist, also heute noch 
doppelt so hoch liegt wie zu den Zeiten, als Helmut 
Schmidt — Sie sprachen von ihm — regiert hat. 

(Dr. Apel [SPD]: Das wird die Aktionäre sehr 
freuen!) 

Ich meine, was wir hier in einer allerdings rasanten 
Weise erlebt haben, ist ein Abschied von Illusionen 
weitgehend überhitzter Aktienmärkte, die wieder nä-
her an die fundamentalen und wirklichen wirtschaft-
lichen Grundlagen und Daten herangeführt worden 
sind. Ich finde, das ist kein Anlaß zur Dramatisierung; 
es ist aber auch kein Anlaß zum Laissez-faire. 

(Dreßler [SPD]: Was ist es denn?) 

Wie man die künftige wirtschaftliche Entwicklung 
einzuschätzen hat, Herr Dreßler, haben die For-
schungsinstitute vor wenigen Tagen überzeugend 
dargelegt. Sie gehen trotz der Unsicherheiten an den 
Börsen von einem realen Zuwachs des Bruttosozial-
produkts für 1988 von 2 in der Bundesrepublik und 
von einem Zuwachs der Beschäftigung um 80 000 
aus, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Haha!) 

und sie sagen, daß es anhaltenden Grund gibt, auch in 
Zukunft auf die Fortsetzung des moderaten Auf-
schwungs in der Bundesrepublik Deutschland zu ver-
trauen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Bei Zunahme der Ar

-

beitslosen!) 

— Ich rate Ihnen: Setzen Sie sich einmal mit dem RWJ 
oder auch mit Herrn Professor Krupp in Berlin zusam-
men und lassen Sie sich dort über die fundamentalen 
wirtschaftlichen Daten, die für die Bundesrepublik 
Deutschland nach wie vor günstig sind, informieren, 
ohne jetzt sozusagen vordergründig die Börsenangst 
des kleinen Mannes schüren zu wollen. Das ist keine 
verantwortliche Wirtschafts- und Finanzpolitik. 

Ich fasse zusammen. Wir brauchen jetzt eine koor-
dinierte internationale Aktion, 

(Reimann [SPD]: Fangt mal an!) 

in der sich die großen Industrienationen selber ver-
pflichten, ihre Hausaufgaben zu erledigen. Das heißt 
erstens: Die Amerikaner müssen entschiedener und 
konsequenter an der Herunterführung ihres Budget-
defizits arbeiten. Das heißt zweitens: Die Japaner 
müssen glaubwürdiger und konsequenter die Öff-
nung ihrer Märkte in der Realität möglich machen. 

(Dreßler [SPD]: Und wir? — Frau Weyel 
[SPD]: Und was müssen wir?) 
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Das heißt drittens: Wir müssen dort, wo wir selber 
Märkte zu öffnen haben — ich denke an den Tele-
kommunikationssektor — , Märkte so, wie es die Re-
gierungskommission vorgesehen hat, wirklich öff-
nen. 

(Roth: [SPD]: Warum nicht?) 

Und die Bundesbank wird durch ihre Geld- und Zins-
politik dazu beitragen müssen, daß die Zinsen sich 
nicht erneut nach oben entwickeln, sondern daß sich 
Zinsspielräume nach unten eröffnen. 

Wenn alle vor der eigenen Tür kehren, sich zu einer 
solchen gemeinsamen Aktion verpflichten, dann wird 
das Vertrauen in die Finanzmärkte zurückkehren, 
und dann wird es Grund zu Optimismus für die Zu-
kunft der Weltwirtschaft auch in den kommenden 
Jahren geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Unruh [GRÜNE]: Und für die Arbeitslo

-

sen?) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Herr Präsident! Erste These: Der 
Börsenkrach und der Verfall des US-Dollars in Rich-
tung von zirka 1,70 DM stehen für ein weltwirtschaft-
liches Kräftemessen zwischen den Vereinten Staaten 
und anderen westlichen Industrienationen. 

Zweite These: Die Leitwährung US-Dollar hat 
durch ein Handelsbilanzdefizit von zirka 170 Milliar-
den Dollar im Jahr 1987 und ein selbst verschuldetes 
Haushaltsdefizit von 220 Milliarden Dollar im Jahr 
1986 und zirka 150 Milliarden Dollar im Jahr 1987 ihre 
Funktion tendenziell verloren. 

Dritte These: Die Schulden der Vereinigten Staaten 
gegenüber dem Ausland sind von einer Explosions-
kraft und einer Größenordnung, die der Summe der 
Schulden der Dritten Welt entsprechen. Die USA ver-
mindern ihre Schulden u. a. durch den fallenden 
Wechselkurs. Das hat Methode. 

Vierte These: Die westeuropäischen Länder sollten 
politisch alles dagegen unternehmen, daß europäi-
sches Kapital zur Finanzierung der amerikanischen 
Staatsverschuldung dient. Europa darf nicht SDI indi-
rekt finanzieren. 

(Zustimmung der Abg. Frau Matthäus-Maier 
[SPD]) 

Fünfte These: Bundesbankpräsident Pöhl hat in der 
Presse darauf hingewiesen, daß in einer Welt globaler 
Ungleichgewichte im Außenhandel nicht gleichzeitig 
stabile Wechselkurse und stabile Zinsen zu haben 
sind. Nimmt man diese Aussage als Zielkonflikt, dann 
sind die Überschüsse im deutschen Außenhandel von 
zirka 117 Milliarden DM im Jahr 1987 und 112,6 Mil-
liarden DM im Jahr 1986 unverantwortlich hoch. 
Die Exportorientierung der bundesrepublikanischen 
Konjunkturpolitik sowie der Europäischen Gemein-
schaft insgesamt gegenüber der Dritten Welt ist be-
rechtigterweise angreifbar und politisch abzuleh-
nen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Sechste These: Der Einstieg der westlichen Indu-
strieländer in eine ungeklärte wirtschaftliche Ent-
wicklung ist durch den 19. Oktober 1987 markiert, 
weil jeweils mit dem Verweis auf die wirtschaftspoli-
tischen Fehler und Egoismen der anderen gearbeitet 
wird. Die Vereinigten Staaten äußern das in dem zins-
politischen Vorwurf gegenüber der Bundesrepublik, 
und die Bundesregierung verweist auf die Defizite in 
den USA. 

Siebte These: Das neue Gutachten der wirtschafts-
wissenschaftlichen Forschungsinstitute setzt auf den 
Egoismus der deutschen Exportinteressen. Die Aus-
fuhr soll sich im Jahre 1988 real um 3,5 % erhöhen. Die 
Ausfuhrüberschüsse, auch die Überschüsse in der 
Leistungsbilanz werden von den wirtschaftswissen-
schaftlichen Forschungsinstituten als auch von der 
Bundesregierung nicht als selbst zu bearbeitende Pro-
bleme akzeptiert. 

Achte These: Die von den Forschungsinstituten ge-
forderte Verstärkung der Binnenmarktkonjunktur ist 
keine Antwort auf das weiter ansteigende Niveau der 
Massenarbeitslosigkeit. Gegen Massenarbeitslosig-
keit hilft in erster Linie nur die politisch organisierte 
Umverteilung von noch zu erledigender Erwerbsar-
beit auf alle potentiell Erwerbstätigen. Zum Beispiel 
steht die Arbeitszeitverkürzung im öffentlichen 
Dienst auf der aktuellen Tagesordnung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Tempo der bisher durchgeführten Wochenar-
beitszeitverkürzung ist viel zu gering. 

Neunte These: Konjunktureinbrüche gehören zum 
Regelwerk des Kapitalismus. Grüne Wirtschaftspolitik 
setzt deshalb auch nicht auf die quantitative Steige-
rung des Bruttosozialproduktes. Quantitatives Wachs-
tum als Eckpfeiler der herrschenden Wirtschaftspoli-
tik verstößt gegen die Erkenntnisse über die Folgen 
dieser Expansionspolitik gegen Menschen und Um-
welt in der Industriegesellschaft. 

Zehnte These: Der bewußte Umbau einzelner Bran-
chen der Industriegesellschaft unter ökologischen 
und sozialen Kriterien erfordert eine selektive, ausge-
wählte Wachstumspolitik in umzubauenden Wirt-
schaftsbranchen, z. B. in der Energieanlagenstruktur, 
im Wohnungsbau, und eine schrumpfende Wirt-
schaftspolitik in umweltbelastenden Sektoren wie 
z. B. der Chlorchemie und der Massenmotorisie-
rung. 

Qualitativ besseres Leben, im gesellschaftlichen 
Diskurs zwischen den politischen Kräften gestaltet, 
heißt die politische Option. Expansion durch Export in 
die Welt führt zu einem Bumerangeffekt. Wir werden 
ihn spüren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die Weltbör-
sen waren heute wieder schwach; auch die Frankfur-
ter Börse war heute wieder schwach. Der Dollar steht 
bei 1,7090 DM. Werden die Turbulenzen an den inter-
nationalen Wertpapierbörsen Auswirkungen auf den 
deutschen Arbeitsmarkt haben? Die Beantwortung 



2346 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 35. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 4. November 1987 

Dr. Graf Lambsdorff 

der Frage hängt davon ab, ob die Entwicklung an den 
Finanzmärkten auf die Gütermärkte übergreifen wird. 
Mit anderen Worten: Werden etwa wegen des Ver-
lusts an den Wertpapierbörsen die amerikanischen 
Sparer in ihrer Eigenschaft als Konsumenten zurück-
haltender? Werden die Investoren in den Vereinigten 
Staaten und anderswo weltweit zurückhaltender, weil 
angesichts der Situation auf den Kapitalmärkten die 
Finanzierung von Investitionen schwieriger gewor-
den ist? Wird es wieder dazu kommen, daß Renditen 
aus festverzinslichen Anlagen höher sind als Renditen 
aus Kapitalinvestitionen? Wie läßt sich eine solche 
Entwicklung gegebenenfalls verhindern? 

Um die Frage zu beantworten, muß man nach den 
Ursachen der jüngsten Störungen fragen. Die Haupt-
ursache sind sicher die seit langem beklagten welt-
wirtschaftlichen Ungleichgewichte und die man-
gelnde internationale weltwirtschaftliche Koopera-
tion, die ich daraus ablese, daß die Kommuniqués von 
Plaza, Louvre und Venedig zwar das richtige Rezept 
enthalten, aber daß sich keiner hinsichtlich der ma-
kroökonomischen Aufgaben daran hält. Der Haupt-
grund ist ohne Zweifel das große Haushaltsdefizit der 
Vereinigten Staaten. Können wir erwarten, daß es 
geschlossen wird? Nicht geschlossen in der Weise, 
daß innerhalb weniger Monate die Lücke verschwin-
det, aber doch so, daß den Kapitalmärkten glaubwür-
dige Signale über die Entschlossenheit der Vereinig-
ten Staaten gegeben werden, dieses Defizit zu besei-
tigen? Nach allen bisherigen Erfahrungen muß man 
zur Vorsicht raten. Heute wurde gemeldet, es habe bei 
den letzten Gesprächen gestern keine Fortschritte ge-
geben. Ich persönlich rechne nicht damit, daß vor den 
Wahlen in den USA etwas Durchgreifendes geschieht. 
Der japanische Finanzminister hat heute nach seiner 
Kabinettsitzung in Tokio gemeint, Japan habe Reser-
ven genug, um weiter zu intervenieren, bis in Amerika 
Entscheidungen getroffen würden. Da muß er wohl 
sehr viele Reserven haben. 

Meine Damen und Herren, was können wir in einer 
solchen Situation tun? 

(Dreßler [SPD]: Das Ladenschlußgesetz än

-

dern! — Heiterkeit bei der SPD) 

Ich empfehle der Deutschen Bundesbank, sich so zu 
verhalten, wie es die Federal Reserve getan hat, näm-
lich eine Zusage zu geben, daß Liquiditätsengpässe in 
der Wirtschaft der Bundesrepublik nicht eintreten 
werden. Eine solche Befürchtung besteht zur Zeit 
nicht. Es wäre aber ein durchaus beruhigendes Signal, 
wenn die Bundesbank zu erkennen gäbe, daß sie eine 
solche Situation auch nicht entstehen lassen wird. Ich 
weiß, daß das für die Bundesbank eine schwierige 
Gratwanderung zwischen Liquidität und Stabilität 
bedeutet. 

Wir müssen weiter die Möglichkeiten zum binnen-
wirtschaftlichen Wachstum nutzen. Aber nicht mit 
den althergebrachten Rezepten der Opposition. Von 
fremdfinanzierten Beschäftigungsprogrammen blei-
ben nur die Schulden und die höheren Zinsen. Sub-
ventionsabbau, Deregulierung, Steuerentlastung — 
was  wir tun — , Flexibilisierung der Arbeitsmärkte  

und ein beweglicheres Tarifvertragssystem sind der 
einzig erfolgversprechende Weg. 

(Zurufe von der SPD) 

— Das Thema Ladenschluß ist ein Kabarett-Thema. 
Wenn Sie immer dazwischenrufen: „Ladenschluß", 
dann zeigt das einen etwas begrenzten Ho rizont bei 
der Behandlung dieser Dinge. 

(Lachen bei der SPD) 

Aber, meine Damen und Herren, dies ist ja inzwischen 
Gegenstand von Kabarett-Veranstaltungen in den 
Vereinigten Staaten und anderswo, was wir auf dem 
Gebiet tun. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, in den von mir genann-
ten Punkten stimmt die FDP-Fraktion mit dem Gut-
achten der Forschungsinstitute ausdrücklich überein. 
Dies wäre die Nutzung von Wachstumschancen ohne 
Stabilitätsgefährdung. 

Die Bundesrepublik ist stärker als jedes andere 
hochindustrialisierte Land in die Weltwirtschaft ein-
gebunden. Sie hat deshalb nicht sehr viel mehr Mög-
lichkeiten, um Gefahren aus eben dieser Weltwirt-
schaft von sich abzuwenden. 

Auf einen besonderen Gefahrenpunkt mache ich 
hier aufmerksam: Die protektionistische Handelsge-
setzgebung der USA könnte eine Entwicklung einlei-
ten, wie wir sie in den 30er Jahren erlebt haben. Auch 
damals war die Reaktion auf den großen Börsenkrach 
eine Einschränkung des Welthandels durch Protektio-
nismus, und das führt in die Depression. 

(Sellin [GRÜNE]: Exportorientierung über 
alles!)  

Ich hoffe, daß wir klug genug sind und daß die inter-
nationale Kooperation heute um so vieles besser ist, 
daß derartige Fehlentwicklungen vermieden werden. 
Wirtschaftlich sind sie keinesfalls notwendig, denn 
der Zustand der Volkswirtschaften ist heute deutlich 
besser, als es 1929 der Fall war. 

Eine letzte Bemerkung zum Dollarkurs. Der 
Louvre-Akkord wird regelmäßig, immer wieder be-
schworen. In Wahrheit — das haben wir auch gestern 
und heute wieder gesehen — funktioniert er nicht 
mehr. Wäre es nicht besser, ihn auch formell aufzu-
kündigen und den Dollarkurs sich frei entwickeln zu 
lassen? Dann jedenfalls wären die ständige Unsicher-
heit und das tägliche Zittern vorüber. Für die Kapital-
märkte gilt auch heute noch die Regel: Bad news out 
oder, auf deutsch: Besser ein Ende mit Schrecken als 
ein Schrecken ohne Ende. — Danach kann man dann 
neu aufbauen und eine bessere Entwicklung einlei-
ten. Dies scheint mir ein vernünftigerer Schritt zu sein 
als das, was derzeit immer nur erklärt, aber doch nicht 
eingehalten wird und vermutlich auch nicht eingehal-
ten werden kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Mitzscherling. 
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Dr. Mitzscherling (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Graf Lambsdorff, Ihre 
Bemerkungen über eine Freigabe der Wechselkurse 
werden die deutschen Unternehmen mit großem In-
teresse gehört haben. Sie wird sicherlich die Kalku-
lierbarkeit ihrer Investitionsentscheidungen nicht er

-

leichtern. 

Ich glaube, wir sind uns einig darüber, — es wurde 
schon gesagt und ist heute unstrittig — , daß die Rech-
nung der Reaganomics nicht aufgegangen ist; sie sind 
gescheitert. Daß das seit langem abzusehen war, haben 
wir in diesem Hause häufig erörtert. Aber noch vor drei 
Jahren haben Sie an dieser Stelle die amerikanische 
Wirtschaftspolitik bejubelt, Sie haben unserer Politik als 
Antiamerikanismus abgetan, Sie haben unsere War-
nungen vor den Folgen der Handelsungleichgewichte 
nicht hören wollen. Jetzt versuchen Sie, die Amerikaner 
zu Alleinschuldigen am Börsenkrach und am Dollarver-
fall darzustellen, beklagen den wachsenden Protektio-
nismus in den USA und ermahnen die Amerikaner zum 
Abbau ihrer Defizite. 

Sie erklären: Bei uns sind alle wirtschaftlichen Da-
ten gut, der Aufschwung setzt sich fort, die segensrei-
che Steuerreform wird ihre positiven Wirkungen 
schon bald entfalten, und das bestätigen auch die In-
stitute. Damit aber — das sagte Herr Bangemann — 
sei jede Kritik an der deutschen Wirtschafts-, Haus-
halts-, Finanz- und Steuerpolitik unangebracht, denn 
diese Politik sei besser als die der anderen, und die 
Amerikaner sollten ihr Haus gefälligst selbst in Ord-
nung bringen. Im übrigen stehe man ja zum Louvre-
Abkommen, und der US-Dollar werde sich schon ir-
genwie wieder stabilisieren. 

Meine Damen und Herren von den Koalitionspar-
teien, inzwischen ist der Dollar bei 1,70 DM, auf ei-
nem historischen Tief gegenüber der D-Mark ange-
langt. Ich glaube, daß Ihre demonstrative Gelassen-
heit schon bald vergehen wird; denn die Wirkung die-
ser Konstellation auf den Arbeitsmarkt, die Wirkun-
gen auf die Exportwirtschaft, auf die Erträge der deut-
schen Unternehmen, auf die Steuereinnahmen wer-
den sich bald zeigen. Mit dem Verfall ihrer Währung 
präsentieren die Amerikaner jetzt die Rechnung, die 
die Bundesregierung nicht bezahlen will, nämlich für 
den Exportboom, den uns die US-Defizitpolitik der 
letzten Jahre beschert hat. Wir haben Ihnen die zu 
erwartenden Folgen anhaltender deutscher Handels- 
und Leistungsbilanzüberschüsse immer wieder vor 
Augen geführt. Jetzt ist es soweit, — die Amerikaner 
wollen und müssen endlich von ihren Defiziten herun-
ter. Sie wollen mehr exportieren und weniger impor-
tieren. Dies bedeutet letztlich Konsumzurückhaltung 
in den Vereinigten Staaten, d. h. gesamtwirtschaftli-
cher Nachfrageausfall, der von den Überschußlän-
dern durch größere Wachstumsanstrengungen ausge-
glichen werden muß. Geschieht das nicht, nimmt das 
Wachstum der Weltwirtschaft Schaden. 

Sie aber wollen Ihre einseitige Angebotspolitik 
fortsetzen, deren Scheitern sich in einem schwächli-
chen Wachstum und in steigenden Arbeitslosenzah-
len widerspiegelt. Sie tragen nicht zur notwendigen 
Stabilisierung des Vertrauens bei. Sie denken allen-
falls daran, daß sich in einer Zeit struktureller Verwer-
fungen und wachsender Unsicherheiten vielleicht 
auch Auswirkungen auf das Konsumverhalten erge-

ben können, daß Investoren Schwierigkeiten bei der 
Beschaffung ihres Kapitals haben, daß Zurückstellun-
gen von Investitionen erfolgen könnten. Sicher ist, daß 
die Arbeitslosenzahlen weiter steigen werden. Sie 
halten schlicht an Ihren alten Prognosen fest, setzen 
allein auf die geplanten Steuersenkungen und wei-
gern sich, mehr zu tun. 

Ist Ihnen eigentlich bewußt, daß Sie mit Ihrer Ver-
weigerung zur Kooperation letztlich eine nationale 
Politik betreiben, die protektionistische Antworten 
geradezu provoziert? Wir haben Sie wegen dieser 
Verweigerungshaltung immer wieder kritisiert. Wir 
haben Ihnen schon vor Jahren gesagt, daß die USA Sie 
dies werden spüren lassen durch weiteres Herunter

-

reden des Dollars und/oder durch wachsenden wirt-
schaftlichen Nationalismus und Protektionismus, 

(Beifall bei der SPD) 

und daran wird sich wahrscheinlich auch nichts än-
dern, wenn wir einen neuen amerikanischen Präsi-
denten haben. 

Wir haben Sie immer wieder zu einer stärkeren 
Kooperationsbereitschaft in der Wirtschafts- und 
Währungspolitik, zu gemeinsamen europäischen be-
schäftigungspolitischen Anstrengungen, zu einem 
Ausbau des Europäischen Währungssystems und zu 
einem Umsteuern auf eine binnenwirtschaftliche Ex-
pansion gedrängt. Ihre Antwort hieß und heißt heute 
noch immer: Weiter so wie bisher! Wollen Sie einen 
noch niedrigeren Dollar, 

(Roth [SPD]: Offenbar! Das war doch sein 
Ziel! — Zuruf von der SPD: Er will den freien 

Fall!) 

wollen Sie noch mehr Protektionismus und noch mehr 
Arbeitslose? Machen Sie sich und der Öffentlichkeit 
doch nichts vor: Die Krise an den Finanzmärkten ist 
trotz Ihrer rheto rischen Bemühungen noch keinesfalls 
ausgestanden und kann — Graf Lambsdorff hat dar-
auf hingewiesen — jederzeit auf die Gütermärkte 
übergreifen. Die internationale Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitik bleibt gefordert. Mehr Koordination und 
Kooperation ist unverzichtbar. Verlorengegangenes 
Vertrauen muß zurückgewonnen werden. 

Dies gilt auch für die deutsche Politik. Die Bundes-
republik Deutschland ist wirtschaftlich stark genug, 
um auf die europäische Wirtschaftsentwicklung, auf 
die Weltwirtschaft und auf den Dollar Einfluß nehmen 
zu können. Sie stehen in der Verantwortung, Ihren 
Beitrag zu einem störungsfreieren Wachstum der 
Weltwirtschaft zu leisten. Das sind Sie nicht nur unse-
ren Bürgern schuldig, das sind Sie auch denen in der 
Dritten Welt schuldig. Deshalb sage ich: Werden Sie 
Ihrer Verantwortung endlich gerecht! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Bei der Beurteilung der augenblicklichen Si-
tuation ist es wichtig, daß man zunächst einmal zwi-
schen den' sicher sehr negativen Verlauf an den Bör-
sen in den letzten zwei Wochen und den zugrunde 
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liegenden Wirtschaftsfakten unterscheidet, denn ge-
rade bei dem Vergleich mit den oft zitierten Katastro-
phen von 1929 darf und sollte man nicht übersehen, 
daß die wirtschaftlichen Grunddaten heute völlig an-
ders aussehen. 

Wir haben in diesem Jahr eine Entwicklung der 
Weltkonjunktur, die bisher gar nicht schlecht ausge-
sehen hat. Wir haben in den Industrieländern insge-
samt ein Wachstum von knapp 3 % und haben in den 
Entwicklungsländern ein Wachstum von 4% .  Wir ha-
ben einen außenwirtschaftlichen Anpassungsprozeß, 
der auch nicht schlecht vorangekommen ist, übrigens 
auch und gerade, was die Bundesrepublik angeht. 

(Roth [SPD]: Warum akzeptiert die Börse das, 
was Sie erzählen nicht?) 

Es wäre falsch, immer wieder auf nominale Handels-
bilanzsalden zu schauen. Dabei übersieht man zwei 
Dinge: zum einen, daß die Leistungsbilanz letzten 
Endes das entscheidendere Datum liefert, und zum 
anderen, daß solche Daten eben nominale Daten sind, 
die nichts über den zugrunde liegenden realen An-
passungsprozeß aussagen, jedenfalls nicht so viel, wie 
wenn man die realen Werte mit berücksichtigt. 

Schon allein von den nominalen Werten her lag der 
deutsche Leistungsbilanzüberschuß im dritten Quar-
tal um 4 Milliarden DM niedriger, und wenn man ein-
mal die prozentualen Beiträge des Außenhandels zum 
Sozialprodukt, den Außenbeitrag also, nimmt, stellt 
man fest, daß sich dieser Außenbeitrag, der ein Aus-
druck für die Exportabhängigkeit und natürlich auch 
ein Ausdruck für die Leistungsfähigkeit ist — das darf 
man auch nicht übersehen: eine leistungsfähige Indu-
strie hat nun einmal Erfolge auf dem Weltmarkt —, 
von 5,2% im Jahre 1985 auf 2,5 bis 3% in diesem Jahr 
verringert, und er wird auch im nächsten Jahr weiter 
zurückgehen. 

Von uns wird verlangt — übrigens zu Recht; die 
Bundesregierung hat das international nie bestrit-
ten — , daß wir als Überschußland unsererseits die 
Aufgabe wahrnehmen, einen Beitrag dazu zu leisten, 
daß dieser Überschuß nicht ständig unproportional 
weiter ansteigt. Es wird erwartet, daß unsere Handels-
partner auf unseren Märkten eine Chance erhalten. In 
den Zahlen, die ich genannt habe, zeigt sich ganz 
deutlich, daß wir ihnen diese Chance eingeräumt ha-
ben. 

Nun möchte ich wirklich darum bitten, daß man 
nicht einen gedanklichen Fehler macht. Es ist falsch, 
die Finanz-, Wirtschafts-, Steuer- und Haushaltspoli-
tik der Bundesregierung mit dem gleichzusetzen, was 
andere Länder, auch die USA, tun. Da gibt es nämlich 
erhebliche Unterschiede. Es geht nicht an, einfach zu 
sagen: Wenn der Dollar verfällt und wenn das ein 
Beweis dafür ist, daß man in den USA wirtschafts-, 
finanz- und haushaltspolitisch nicht die richtigen Ent-
scheidungen getroffen hat, muß das in der Bundesre-
publik auch so sein, denn beide folgen ja den gleichen 
politischen Grundvorstellungen. Das ist eben falsch. 

(Dreßler [SPD]: Jetzt distanziert er sich von 
Amerika! Jetzt hebt er richtig ab!) 

Gerade wenn man auf die Haushaltspolitik schaut, 
ist es falsch. Meine Damen und Herren, wir haben  

immer wieder — und zwar nicht mit erhobenem Zei-
gefinger — gesagt: Zur Angebotspolitik gehört natür-
lich eine sparsame Haushaltspolitik. Man kann nicht 
Steuern senken und im gleichen Atemzug die Ausga-
ben unangetastet lassen, weil man dann eben Haus-
haltsdefizite bekommt, die zu steigenden Zinsen füh-
ren müssen, die natürlich — wenn dann Handelsbi-
lanzdefizite entstehen — auch den Protektionismus 
nähren und Inflationsgefahren begründen. 

All das ist doch aber bei uns nicht der Fall. Hier 
kann nicht von Inflationsgefahr die Rede sein, wir 
haben offensichtlich keine Handelsbilanzdefizite, und 
wir haben einen Haushalt, der bei weitem sorgfältiger 
und ordentlicher als der in den USA aufgestellt 
wird. 

(Dreßler [SPD]: Wir haben Massenarbeitslo

-

sigkeit!) 

— Ja, wenn Ihnen gar nichts mehr einfällt, reden Sie 
von den Arbeitslosen. 

(Dr. Apel [SPD]: Ist ja auch schlimm genug! 
— Dreßler [SPD]: Allerdings reden wir da

-

von, Herr Minister Bangemann! — Sellin 
[GRÜNE]: Die gibt es für Sie gar nicht 

mehr!) 

Aber Sie sind nicht bereit, diese Grundtatsachen in 
Ihre Betrachtungen aufzunehmen. 

(Sellin [GRÜNE]: Seit Ihrem Regierungsan

-

tritt haben wir steigende Arbeitslosenzah

-

len!) 

Sie sagen: In den USA wird das alles falsch gemacht, 
und deswegen ist die Bundesregierung mit ihrer Poli-
tik gescheitert. Das ist natürlich eine sehr einfache 
Gleichung. 

Wir sind nicht verantwortlich für die Politik der Ver-
einigten Staaten. Wir haben uns in der Kritik dieser 
Politik gegenüber auch immer zurückgehalten. Wir 
haben nicht den Fehler gemacht, den leider einige 
amerikanische Politiker in ihren öffentlichen Äuße-
rungen gemacht haben. Wir haben die Kritik intern 
angebracht, wir haben in internationalen Verhand-
lungen darüber gesprochen. Deswegen will ich es bei 
diesen Bemerkungen auch belassen. 

Jedenfalls ist die Behauptung wirklich falsch, daß 
der Kursverfall an den Aktienmärkten von uns verur-
sacht worden sei. Er ist auch nicht von der Bundes-
bank verursacht worden, auch nicht von einzelnen 
Mitgliedern des Bundesbankdirektoriums. Ich möchte 
das hier ausdrücklich im Namen der Bundesregierung 
sagen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Matthäus-Maier [SPD]: Es ist leider 

doch so!) 

Wir müssen durch internationale Kooperation weiter 
dafür sorgen, daß die zugrunde liegenden Ungleich-
gewichte beseitigt werden. Wenn das der Fall ist, 
dann wird sich der Dollarkurs auch wieder erholen. 

(Sellin [GRÜNE]: Was ist Ihr Beitrag dazu?) 

An dieser Tatsache führt kein Weg vorbei. Natürlich 
ist die Stärke oder Schwäche einer Währung in einem 
floatenden Wechselkurssystem ein Ausdruck der zu- 
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grunde liegenden wirtschaftlichen Stärke oder 
Schwäche. Wenn man zuläßt, daß eine Wirtschaft auf 
dem Weltmarkt weniger wettbewerbsfähig ist, wenn 
ein Dollarkurs von 1,70 DM, oder sagen wir besser: 
1,80 DM, der über Monate hin auch infolge der Zu-
sammenarbeit im Rahmen des Louvre-Abkommens 
gehalten worden ist, nicht dazu führt, daß sich die 
Handelsbilanzdefizite drastisch verringern, dann muß 
der Grund woanders liegen. Er kann nicht nur im 
Wechselkurs liegen. Ich sage noch einmal: Er liegt 
auch darin, daß sich die amerikanische Wirtschaft zu 
wenig um die Chancen auf dem Weltmarkt kümmert, 
infolgedessen Produkte anbietet, die weniger wettbe-
werbsfähig sind als unsere, und dann natürlich in 
Handelsbilanzschwierigkeiten kommt. Das ist ein 
Grund; den kann man nicht wegdiskutieren. 

Es ist durchaus richtig, wenn die Opposition sagt: 
Wir müssen hier weiter kooperieren. — Wir wollen 
das auch weiterhin tun. Ich will hier aber ganz deut-
lich sagen: Solange sich diese Schwierigkeiten durch 
die sich möglicherweise verbreitenden psychologi-
schen Turbulenzen nicht von den Börsen auf die Gü-
terwirtschaft übertragen werden, besteht die Gefahr 
einer Weltwirtschaftskrise nicht. Ein Vergleich mit 
1929 ist unbegründet. Die weltwirtschaftlichen Rah-
menbedingungen sind heute solider. Die Bereitschaft, 
wirtschaftspolitisch angemessen zu handeln, ist eben-
falls verbreiteter — trotz aller Mängel, die die interna-
tionale Kooperation hat. Wir haben heute einen bes-
seren Mechanismus internationaler Kooperation, als 
er damals bestand. 

Ich bin der Meinung, daß diese Kooperation ein-
schließlich des Louvre-Akkords fortgesetzt werden 
muß. 

(Zuruf von der SPD: Wo ist der Akkord, Herr 
Minister?) 

Wir dürfen übrigens nicht übersehen, daß auch bei 
dem Louvre-Abkommen ja nicht in erster Linie die 
Wechselkursfragen und eine Bereitschaft zur Koope-
ration der jeweiligen Zentralbanken eine Rolle ge-
spielt haben, sondern der Hauptbestandteil war, wie 
schon zuvor bei den Weltwirtschaftsgipfeln, ein Über-
einkommen über die wirtschaftspolitische Zusam-
menarbeit und die verschiedenen Hausaufgaben 
— wenn ich das so nennen darf — , die jeder zu erle-
digen hat. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Aber die sind 
nicht gemacht worden!) 

Unsere Wirtschaft ist jedenfalls in einer sehr guten 
Konstitution. Wir haben trotz der außenwirtschaftli-
chen Belastungen, die ja schon bestehen, unsere 
Hausaufgaben bisher gut erfüllt. Wir werden die Steu-
erreform durchsetzen. 

(Sellin [GRÜNE]: Selbstlob!) 

— Das ist kein Selbstlob, sondern das sind Feststellun-
gen von Tatsachen, Herr Kollege. 

Am 1. Januar wird die Steuererleichterung von 
14 Milliarden DM durchgesetzt. Wenn die Opposition 
doch endlich einmal zusammen mit uns auch die übri-
gen Hemmnisse beseitigen würde, die in der Tat auf  

unserem Markt einem stärkeren Wirtschaftswachs-
tum noch entgegenstehen, 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

nämlich zuviel Regulierungen, zuwenig Flexibilisie-
rung bei den Tarifabschlüssen, eine Öffnung der 
Märkte in den Bereichen, in denen Sie selber immer 
protektionistischen Neigungen erliegen, nämlich bei 
der Post oder bei anderen Wirtschaftsbereichen, 

(Roth [SPD]: Wie ist das mit dem Laden

-

schluß?) 

wo Sie die ersten sind, die Importbarrieren fordern, 
die angeblich im Interesse der Arbeitnehmer gegen 
eine Bundesregierung aufstehen, die Ellenbogenpoli-
tik macht. Ich erinnere Sie einmal an diese internatio-
nalen Verpflichtungen. Diese nehmen Sie nicht wahr. 
Solange Sie das nicht tun, sollten Sie sich nicht über 
die Bundesregierung beklagen, sondern in sich gehen 
und die gute Wirtschaftspolitik der Regierung aner-
kennen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU 
— Zuruf von der SPD: Gott, o Gott!  — 
Dr.  Apel [SPD]: FDP, gib uns Lambsdorff 
wieder! Der Mann ist eine Zumutung! — 
Roth  [SPD]: Da hat Apel nun recht! — Kittel

- mann [CDU/CSU]: Den hat ein Pferd getre-
ten!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kraus. 

Kraus (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Entwicklung an den 
Aktienmärkten war weder Auslöser noch Vorbote ei-
ner weltwirtschaftlichen Rezession. Sie war insbeson-
dere an Börsen wie New York und Tokio vielfach eine 
Reaktion auf völlig überzogene Spekulationen. Wenn 
man also davon ausgeht, daß das die Ursache ist, 
konnten politische Erklärungen in den letzten Wo-
chen logischerweise maximal Auslöser oder Verstär-
ker sein. Die Ursache liegt sicher in der Spekulation. 
Trotzdem sind natürlich gewisse Rückwirkungen auf 
die Konjunktur zu erwarten. Nicht nur die Aktionäre 
sind verstört. Viele Bürger sind verunsichert und se-
hen besorgt auf die Verfassung der Weltwirtschaft. 
Zuweilen hat man auch den Eindruck, manchem 
kommt das gerade recht. Manche möchten das gern 
für ihre Zwecke ausnutzen. Sie wollen es eigentlich 
nicht anders. Wie eine Gebetsmühle wiederholt die 
SPD beispielsweise, es würde „nichts getan, um der 
schlappen Konjunktur auf die Beine zu helfen" ; so 
oder ähnlich kann man es immer wieder hören. Das ist 
natürlich reine Panikmache. 

Kann oder will die SPD nicht sehen, daß die Bun-
desregierung die größte Steuerentlastungsaktion in 
der Geschichte der Bundesrepublik verwirklicht? 

(Dr. Apel [SPD]: Ja, ja!) 

Sie selber waren ja, Herr Roth, der Meinung, daß in 
Sachen Steuern noch mehr getan werden sollte. In 
den letzten Tagen haben Sie sich entsprechend geäu-
ßert. 

(Dr. Apel [SPD]: Etwas anderes! — Roth 
[SPD]: Grundfreibetrag!) 



2350 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 35. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 4. November 1987 

Kraus 

— Der Grundfreibetrag, den wir jetzt einführen, ist 
wesentlich mehr, als in den vergangenen Jahren von 
Ihnen gefordert worden ist. Auch das muß man doch 
sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Matthäus- 
Maier [SPD]: Das ist nicht wahr!) 

Das geht über die Forderungen weit hinaus, die die 
SPD erhoben hat. 

Wir hatten in der Vergangenheit strohfeuerartige 
sogenannte Beschäftigungsprogramme während Ih-
rer Regierungszeit. Die Erfolge waren eher zweifel-
hafter Natur 

(Zuruf von der SPD: Die waren bestens!) 

in bezug auf wachsende Inflation und ständige Ver-
schuldung des Staates. Damit sind auch die Spiel-
räume, die wir heute haben, natürlich immer noch ein-
geengt. Dieselben, die das damals zu vertreten hatten, 
kritisieren heute an diesen Dingen herum. 

Daß wir den verbliebenen Aktionsraum richtig nut-
zen, bestätigen uns alle fünf führenden Wirtschafts-
forschungsinstitute in ihrem Herbstgutachten: Die 
Konjunktur hat sich wieder gefangen. Nachfrage und 
Produktion wachsen, wenn auch in einem etwas ge-
ringeren Tempo als in den vergangenen Jahren. Auch 
für 1988 werden wieder 2 % Wachstum des Bruttoso-
zialprodukts erwartet. Beim Export wird sogar ein 
Aufschwung von  real 3,5 % erwartet. Der Auftragszu-
wachs aus dem Ausland zeigt, daß die deutschen Ex-
porteure trotz der Dollarkursprobleme auf den Aus-
landsmärkten sicher Fuß gefaßt haben. Die Inlands-
nachfrage, vor allem im Bereich der Investitionsgüter, 
hat sich stabilisiert. Der Importzuwachs wird von den 
Wirtschaftsforschungsinstituten auf real 5 % veran-
schlagt und liegt damit um das 2,5fache über dem 
Wachstum des Bruttosozialprodukts. Damit leistet die 
Bundesrepublik ihren Beitrag zum Abbau der interna-
tionalen Handelsbilanzungleichgewichte. Auch der 
Zuwachs beim p rivaten Verbrauch liegt mit 3% deut-
lich über dem Wachstum des Bruttosozialprodukts. 

Was soll da die Forderung, jetzt sei eine aktive Wirt-
schafts- und Finanzpolitik für mehr Wachstum und 
Beschäftigung nötig? Das schließt aber nicht aus, daß 
wir natürlich die neue Situation in den Griff bekom-
men müssen. Trotzdem haben wir keinen Grund, uns 
jetzt in Hektik oder Panik hineinreden zu lassen. 

Wie die neueste Arbeitsmarktstatistik auch wieder 
zeigt, hat die Zahl der Erwerbstätigen immerhin er-
heblich — um 114 000 — gegenüber dem Vorjahres-
monat zugenommen. Wir brauchen daher also keine 
konjunkturellen Schnellschüsse, sondern eine stetige 
Politik, welche die Leistung belohnt und Investitionen 
begünstigt, eine Politik, die damit Arbeitsplätze 
schafft und die Menschen motiviert. Deshalb müssen 
wir vor allem die Steuerreform zügig und konsequent 
durchführen. 

Aber auch die Tarifpartner stehen in der Verant-
wortung. Durch flexible Abschlüsse können sie dazu 
beitragen, daß regionale und branchenspezifische 
Sonderentwicklungen mehr berücksichtigt werden. 
Damit können sie zur Sicherung und Förderung der 
Beschäftigung beitragen. 

Die Lage auf den internationalen Finanzmärkten 
erfordert zudem eine geldpolitische Praxis, die das 
Stabilitätsprinzip wahrt und zugleich restriktive Si-
gnale vermeidet. Der Bundesbank kann nicht an hö-
heren Zinsen gelegen sein. Das hat Bundesbankchef 
Pöhl zu Recht erklärt. Ich möchte noch ein Stück wei-
tergehen. Uns muß nicht nur im Hinblick auf die Ame-
rikaner, sondern auch im Hinblick auf unseren Bin-
nenmarkt an einer Absenkung des Realzinsniveaus 
echt gelegen sein; eine Forderung, die meines Erach-
tens bereits seit Monaten erhoben werden sollte. Es 
gibt eine Reihe von Bereichen in der Wirtschaft, in der 
sich dieses hohe Realzinsniveau tatsächlich äußerst 
negativ auswirkt. Dasselbe gilt natürlich auch für den 
investiven Anteil in den Haushalten, was hier bereits 
angeschnitten worden ist. 

Eine behutsame Korrektur an dieser Stelle liegt also 
im Interesse der Weltwirtschaft, aber auch im Inter-
esse unseres eigenen Wirtschaftswachstums und da-
mit der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplät-
zen. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Sie kritisieren 
damit die  Bundesbank!)  

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Stratmann. 

Stratmann (GRÜNE): Liebe Mitbürgerinnen! Liebe 
Mitbürger! Die Krise auf den Weltfinanzmärkten ist 
Ausdruck der realwirtschaftlichen Ungleichgewichte 
der Weltwirtschaft. Ein wesentliches Element davon 
sind die erheblichen Exportüberschüsse der Bundes-
republik. Das Schlimme ist, daß diese Exportüber-
schüsse einerseits gegen den Auftrag des Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetzes verstoßen, andererseits Jahr 
für Jahr mit mehr als einer Milliarde DM an öffentli-
chen Mitteln — sei es Airbus-Subventionierung, sei es 
Hermes-Subventionierung — unterstützt werden. 

In der letzten Woche war eine Delegation des Wirt-
schaftsausschusses in den Ländern Thailand, Südko-
rea und Hongkong. Dort konnte ich selbst Zeuge sein, 
wie die Mehrheit dieser Ausschußdelegation für die 
Förderung der bundesdeutschen Exporte in diese 
Länder votiert hat — ohne Rücksicht auf die ökologi-
schen Verluste in diesen Ländern, auf die gesundheit-
lichen Verheerungen in diesen Ländern und auf die 
Unterdrückung der Gewerkschaften in diesen Län-
dern — , und zwar durch die Reihen von CDU, CSU, 
FDP und SPD. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wie hat denn der 
Kaviar geschmeckt?) 

Es galt, die Direktinvestitionen und Exporte der bun-
desdeutschen Wirtschaft in diese Länder, z. B. Südko-
rea, zu fördern, ohne sich dafür zu interessieren, wie 
die Gewerkschaften dort nach wie vor unterdrückt, 
völlig rechtlos gehalten werden, so etwa auch durch 
Unterdrückung innerhalb von bundesdeutschen Filia-
len dort. In Thailand wäre hier beispielsweise die 
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Bayer AG, Leverkusen, zu nennen. Und es war ein 
Grüner — nicht ein Sozialdemokrat —, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Die setzen ihr un

-

mögliches Verhalten fort!) 

der diese Themen bei den offiziellen Gesprächstermi-
nen überhaupt zur Sprache brachte. Das heißt: Ex-
portorientierung, Exportfetischisierung, Exportsub-
ventionierung dominieren ökologische Interessen, ge-
werkschaftliche Interessen, gesundheitliche Interes-
sen. 

Unsere Forderung angesichts dieser außenwirt-
schaftlichen Ungleichgewichte, an denen die Bun-
desregierung, die Bundesrepublik beteiligt ist und die 
in anderen Ländern Protektionismus als Abwehrmaß-
nahme geradezu sachzwangmäßig hervorrufen — es 
gibt einen Sachzusammenhang zwischen Exportüber-
schüssen bei uns und anderswo und Protektionismus 
in anderen Ländern; das sind zwei Seiten ein und der-
selben Medaille —, ist, um aus dieser Sachzwanglogik 
herauszukommen: Umkehr bei der Exportorientie-
rung hin zu einer Binnenorientierung, Umkehr auch 
bei den öffentlichen Mitteln, um mit diesen Mitteln 
entsprechende Investitionsprogramme für den öko-
logisch-sozialen Umbau und für die Schaffung sinn-
voller Arbeitsplätze zu ermöglichen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Biedenkopf. 

(Zuruf von der SPD: Darf der wirklich re

-

den?) 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU): Herr Präsident! Die 
Frage, ob es Zusammenhänge zwischen den Einbrü-
chen an der Weltbörse in den letzten Wochen und 
unserer Arbeitslosigkeit oder Gefährdungen der Ar-
beitsplätze gibt, läßt sich nur beantworten, wenn man 
versucht, wenigstens den wichtigsten Ursachen für 
diese Einbrüche nachzugehen. Einiges ist dazu schon 
gesagt worden. Ich möchte — in Stichworten — fol-
gende drei Gründe nennen. 

Der erste — und in meinen Augen wichtigste — 
Grund ist, daß nach einer zweijährigen Talfahrt des 
Dollars, von der man erwartet hatte, daß sie die Han-
delsposition, die Exportposition der Vereinigten Staa-
ten verbessert, eine zunehmende Enttäuschung dar-
über entstanden ist, daß es zu dieser Verbesserung 
nicht gekommen ist. Was sich schlagartig — mögli-
cherweise ausgelöst durch ganz kleine, sonst völlig zu 
vernachlässigende Anlässe — in dem Kurseinsturz 
entladen hat, ist die Erkenntnis, daß die Vereinigten 
Staaten nicht wegen eines überbewerteten Dollars, 
sondern wegen einer unzureichenden Wettbewerbs-
fähigkeit ein riesiges Handelsbilanzdefizit haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Diese Erkenntnis zu verarbeiten — nicht nur an der 
Börse, sondern auch in der Politik der Vereinigten 
Staaten — wird eine ungeheure Anstrengung bedeu-
ten und verlangt von uns, daß wir uns an diesem Pro-

zeß aktiv, begleitend — auf keinen Fall schadenfroh 
oder höhnisch — beteiligen. 

In den Vereinigten Staaten ist in den letzten 15 Jah-
ren ein Rückgang an relativer technologischer Lei-
stungsfähigkeit eingetreten, den wir wegen der dau-
ernden Konzentration auf Hochtechnologien als Ver-
gleichsbereiche nicht wirklich erkannt haben. 

Zweitens. An der Börse haben sich Illusionen abge-
baut, Illusionen über die Leistungsfähigkeit der Wirt-
schaft, aber auch Illusionen, die in der Börse selbst 
enthalten waren. Die Börse, so muß man feststellen, 
hat sich zu einem wesentlichen Teil verselbständigt. 
Graf Lambsdorff hat bereits darauf hingewiesen. Man 
könnte sagen, die Börse hat die Berührung mit dem 
Boden der wirtschaftlichen Realität verloren und war 
zu einem wesentlichen Teil nicht mehr das, was sie 
eigentlich sein soll, nämlich eine Veranstaltung zur 
Bereitstellung von Kapital, sondern sie war zuneh-
mend ein Lotteriespiel. 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

— Nein, das hat mit Deregulierung, Herr Kollege 
Roth, relativ wenig zu tun. Es hat mit ganz anderen 
Dingen zu tun, die aber in fünf Minuten nicht aufge-
arbeitet werden können. Es hat insbesondere etwas 
mit der Bereitstellung von Liquidität in fast beliebi-
gem Umfang zu tun und damit auch mit einer Verän-
derung der Knappheitssignale in der Börse. Die Tat-
sache, daß seit einigen Jahren an der amerikanischen 
Börse das Aufkaufen von Unternehmen eine größere 
Bedeutung hat als die Bereitstellung neuen haftenden 
Kapitals, zeigt, wie sehr sich die beiden Dinge vonein-
ander gelöst haben. 

Drittens. Was an der Börse noch nicht gelernt wor-
den ist, ist ihre weltweite — auch technologische — 
Vernetzung. Die riesigen Ausschläge, die wir heute 
an der Börse erleben und die früher völlig unvorstell-
bar gewesen wären, signalisieren, daß sich hier Kapi-
talmassen in Wellenbewegungen über die ganze Welt 
bewegen, deren wirkliche — auch technische — Be-
herrschung noch nicht gelungen ist. 

Nun zu den Arbeitsmarktproblemen, die sich dar-
aus möglicherweise ergeben können. Ich stimme Graf 
Lambsdorff zu, daß die Ereignisse dann keine Folgen 
—jedenfalls keine wesentlichen — für den Arbeits-
markt haben, wenn die Güter- und Dienstleistungs-
märkte unberührt bleiben. Der wichtigste Bereich 
aber, wo Gefahren auftreten können, ist der Abbau 
des Handelsbilanzdefizits bei den Amerikanern und, 
was verschiedentlich hier empfohlen wird, das Aus-
steigen aus der Exportwirtschaft. Ich halte diese Vor-
schläge für undurchführbar. Wenn wir die Export-
orientierung im gegenwärtigen Umfang abbauen, 
bedeutet das auch einen Abbau von Arbeitsplätzen in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Roth  [SPD]: Richtig!) 

Dieser Abbau von Arbeitsplätzen ist auch durch Pro-
gramme wie „Arbeit und Umwelt" nicht kompensier

-

bar. Das ist völlig ausgeschlossen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Binnenorientierung!) 

— Er ist auch nicht durch die Binnenorientierung 
kompensierbar. Es ist völlig ausgeschlossen anzuneh- 
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men, daß unser Binnenmarkt die Produkte aufnimmt, 
die wir nicht mehr exportierten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Roth [SPD]: Das eine und das andere, so ist 

es!) 

Der Binnenmarkt ist dazu unfähig. Deshalb müssen 
wir ganz unabhängig von den vielen anderen Pro-
blemen, die mit dem Abbau der Arbeitslosigkeit ver-
bunden sind und in einer Aktuellen Stunde wie dieser 
nicht behandelt werden können, auf eine sehr behut-
same Weise mit den Amerikanern so eng wie möglich 
zusammenarbeiten, um zu einen neuen internationa-
len handelspolitischen Gleichgewicht zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Roth  [SPD]: Sehr richtig! Das letzte war sehr 

richtig!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Auswirkungen der Lage der Weltwirt-
schaft auf unseren Arbeitsmarkt bedingen, daß man 
sich diesem Thema natürlich in der Bundesrepublik 
widmet. Seit fünf Jahren und einem Monat trägt die 
CDU/CSU für den Arbeitsmarkt bundespolitische 
Verantwortung. Seit fünf Jahren und einem Monat ist 
die Zahl der gemeldeten Arbeitslosen um 272 000 
gestiegen. Einschließlich der wegmanipulierten, nicht 
mehr gezählten Arbeitslosen — das sind die Fälle, die 
innerhalb der Arbeitsförderung ausgewiesen sind —, 
sind es rund 322 000 Männer und Frauen, wobei die 
Tendenz weiter steigend ist. Das zeigen die Veröffent-
lichungen der Bundesanstalt für Arbeit, und auch die 
letzten Monatsdaten haben dies wiederum bestätigt. 
In den Jahren bundespolitischer Verantwortung der 
CDU/CSU hat die Dauer der Arbeitslosigkeit von 7,6 
auf 12,5 Monate zugenommen. Der Anstieg wäre 
noch rasanter, wenn nicht zwischenzeitlich die Stati-
stik manipuliert worden wäre. Seit der Wende hat es 
fast eine Verdoppelung des Anteils der Arbeitslosen-
hilfeempfänger unter den Arbeitslosen gegeben. Bei 
immer mehr Menschen greift die Bedürftigkeitsprü-
fung während der Arbeitslosigkeit über die Genera-
tionen hinweg. Das heißt, der ältere wegrationalisierte 
Arbeitnehmer wird, um seinen Lebensunterhalt zu fri-
sten, an seine Eltern, die Rente beziehen, und an seine 
erwerbstätigen Kinder verwiesen. 

(Zuruf von der SPD: Subsidiarität nennt man 
das!) 

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert deshalb die 
Christlich-Demokratische Union auf: Nehmen Sie 
endlich wenigstens zur Kenntnis, was gerade die Kir-
chen zur Langzeitarbeitslosigkeit und ihren fatalen 
Folgen für die Betroffenen, die Familien und die Kin-
der zu sagen haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ein weiterer Verfall — man kann auch sagen: eine 
neue Bewertung — des Dollar wird für die nahe Zu-
kunft prognostiziert. Das heißt, der Export gerät unter 
Druck, die Kompensation der von der Bundesregie-
rung selbstverschuldeten geringen Binnennachfrage  

fällt aus. Die Forschungsinstitute haben gerade erst 
bei einem Wachstum von 2 % 40 000 Arbeitslose mehr 
vorhergesagt, als die Bundesregierung geschätzt hat. 
Wegen der Ereignisse der letzten Woche ist das alles 
Makulatur. 

Nun haben wir die Bundesregierung immer wieder 
gewarnt. Noch in der Haushaltsdebatte habe ich den 
amtierenden Arbeitsminister dringend aufgefordert, 
sich hinzusetzen und zu arbeiten. Wir haben von die-
ser Regierung Leistung verlangt. Es ist ein unglaubli-
cher Vorgang, meine Damen und Herren, wenn die 
CDU/CSU gestern erklärte, die Entwicklung der Be-
schäftigungs- und Arbeitsmarktdaten könne vom 
Staat nicht mehr beeinflußt werden, die Möglichkei-
ten seien erschöpft. Das heißt auch, daß die Bundes-
regierung ihre Verantwortung beispielsweise für die 
4 000 gefährdeten zivilen Arbeitsplätze bei den US-
Streitkräften nicht wahrnehmen will. Strukturschwa-
che Gebiete besonders in Rheinland-Pfalz sind da-
durch schwer getroffen. Wenigstens Verhandlungen 
mit den Amerikanern für Tausende gefährdeter Exi-
stenzen werden die Menschen von der Bundesregie-
rung noch verlangen können. Wer in solcher Situation 
nicht die Kraft und den Willen hat, zu handeln, wer 
einen solchen öffentlichen Offenbarungseid ablegt, 
der sollte abtreten. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn das alles heißt: weniger Wachstum, noch 
mehr Arbeitslose, zusätzliche Finanzierungspro-
bleme, z. B. bei der Bundesanstalt für Arbeit, aber 
auch bei den anderen Kassen. Daraus folgt wiederuni 
— das kann man an zwei Fingern abzählen — eine 
Beitragssatzsteigerung. Dabei gibt es zweifelsfrei 
Handlungsbedarf. Das sagen auch die von Norbert 
Blüm befreiten Sozialausschüsse der Union. „ Arbeit 
für alle" hieß der Antrag. 18 Seiten mit ausführlicher 
Begründung wurden beschlossen. Sogar die SPD-Po-
sition „Der Staat muß sinnvolle Arbeit zusätzlich orga-
nisieren, wenn dies vom Markt nicht zu erwarten ist" 
beschließen CDU-Bundestagsabgeordnete auf Kon-
gressen außerhalb des Parlaments. Nun haben Sie 
doch endlich den Mut, diese Auffassung durch Unter-
stützung unserer Anträge im Bundestag zu verwirkli-
chen! Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit ver-
langt heute morgen ein Zehnmilliardenprogramm 
jährlich. — Richtig. Doch hier im Parlament wird über 
Gesetze abgestimmt, nicht in Interviews oder auf Par-
teikongressen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

Es ist nach wie vor so — wir wiederholen es — : Wir 
verlangen energische Maßnahmen im Kampf gegen 
die Massenarbeitslosigkeit, durch Verstärkung der 
öffentlichen Investitionen, durch unser Zukunfts-
programm „Arbeit und Umwelt", durch den Ausbau 
sozialer Dienste und auch durch Überstundenabbau. 
Herr Scharrenbroich, wie hieß es bei den Sozialaus-
schüssen außerhalb des Parlaments? — „Der Staat 
muß sinnvolle Arbeit zusätzlich organisieren, wenn 
dies vom Markt nicht zu erwarten ist." 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 
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Diese richtige Auffassung haben Sozialdemokraten 
immer vertreten. Wir haben im Gegensatz zu Ihnen 
auch danach gehandelt. 

(Beifall bei der SPD — Scharrenbroich [CDU/ 
CSU]: Nein, es muß anders umgesetzt wer

-

den, als Sie es vorhaben!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Cronenberg. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Verehrte Kollegen! Der 
Ratschlag von Rudolf Dreßler, Arbeit zu organisieren, 
auf gut deutsch: mit geliehenem Geld zusätzliche Ar-
beit zu schaffen, ist im Grunde genommen das Produ-
zieren von Defiziten. Das ist genau ein Rezept, das Sie 
den Amerikanern vorwerfen. Die Logik dieses Unter-
nehmens leuchtet mir nicht ein. 

(Stratmann [GRÜNE]: Das machen Sie doch 
beim Airbus!) 

Es ist durchaus denkbar, daß die Turbulenzen um 
den Dollar und die Turbulenzen an den Börsen auf 
den deutschen Güter- und Dienstleistungsmarkt 
durchschlagen. Das zu leugnen wäre falsch. Es ist 
unsere Pflicht, im Rahmen des Möglichen Schaden 
von dem Unternehmen „Volkswirtschaft der Bundes-
republik Deutschland" abzuwenden. 

Herr Kollege Stratmann, die Tatsache, daß wir uns 
Arbeit auf den Weltmärkten holen müssen, daß wir 
dort unsere Beschäftigung sichern müssen und daß 
wir exportabhängig sind, ist nicht, wie Sie immer be-
schreiben, ein Nachteil, sondern das ist im Interesse 
der Weltwirtschaft ein Vorteil für die gesamte Welt, 
wenn wir uns dann auch bereit erklären, Defizite 
durch Importerleichterungen und -möglichkeiten ab-
zubauen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Das machen Sie doch 
nicht! — Sellin [GRÜNE]: Was machen Sie 
denn für die Entwicklungsländer, damit sie 

hierher exportieren können?) 

Mehr Austausch, mehr Handel ist die Parole, und 
nicht Zurückführung und Verschlechterung unserer 
Exportfähigkeit. 

Meine Damen und Herren, wie muß die deutsche 
Volkswirtschaft sich verhalten, wenn sie Schaden ab-
wenden will? Die Empfehlungen des Wirtschaftsmini-
sters und Graf Lambsdorffs für den finanzpolitischen 
Teil möchte ich unterstreichen. Aber ich möchte auch 
sagen, daß wir das tun sollten, was wir tun können. 
Man sollte sich verhalten wie ein Unternehmer, der 
seine Märkte gefährdet sieht. Er wird als erstes seine 
Kostensituation einer ernsthaften Prüfung unterzie-
hen. Denn es ist für dieses Unternehmen aussichtslos, 
sich auf dem Markt zu bewähren, wenn es höhere 
Löhne und höhere Personalzusatzkosten hat als die 
Konkurrenz, es ist für das Unternehmen aussichtslos, 
wenn es höhere Energiepreise hat als die Konkurenz, 
und es ist für das Unternehmen aussichtslos, wenn das 
Material teurer ist, als für die Konkurrenz. 

(Stratmann [GRÜNE]: Gehen Sie doch ein

-

mal nach Japan!) 

Alle drei Kostenfaktoren, die dazu führen können, 
daß die Konkurrenzfähigkeit sinkt, sollten überprüft  

werden. Das ist meine Empfehlung für uns, an das 
Haus. Sie alle können einen wirksamen Beitrag lei-
sten, um mögliche Gefahren, die sich aus der Entwick-
lung ergeben . haben, zu verhindern. Deswegen 
möchte ich Sie bitten: Helfen Sie uns, daß wir preis-
werte Energie zur Verfügug haben. Verweigern Sie 
nicht die mögliche Nutzung von preiswerter Energie. 
Helfen Sie uns, die steuerlichen Belastungen der Un-
ternehmen zu reduzieren. 

(Roth [SPD]: Jetzt kommt der Laden

-

schluß!) 

Helfen Sie uns, daß der Abbau der Überbesteuerung 
der Unternehmen in diesem Parlament mit möglichst 
viel Zustimmung möglichst bald geschieht. Unterstüt-
zen Sie unsere Bemühungen, die unerträglich hohen 
Belastungen in Gestalt der Lohnzusatzkosten abzu-
bauen. 

(Dr. Apel [SPD]: Das habt ihr doch alles pro

-

duziert! Ihr habt ununterbrochen die Bei

-

träge angehoben!) 

Kurz: Versetzen Sie unsere Unternehmen in die Lage, 
sich ordentlich und wettbewerbsfähig die Arbeit auf 
den Weltmärkten zu holen. Dann werden Sie nicht nur 
bestehende Arbeitsplätze nicht gefährden, sondern 
Sie werden, Herr Kollege Dreßler, zu den 600 000 
Arbeitsplätzen, die wir mehr haben, möglicherweise 
noch einige zusätzliche Arbeitsplätze schaffen. 

(Stratmann [GRÜNE]: „Einige zusätzliche" ! 
Sie sind ein Märchenerzähler! — Zurufe von 

der SPD) 

Das ist in dieser Situation, die nicht ohne Risiko ist, 
eine sinnvolle Empfehlung; nicht aber sollten wir De-
fizite produzieren, die dazu führen, daß Arbeitslosig-
keit steigt und nicht sinkt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
weiß nicht, ob es die 25. Wiederholung ist, was hier 
heute stattfindet. 25mal hat Herr Dreßler gesagt, wir 
würden in Sachen Arbeitsmarkt nichts tun, und 25mal 
antworte ich ihm mit Zahlen, die belegen, was wir 
getan haben. Ich gebe zu, der Unterhaltungswert von 
solchen Wiederholungen nimmt ab, aber ich verspre-
che ihm: Wenn er zum 26. Mal das Falsche sagt, 
werde ich ihm zum 26. Mal antworten: 13 Milliarden 
DM geben wir für aktive Arbeitsmarktpolitik aus —
13 Milliarden DM! Es wurde nie mehr für aktive Ar-
beitsmarktpolitik ausgegeben. 

Bei der Bundesanstalt für Arbeit gab es schon ein-
mal 12 Milliarden DM, allerdings nicht als aktive Ar-
beitsmarktpolitik, sondern als Defizit. Das stand ins 
Haus, als wir die Regierung gewechselt haben. Das ist 
der Unterschied: Bei Ihnen 12 Milliarden DM Schul-
den, und jetzt 13 Milliarden DM für aktive Arbeits-
marktpolitik. 

(Reimann [SPD]: Sie kassieren auch die 
höchsten Beiträge!) 
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—Nur mit Zahlen. Regen Sie sich nicht auf. Sie haben 
doch gesagt, wir hätten nichts gemacht. 

600 000 Bundesbürger, Arbeitnehmer, werden in 
diesem Jahr in berufliche Weiterbildungsmaßnah-
men eintreten — das ist die höchste Zahl, die jemals 
beruflich gefördert wurde — , 1982 — Herr Dreßler, 
zum fünfundzwanzigstenmal sage ich es Ihnen — wa-
ren es 260 000. Jeder, der rechnen kann, wird den 
Unterschied zwischen diesen 260 000 während der 
Regierungszeit der SPD und den 600 000 unter dieser 
Regierung erkennen können. 

(Sellin [GRÜNE]: Mehr als 400 000 Jugendli

-

che unter 25 sind ohne Arbeit!) 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen: dreimal so viel 
wie zu Ihrer Regierungszeit. Sie sagen, wir hätten 
nichts gemacht. Wenn dreimal mehr nichts ist, was 
haben Sie dann gemacht? 

(Zuruf von der SPD: Wir hatten keine Ar

-

beitslosen!) 

Nie gab es eine Regierung, die mehr für Kohle und 
Stahl ausgegeben hat. 

(Sellin [GRÜNE]: Und für den Airbus! 1 Mil

-
liarde DM!) 

Ist das alles nichts? 

Was die Sozialpolitik anlangt: Verlängerung der 
Gewährung des Arbeitslosengeldes, Verdoppelung 
des Freibetrages bei der Arbeitslosenhilfe. Ist das eine 
Politik, die die Arbeitslosen im Stich läßt? 

Den Vorruhestand haben Sie angekündigt, wir ha-
ben ihn durchgeführt. 

(Sellin [GRÜNE]: Und noch nicht verlän

-

gert!) 

Kommen wir zu noch ein paar Dingen. — Maßnah-
men zur Stabilisierung der Bauwirtschaft 1985 durch 
Bundesmittel für Städtebauförderung verdreifacht, 

(Roth [SPD]: Und jetzt gestrichen!) 

—Wenn wir nichts gemacht hätten, wäre Ihr Vorwurf, 
wir hätten gestrichen, doch unrichtig. Einmal sagen 
Sie, wir würden nichts machen, und dann sagen Sie, 
wir hätten gestrichen. 

Machen wir weiter: ERP-Mittel aufgestockt, Ab-
schreibungsmöglichkeiten für Wirtschaftsbauten ver-
bessert. 

(Sellin [GRÜNE]: Das wird doch langweilig, 
Herr Blüm! Was ist denn unter dem Strich bei 

Ihnen herausgekommen?) 

—Das ist nicht langweilig, das hat für 150 000 Arbeit-
nehmer Arbeitsplätze geschaffen. 

Im Verkehrsbereich hat der Bund seine Zuschüsse 
gegenüber 1983 um 11 % erhöht. 

Von was reden Sie eigentlich, wenn Sie sagen, wir 
würden nichts machen? 

(Dreßler [SPD]: Wir reden von 300 000 Ar- 
beitslosen mehr!) 

Die staatliche Umweltpolitik hat rund 400 000 Ar-
beitsplätze ausgelöst, wobei die Großfeuerungsanla-
genverordnung 50 000 Arbeitsplätze geschaffen hat. 

Das Investitionsvolumen der Bundespost ist von 
1982 auf 1987 um annähernd 50 % auf 18,6 Milliarden 
DM erhöht worden. 

(Sellin [GRÜNE]: Im Rahmen der Steuerre

-

form werden Umweltinvestitionen nicht 
mehr gefördert!) 

Und jetzt reden Sie davon, 

(Stratmann [GRÜNE]:... daß die Arbeitslo

-

sigkeit steigt!) 

wir würden nichts tun. 

Ich will hinzufügen, daß auch die Steuerreform ei-
nen Beschäftigungseffekt haben wird. Sie reden doch 
immer von Nachfragepolitik. Da kommt doch Geld 
unter die Leute, das zusätzliche Nachfrage bewirken 
kann. 

(Stratmann [GRÜNE]: Sie haben den Auf

-

schwung für das Revier versprochen! Und wo 
ist er bis heute?) 

— Also, wir haben auf alle Fälle mehr Arbeitsplätze 
geschaffen, nachdem unsere Vorgängerregierung Ar-
beitsplätze abgeschafft hatte. 

(Dreßler [SPD]: Über 300 000 Arbeitslose 
mehr!) 

Was das Revier anlangt: Das wird erst besser, wenn 
die CDU dort regiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Alle Beschwörungen können es 
nicht verändern: Wir sind vom Export abhängig, und 
unsere Wirtschaftspolitik wird sich immer wieder 
daran orientieren müssen, nicht nur auf eine ver-
stärkte Binnennachfrage zu hoffen und alles dafür zu 
tun, sondern auch den Export nicht aus dem Auge zu 
verlieren. 

Das jüngste Herbstgutachten belegt: unsere Wirt-
schaft ist gesund. Es geht wirtschaftlich, wenn auch 
nicht so, wie wir erhoffen, aufwärts. Unser Export hat 
relativ zugelegt, und die Zahl der Beschäftigten, vor 
allen Dingen im Dienstleistungsgewerbe, nimmt 
ebenfalls zu. 

Trotzdem haben wir alle Veranlassung, darauf hin-
zuwirken, die weltwirtschaftlichen Schwankungen zu 
verringern; denn diese bedeuten eine große Gefahr 
vor allen Dingen für unsere Wirtschaft. Aus diesen 
Gründen setzen wir uns für mehr Koordination und 
für mehr internationale Kooperation ein, so schwer es 
auch häufig fällt. 

Gerade die jüngsten Ausführungen des amerikani-
schen Finanzministers Baker, die heute schon mehr-
fach eine Rolle gespielt haben, zeigen, wie nötig inter-
nationale Kooperation und Koordination sind, wie nö-
tig es aber auch ist, sich an Vereinbarungen zu hal-
ten. 

(Sellin [GRÜNE]: Sie haben sich ja nicht 
daran beteiligt!) 
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Man muß fast den Eindruck haben, daß einige Ame-
rikaner förmlich auf ihre Handelspartner einprügeln, 
um die hausgemachten Mißstände zu übertünchen 
und sich klammheimlich aus der Verantwortung zu 
stehlen. 

(Sellin [GRÜNE]: Welche Mißstände haben 
Sie zu verantworten? Setzen Sie sich damit 

auseinander!) 

Baker hat sich aus ausschließlich innenpolitischen 
Gründen und aus Verzweiflung unverantwortlich ver-
halten, oder — um die FAZ von heute zu zitieren — : 
Sein Verhalten ist „töricht und anmaßend". 

(Sellin [GRÜNE]: Eben haben Sie noch den 
hohen Export aus Deutschland bejubelt!) 

Meine Damen und Herren, nur ein gemeinsames 
Vorgehen aller westlichen Industriestaaten kann die 
Wogen der Weltwirtschaft wieder glätten. Die Pro-
bleme der internationalen Verschuldung, der weiter 
um sich greifende Protektionismus, Wechselkursin-
stabilitäten und außenwirtschaftliche Ungleichge-
wichte haben sich zu einem Gordischen Knoten ver-
knüpft. Es wir immer schwerer, wenn wir nicht recht-
zeitig handeln, ihn aufzulösen. 

(Sellin [GRÜNE]: Sie fördern das die ganze 
Zeit!)  

Wirtschaftliche internationale Kooperation ist gefor-
dert. Hierzu sind alle westlichen Industrieländer auf-
gefordert. Die Notwendigkeit ist da. Graf Lambsdorff 
hat zu Recht gesagt: Es gibt die Konzepte; man muß 
nur den Mut haben, sie anzuwenden und danach zu 
handeln. 

Wir sind gemeinsam, Japan, Frankreich und Groß-
britannien für eine weitere währungspolitische Ko-
operation im Louvre-Takt. Die wichtigsten Industrie-
länder müssen sich gemeinsam um stabile Wechsel-
kurse bemühen. Denn nur dann werden wir langfri-
stig wieder Ruhe an der Währungsfront haben. Ein 
Abrücken vom Louvre-Takt, Graf Lambsdorff, wür-
den wir für nicht richtig halten. Ich halte Ihren Vor-
schlag für interessant, aber für eine gefährliche The-
rapie. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Unsere Steuerreform hat Impulse gesetzt. Jetzt 
geht es darum, daß diese Steuerreform greift. Ich 
finde, daß gerade einige Akzente dieser Steuerreform, 
etwa die Quellensteuer, zu einer überhöhten Nervo-
sität einiger Banken geführt hat, die dazu beigetragen 
hat, schon im Vorfeld des Börsenkrachs für eine Un-
ruhe zu sorgen, wobei allerdings die SPD den Vogel 
abgeschossen hat; Herr Apel. 

(Reimann [SPD]: Denkt Ihr mal an 1983!) 

Sie scheinen da bei der Analyse der Quellensteuer 
mehrmals vom Pferd getreten worden zu sein. 

(Reimann [SPD]: Denkt Ihr mal an '83!) 

Wir werden darüber hinaus alles tun müssen, um 
die Investitionstätigkeit der deutschen Wirtschaft vor 
allem im pazifischen Raum verstärkt durchzuführen. 
Gerade die Dynamik dieser Wirtschaftsregion im pa-
zifischen Raum verlangt eine langfristig orientierte 
Investitionsstrategie. Wir dürfen uns nicht darauf ver-
lassen, vom kurzfristigen Exportboom zu profitieren,  

sondern wir müssen langfristig am Wirtschaftsauf-
schwung vor Ort teilhaben. 

Die deutsche Wirtschaft — dies ist eine Aufgabe, wo 
wir sie wirtschaftlich unterstützen müssen — darf die 
zunehmende Bedeutung anderer Wirtschaftsregionen 
nicht nur tolerieren. Sie muß vielmehr alles daran set-
zen, an dieser Entwicklung zu partizipieren. Es wird 
Aufgabe auch des Deutschen Bundestages sein, der 
Bundesregierung Ratschläge und Empfehlungen zu 
geben, wie sie auf einem als richtig erkannten Weg 
fortschreitet, um hier einen gewissen Ausgleich zu 
bereiten, den wir bitter nötig haben. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Apel. 

Dr. Apel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Herr Minister Bangemann, ich 
bin doch einigermaßen erstaunt darüber, daß anschei-
nend im Bundesministerium für Wirtschaft keine Zei-
tungen gelesen werden. Wenn Sie in diesen Tagen die 
internationale Presse lesen, stellen Sie fest: Es wird 
überall gesagt, die Wirtschafts- und Finanzpolitik in 
Tokio, in Washington, aber auch in Bonn habe ver-
sagt, und das sei die zentrale Ursache für die bruch-
hafte Entwicklung auf den Devisenmärkten, aber 
auch auf den Währungsmärkten. 
Ein zweites, Kollege Bangemann: Waren Sie denn 

nicht selbst bei den beiden großen Weltwirtschafts-
gipfeln in Tokio und dann in Venedig? Waren Sie 
nicht dabei? Sind wir nicht auch als Bundesrepublik 
Deutschland auf diesen Gipfeln 

(Dreßler [SPD]: Er war physisch dort!) 

feierliche Verpflichtungen eingegangen, dann zu 
handeln, wenn die Weltwirtschaft in Schwierigkeiten 
kommt? 

(Roth [SPD]: Eben!) 

War es nicht so, daß diese Bundestagsfraktion, die 
Sozialdemokraten, hier nach jedem Gipfel bei Ihnen 
Handeln eingeklagt hat? 

(Dreßler [SPD]: Genauso ist es!) 

Und war es nicht so, daß Sie uns ununterbrochen mit 
Worthülsen und mit Optimismus geantwortet ha-
ben? 

(Beifall bei der SPD) 

Und ist es nicht so, daß angesichts der wirklich dra-
matischen Entwicklung — Graf Lambsdorff, sie wird 
natürlich auf die Gütermärkte übergreifen; es ist ein 
tiefgreifener Pessimismus, der natürlich zu Konsum-
enthaltung führen wird, mindestens in den USA — 
jetzt der Moment gekommen ist, wo Sie diese 
Schwüre einlösen müssen, wo Sie handeln müssen? 

Es hat doch keinen Zweck, daß Sie ununterbrochen 
— das war ja der Tenor der Koalition — die Vorwürfe 
nach drüben schicken — natürlich haben die USA ihre 
Hausaufgaben zu machen — und die USA postwen-
dend Ihre Antwort an uns zurückgeben. Ich sage Ih-
nen: So geht es nicht weiter. Wenn dieses Pingpong-
Spiel, das mit Politik weiß Gott nichts zu tun hat, sich 
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fortsetzt, dann wird die Weltwirtschaft darunter leiden 
und wird die Massenarbeitslosigkeit nicht nur in der 
Bundesrepublik zunehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Graf Lambsdorff, das einzig Konkrete, was ich in 
dieser Debatte wirklich gehört habe — sonst war es ja 
die übliche Rhetorik, die immer immer abgespult 
wird, wenn Sie nicht mehr weiter wissen — , war Ihr 
Vorschlag zum freien Fall des Dollars. Ich halte das 
— ich stimme insofern auch jenen zu, die dazu aus der 
Union etwas gesagt haben — für eine lebensgefährli-
che Bemerkung. Schließlich sind Sie nicht irgend je-
mand. 

Nun will ich Ihnen sagen, was wir erwarten. Wir 
erwarten erstens, daß Sie ihre Steuerpolitik so um-
bauen, daß in der Tat Kaufkraft in die Taschen der 
Bürger kommt, die ab 1. Januar 1988 Nachfrage ent-
wickeln könnten. 

(Beifall bei der SPD — Scharrenbroich [CDU/ 
CSU]: Das wollen Sie doch gerade verhin

-

dern!) 

— Also, hören Sie einmal auf. Verhindern — das ist ja 
geradezu lächerlich, wenn Sie eine Steuerpolitik 
verteidigen, die dem Durchschnittsverdiener mit 
3 300 DM Monatsgehalt 8 DM Steuersenkung gibt. 
Das hat weder etwas mit Gerechtigkeit zu tun noch 
mit Konjunktur. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Nach mir redet der Kollege Lammert. Als Vertreter 
der CDA möge er doch einmal erklären, ob es falsch 
ist, wenn wir zweitens sagen: Anhebung der öffentli-
chen Investitionen, Stärkung der Finanzen und damit 
der Investitionskraft von Ländern und Gemeinden. Ist 
das nicht auch Ihr Weg? Dann bekennen Sie sich aber 
nicht nur draußen auf Kongressen dazu, sondern bitte 
auch im Deutschen Bundestag. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Ist es nicht endlich an der Zeit — reden Sie 
doch nicht immer über Telekommunikation — , in 
Brüssel die EG-Überschußagrarpolitik — die ja bisher 
nicht beendet werden konnte, weil das am deutschen 
Veto scheiterte — zu ändern, damit wir aufhören, die 
Weltmärkte zu verstopf en?  

Viertens. Wie wäre es denn, wenn Sie morgen zu-
sammen mit der Bundesbank — ich will gar keine 
bezifferten Empfehlungen geben — weltweit eine 
konzertierte Zinssenkungspolitik einleiten? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Schließlich fünftens. Wie wäre es denn, Herr Kol-
lege Bangemann, wenn Sie endlich — Herr Herrhau-
sen hat hier ja eine Einleitung gemacht — zusammen 
mit unseren Partnern darangingen, die schlimme 
Schuldenkrise einzugrenzen und wenigstens schritt-
weise einer Lösung zuzuführen? Sie liefern uns Rhe-
torik. Sie tun nicht Ihre Pflicht. Das ist eine schlimme 
Hypothek für die weitere Entwicklung auf den Welt-
währungsmärkten, auf den Devisenmärkten und da-
mit auch für unsere nationale Konjunktur. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Lammert. 

Dr. Lamme rt  (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Kollege Roth hat gleich zu 
Beginn dieser Debatte — offensichtlich auch als deren 
eigentliches Motiv — den Börsensturz als eine Miß-
trauenserklärung der Finanzmärkte gegen die gegen-
wärtige Wirtschafts- und Finanzpolitik und gegen die 
dafür verantwortlichen Regierungen bezeichnet. Er 
hat damit die Vorstellung suggeriert, daß der einzig 
durchgreifende Weg aus dieser Krise ein Wechsel die-
ser Politik und am besten eben auch der Regierungen 
sei, die dafür verantwortlich sind. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Seit dieser Zeit beschäftigt mich der Gedanke, welche 
Signalwirkung für die Finanzmärkte es wohl hätte, 
wenn diese Wunschvorstellung aufginge 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

und ab morgen die Zuständigkeit für die Wirtschafts- 
und Finanzpolitik beim Kollegen Wolfgang Roth läge. 
Herr Kollege Graf Lambsdorff, ich fürchte, daß wir 
dann unsere Überlegungen zum Abbau der Börsen-
umsatzsteuer zumindest eine Weile zurückstellen 
könnten; denn es würde Börsenumsätze — wenn auch 
in der falschen Richtung — in einem dramatischen 
Umfang geben, die die der letzten Wochen noch in 
den Schatten stellen würden. 

(Roth [SPD]: Sie haben es nötig! — Weiterer 
Zuruf von der SPD: Das, was Sie hier ma

-

chen, ist unverfroren!) 

Deswegen empfehle ich sehr, daß wir die Themen so 
ernst nehmen, wie sie es verdienen, 

(Dr. Apel [SPD]: Wie ist es mit öffentlichen 
Investitionen? Was wollen Sie da tun?) 

daß wir hier sehr ernsthaft über Indizien diskutieren, 
daß wir sie aber eben nicht — wie es versucht worden 
ist — zum Gegenstand einer sehr vordergründigen 
und billigen, polemischen Veranstaltung machen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Kommen Sie mal von 
der Rhetorik zur Politik!) 

— Ich bin ja immer ganz gerührt, wenn diese Forde-
rung ausgerechnet dann vorgebracht wird, wenn ich 
hier oben stehe. Vorhin gab es jede Menge Gelegen-
heit, die gleiche Forderung vorzutragen, Herr Kollege 
Stratmann, vor allem bei Ihrem eigenen Beitrag. 

(Stratmann [GRÜNE]: Machen Sie es trotz

-

dem!) 

Ich nehme die Entwicklung an den Börsen ernst, 
empfehle allerdings sehr, sie auch nicht zu dramatisie-
ren, übrigens gerade auch wegen der Folgewirkun-
gen der Börsenentwicklung, die hier für die wirt-
schaftliche Entwicklung im allgemeinen und den Ar-
beitsmarkt im besonderen dargestellt worden sind. 
Ich sage im übrigen auch einmal dazu: Viele Arbeit-
nehmer, die von den ganz unübersehbaren Ungleich-
gewichten sowohl auf den Binnenmärkten wie auf 
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den Außenmärkten in den letzten Jahren wesentlich 
dramatischer und existentieller betroffen worden sind 
als die allermeisten Anteilseigner von Aktiengesell-
schaften, empfinden das — wenn auch vielleicht ein 
Stückchen vordergründig — irgendwo auch als ein 
Stück ausgleichender Gerechtigkeit, was die Vertei-
lung von Wirkungen unterschiedlicher Entwicklungs-
tendenzen in einer Wirtschaftsordnung bet rifft. 

Ich füge gerne hinzu: Es gibt — auch wenn man 
Entwicklungen nicht dramatisieren will — Grund zur 
Kritik. Es gibt Grund zum Nachdenken, und zwar 
sowohl bei uns als auch bei anderen. Wenn mich et-
was wirklich bedenklich stimmt, dann ist es der Um-
stand, daß sich — vor allen Dingen auch in der inter-
nationalen Diskussion über dieses Thema — gegen-
wärtig niemand selbst in vollem Umfang für zuständig 
erklären will und daß jeder — wenn auch beachtli-
che — Gründe dafür vorträgt, wo an anderer Stelle 
Zuständigkeiten liegen und auch wahrgenommen 
werden müßten. Dies, lieber Kollege Graf Lambsdorff, 
wird eben nicht dadurch besser, daß wir es nun seit 
Jahren so beobachten können. 

Deswegen empfehle ich in der Tat, wir sollten uns 
mit dem Teil der Zuständigkeiten befassen, die wir 
selber haben. 

(Dr. Apel [SPD]: Das ist sehr gut!) 

lch will das auf der Basis des Gutachtens, das wir vor 
ein Paar Tagen vorgelegt bekommen haben, tun. Im 
Herbstgutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute 
wird der allgemeinen volkswirtschaftlichen Entwick-
lung bei uns ja keine ungünstige Prognose gestellt, 
aber es gibt einen Punkt, der mich schon sehr nach-
denklich stimmt. Dieses Herbstgutachten geht von ei-
ner Wachstumsprognose aus, die ich nicht für pessi-
mistisch halten kann, sondern die ich eher für eine 
optimistische Annahme der künftigen Entwicklung 
halte. 

(Dr. Mitzscherling [SPD]: Das ist sie ja 
auch!) 

Gleichzeitig kommt dieses Gutachten zu dem Ergeb-
nis, daß unter der Annahme einer solchen Wachs-
tumsentwicklung die Arbeitslosenzahl — wenn auch 
leicht — steigen wird. 

(Dreßler [SPD]: Das interessiert aber den 
Wirtschaftsminister nicht!) 

Dies ist der Punkt, an dem wir gemeinsam darüber 
nachdenken müssen: Wer kann und muß an welcher 
Stelle auch gegenüber bisher stattfindenden Politiken 
und darüber hinaus Schlußfolgerungen für Verände-
rungen herleiten, die das gemeinsame Ziel einer 
durchgreifenden Besserung auf dem Arbeitsmarkt er-
reichen? 

(Dreßler [SPD]: Sehr gut, Herr Lammert! Sie 
haben recht!) 

Wir wollen hier natürlich nicht nur die Maßnahmen 
feiern, die wir im Bereich der Arbeitsmarktpolitik tref-
fen. Wir wissen, daß Meßlatte die Entwicklung der 
Arbeitslosenzahlen ist. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Hier bitte ich nun alle, insbesondere auch die Kol-
legen der Opposition, neben der Dokumentierung des 
Anliegens durch das Beantragen einer solchen Aktu-
ellen Stunde auch mitzuwirken, wenn es um die Be-
seitigung von Barrieren geht, die einer durchgreifen-
den Verbesserung auf dem Arbeitsmarkt im Wege ste-
hen. 

(Sellin [GRÜNE]: Setzen Sie sich mal in der 
CDU durch!) 

Ich will nur zwei Dinge nennen; mehr läßt die Zeit 
nicht zu. Wir müssen uns in der Tat darüber unterhal-
ten, wie wir zu einer Veränderung der Investitions-
quote in den öffentlichen Haushalten kommen kön-
nen, allerdings, meine verehrten Kollegen, nicht an 
Stelle einer Haushaltskonsolidierung, sondern als 
Folge konsolidierte Haushalte, weil wir sonst gleich-
zeitig die Probleme mit schaffen würden, die wir an 
einer anderen Stelle lösen wollen. 

Zweitens: Wir müssen die Entwicklung sowohl der 
Löhne als vor allen Dingen auch der Lohnnebenko-
sten in einem viel konsequenteren Maße zum Gegen-
stand unserer Strategien machen, als wir alle uns das 
in den vergangenen Jahren zugetraut haben. Hier 
gibt es Zuständigkeiten für die Tarifpartner, aber hier 
gibt es auch Zuständigkeiten für den Gesetzgeber, 
etwa was die Entwicklung der gesetzlichen Systeme 
sozialer Sicherung angeht. Ich hoffe sehr, daß bei der 
konkreten Aufarbeitung dieser Sachverhalte die Lei-
denschaft der Opposition für das Thema ähnlich ein-
drucksvoll zum Ausdruck kommt wie bei der Rhetorik 
in der Aktuellen Stunde heute mittag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
die Aktuelle Stunde ist beendet. Wir sind damit am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Donnerstag, den 5. November 1987, 
9 Uhr ein. Ich darf die Kollegen darauf aufmerksam 
machen, daß der Bundestag morgen früh um 9 Uhr der 
ermordeten Polizisten gedenken wird. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.54 Uhr) 

Berichtigung 

34. Sitzung, Index und Seite 2273 A: Der Antrag der 
Fraktion der SPD: Stahlpolitik der Bundesregierung 
(Drucksache 11/947) wurde nachträglich in einen Ent-
schließungsantrag umgewandelt, so daß er als Zusatz-
tagesordnungspunkt 16 entfällt. 
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Frau Pack * 6. 11. 
Paintner 6. 11. 
Pfeifer 6. 11. 
Reddemann * 5. 11. 
Frau Schilling 6. 11. 
Schmidt (München) * 6. 11. 
Dr. Schmude 6. 11. 
Dr. Sperling 6. 11. 
Voigt (Frankfurt) 4. 11. 
Wieczorek (Duisburg) 6. 11. 
Wischnewski 6. 11. 
Zierer 6. 11. 
Zywietz * 5. 11. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Becker (Nienberge) (SPD) (Drucksa-
che 11/1033 Fragen 2 und 3): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Planung und 
der Bau weiterer Munitionsdepots fortgesetzt werden müssen, 
nachdem im Ablauf des letzten Jahres neue Abrüstungsschritte 
erkennbar geworden sind, und ist unter diesen Gesichtspunkten 
der Weiterbau des Munitionsdepots in Saerbeck erforderlich? 

Hat die Bundesregierung konkrete Vorstellungen über die 
weitere Verwendung nicht mehr benötigter Munitionsdepots? 

Zu Frage 2: 

Planung und Bau von Munitionsdepots richten sich 
nach der Höhe des Bevorratungssolls für die einzelnen 
Munitionsarten. Das Bevorratungssoll entspricht im 
wesentlichen den NATO-Kriterien. Zur Verwirkli-
chung des Konzeptes der Vorneverteidigung noch er- 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

forderlicher Bau bzw. Zubau von Depotraum ist zeit-
lich mit dem Munitionszulauf koordiniert. 

Es haben sich bis heute in den Abrüstungsgesprä-
chen keine Ergebnisse oder Hinweise ergeben, die zu 
einer Änderung der bestehenden - der konventionel-
len Verteidigung dienenden - Depotplanung führen 
könnten. 

Das Munitionsdepot Saerbeck ist seit 1984 im Bau 
und steht kurz vor der Fertigstellung. Über die vorge-
nannten triftigen Gründe hinaus ist auch deshalb ein 
Baustopp ausgeschlossen. 

Zu Frage 3: 

Zur Zeit stellt sich diese Frage nicht, da immer noch 
nicht genügend Depotraum verfügbar ist. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Spöri (SPD) (Drucksache 11/1033 
Frage 24): 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung unter Berücksichti-
gung der Tatsache, daß laut Steuerbelastungsbericht (Drucksa-
che 10/5266) bereits im Jahr 1980 je Lohnsteuerpflichtigem 
durchschnittliche Werbungskosten von 1 437 DM geltend ge-
macht wurden, die im Jahr 1990 nach heutigem Recht .  durch-
schnittlich geltend zu machenden Werbungskosten der Arbeit-
nehmer? 

Die im Steuerbelastungsbericht genannten Durch-
schnittsbeträge für Werbungskosten in Höhe von 
1 437 DM je Lohnsteuerpflichtigen - hierbei gelten 
Ehegatten mit beiderseitigem Bruttolohn als ein Lohn-
steuerpflichtiger - und in Höhe von 1 177 DM je 
Arbeitnehmer im Jahre 1980 überzeichnen die tat-
sächlichen durchschnittlichen Werbungskosten. 
Wenn zum Beispiel ein Arbeitnehmer keine oder nur 
geringe Werbungskosten hat, werden in diesen Fällen 
Werbungskosten pauschal mit 564 DM in diesen 
Durchschnittsbeträgen berücksichtigt. Nach den 
Lohnsteuerstatistiken 1980 und 1983 kamen rund 50 
vom Hundert der Arbeitnehmer mit dem Werbungs-
kosten-Pauschbetrag von 564 DM aus. 

Nach der Lohnsteuerstatistik 1983 betrugen die 
durchschnittlich steuerlich berücksichtigten Wer-
bungskosten 

- 1 542 DM je Lohnsteuerpflichtigen und 
- 1 280 DM je Arbeitnehmer. 

Die weitere Entwicklung der steuerlich wirksamen 
durchschnittlichen Werbungskosten bis 1990 läßt sich 
kaum zuverlässig schätzen. Es ist nur schwer abzuse-
hen, in welchem Umfang Arbeitnehmer, die bisher 
mit dem Werbungskosten-Pauschbetrag ausgekom-
men sind, künftig erhöhte Werbungskosten geltend 
machen werden. 

Voraussichtlich werden die Werbungskosten nach 
1983 auf der Grundlage des geltenden Rechts nur in 
geringem Umfang weiter ansteigen. Ein erheblicher 
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Teil der Werbungskosten wird durch die nach gelten-
dem Recht unveränderte Kilometer-Pauschale be-
stimmt, wobei diese ja ab 1990 auf 50 Pfennig je Kilo-
meter angehoben werden soll. 

Außerdem dürften sich die eingetretenen Fort-
schritte bei der Preisstabilisierung auch entsprechend 
auf die Höhe der übrigen Werbungskosten auswir-
ken. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Frage des 
Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 11/1033 
Frage 36): 

Wie weit ist der Vertrag zwischen der Kraftwerksunion und 
der iranischen Regierung über den Bau des Atomkraftwerkes 
Bushehr erfüllt, und wie beurteilt die Bundesregierung weitere 
Leistungen des Unternehmens und Zulieferungen anderer Un-
ternehmen unter Berücksichtigung des irakisch-iranischen 
Krieges? 

Der ursprüngliche Vertrag zwischen KWU und Iran 
über die Errichtung von zwei Kernkraftwerksblöcken 
in Bushehr wurde bereits 1979 durch KWU aufgekün-
digt und 1982 durch einen Vergleich vor dem interna-
tionalen Schiedsgericht in Genf abgelöst. Die Bauar-
beiten am Kernkraftwerk Bushehr wurden von KWU 
im Jahr 1979 eingestellt und sind seitdem nicht wieder 
aufgenommen worden. 

Der Vergleich verpflichtet KWU, die bereits fertig-
gestellten, außerhalb des Iran lagernden Komponen-
ten dem Iran auszuhändigen, der diese bereits bezahlt 
hat. Soweit es sich dabei um ausfuhrgenehmigungs-
pflichtige Komponenten im Sinne der Ausfuhrliste 
Teil I B der Außenwirtschaftsverordnung handelt, hat 
KWU Anträge auf Erteilung einer Ausfuhrgenehmi-
gung gestellt. Die Bundesregierung hat eine Geneh-
migung der Ausfuhr im Bewußtsein der inzwischen 
bestehenden besonderen Gefahrensituation im Kri-
sengebiet am Golf und speziell in Bushehr jedoch 
abgelehnt. Sie wird diese ablehnende Haltung wäh-
rend der Dauer des irakisch-iranischen Konflikts bei-
behalten. Ohne die Lieferung der erwähnten Kompo-
nenten kann das Kernkraftwerk Bushehr nicht fertig-
gestellt werden. 

Die Bundesregierung hat KWU außerdem auf die 
besondere Gefahrenlage im Krisengebiet und die da-
mit verbundenen Gefahren bei der Entsendung von 
Personal auf die Baustelle hingewiesen. KWU selbst 
hat dazu erklärt, daß sie während der Dauer des Krie-
ges zwischen Iran und Irak kein Personal auf die Bau-
stelle entsenden wird. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des Ab-
geordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 11/1033 
Fragen 38 und 39): 

Ist es zutreffend, daß im letzten Bericht des Sachverständigen-
ausschusses für die Durchführung der Übereinkommen und 
Empfehlungen (1987) der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) festgehalten ist, daß die Bundesregierung die seit der 
65. Tagung (teilweise und vollständig seit der 68. Tagung) der 
Internationalen Arbeitskonferenz (IAK) verabschiedeten Über-
einkommen und Empfehlungen nicht oder nicht fristgerecht den 
zuständigen nationalen gesetzgebenden Körperschaften vorge-
legt hat? 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung damit gegen die 
sich aus Artikel 19 der ILO-Verfassung ergehenden völkerrecht-
lichen Verpflichtungen verstößt, und was gedenkt die Bundes-
regierung gegebenenfalls zu tun, um ihren völkerrechtlichen 
Verpflichtungen aus der ILO-Verfassung rechtzeitig und umfas-
send nachzukommen? 

Der Bericht des Sachverständigenausschusses für 
die Durchführung der Übereinkommen und Empfeh-
lungen der Internationalen Arbeitsorganisation von 
1987 enthält, wie auch in früheren Jahren, einen sta-
tistischen Anhang, in dem diejenigen Mitgliedstaaten 
aufgeführt sind, die verschiedene von der allgemei-
nen Konferenz der IAO angenommene Übereinkom-
men und Empfehlungen noch nicht den zuständigen 
gesetzgebenden Körperschaften vorgelegt haben. 
Dieser Anhang benennt über 100 Mitgliedstaaten, 
u. a. auch die Bundesrepublik Deutschland. Sie ist in 
diesem Jahr im übrigen nicht zum ersten Mal ge-
nannt. Eine Aufführung in diesen Anhang gab es z. B. 
auch in den 70er Jahren. Eine spezielle Aussage dar-
über, daß die Bundesrepublik Deutschland nicht frist-
gerecht vorgelegt habe und dadurch die IAO-Verfas-
sung verletzt habe, ist in dieser Zusammenstellung 
nicht enthalten. 

Die Bundesregierung nimmt ihre völkerrechtlichen 
Verpflichtungen im Rahmen der Internationalen Ar-
beitsorganisation sehr ernst. 

Sie ist mit dem Sachverständigenausschuß der IAO 
der Meinung, daß der Sinn der Vorlage von IAO-Nor-
men an das Parlament nicht nur eine schnelle sondern 
auch eine verantwortliche Entscheidung eines jeden 
Mitgliedslandes über die Übereinkommen und Emp-
fehlungen ermöglichen soll. So hat der Sachverständi-
genausschuß gegenüber anderen Mitgliedstaaten 
verschiedentlich gerügt, daß die Vorlagen an die Par-
lamente nicht von Vorschlägen zur Umsetzung der 
Normen begleitet waren. Der Bundesrepublik ist die-
ser Vorwurf noch nie gemacht worden, weil die Vor-
lagen nach ernsthafter Prüfung im Interesse des Par-
lamentes auch Vorschläge zu der Frage erhielten, ob 
und ggf. wie die Bundesregierung die von der Inter-
nationalen Arbeitskonferenz verabschiedeten Texte 
in die Rechtswirklichkeit umsetzt. 

Die Bundesregierung wird auch künftig so schnell 
wie möglich, aber nach sorgfältiger Prüfung, in die 
alle betroffenen Ressorts, staatlichen Stellen, Länder 
und Verbände einbezogen sind, Vorlagen dem Parla-
ment zuleiten. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des Ab-
geordneten Kroll-Schlüter (CDU/CSU) (Drucksache 
11/1033 Fragen 40 und 4 1) : 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß im Fami-
lien- und Scheidungsrecht das Prinzip der Partnerschaftsehe 
und im heutigen Rentenrecht das Prinzip der Hausfrauenehe 
rechtsgestaltend ist? 

Plant die Bundesregierung, im Zuge der anstehenden Renten-
reform eine mathematische Rentenformel zu entwickeln, in der 
die generativen Leistungen von Familien und Alleinerziehen-
den in geldliche Ansprüche umgewandelt werden? 

Es ist nicht zutreffend, daß dem Familien- und 
Scheidungsrecht bzw. dem Rentenrecht als Leitbild 
unterschiedliche Ehevorstellungen zugrunde liegen. 
Vielmehr ging der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung 
beider Rechtsgebiete von der Vielfalt der bestehen-
den unterschiedlichen Ehesituationen aus, berück-
sichtigte aber, daß bei vorzeitiger Auflösung der Ehe 
durch Scheidung andere Regelungsnotwendigkeiten 
bestehen als während einer bestehenden Ehe oder 
beim Tod eines Ehepartners. 

Während einer bestehenden Ehe gilt nach den Vor-
schriften des bürgerlichen Rechts als gesetzlicher 
Güterstand die Zugewinngemeinschaft. Diese führt 
nicht zu einer automatischen Zuordnung bzw. Auftei-
lung  des erworbenen Vermögens bereits während der 
Ehe auf beide Ehepartner; vielmehr bewirkt sie, daß 
auch während der Ehe das vor oder nach der Ehe-
schließung erworbene Vermögen jedes Ehepartners 
in seinem Eigentum verbleibt. Dem entspricht es 
auch, daß im Rentenrecht die durch die Beitragszah-
lung erworbenen Rentenanwartschaften nur dem Bei-
tragszahler, nicht aber etwa im Wege eines laufenden 
Splittings der Rentenanwartschaften beiden Ehepart-
nern zugeordnet werden. 

Bei Auflösung der Ehe durch Scheidung wird nach 
den Vorschriften des Familienrechts ein Zugewinn-
ausgleich vorgenommen, d. h. das ehezeitlich erwor-
bene Vermögen wird gleichmäßig auf beide Ehepart-
ner aufgeteilt. Dem entspricht die Regelung des Ver-
sorgungsausgleichs, der bei Scheidung eine gleich-
mäßige Aufteilung der ehezeitlich erworbenen Ver-
sorgungsanwartschaften bereits zu Lebzeiten der 
Ehepartner zum Ziele hat. 

Im Todesfall wird der überlebende Ehegatte nach 
den Vorschriften des bürgerlichen Rechts in pauscha-
lierter Form als Erbe am Vermögen des Verstorbenen 
beteiligt. Dabei ist es im Gegensatz zum Zugewinn-
ausgleich bei Scheidung unerheblich, ob der verstor-
bene Ehepartner das Vermögen vor oder in der Ehe 
erworben hatte. Dem entspricht die im Rentenrecht 
geltende Regelung der Hinterbliebenenrente mit 
Freibetrag, wonach dem überlebenden Ehegatten als 
abgeleiteter Rentenanspruch eine Hinterbliebenen

-

rente dem Grunde nach in Höhe von 60 % der vollen 
Rente des Verstorbenen, also auch der vor der Ehe 
erworbenen Rentenanwartschaften, zusteht. Die Hin-
terbliebenenrente tritt an die Stelle des entfallenden 
Unterhalts; sie hat insoweit Unterhaltsersatzfunk-
tion. 

In einer Arbeitsgruppe aus Vertretern der Koali-
tionsparteien werden zur Zeit Einzelfragen der Struk-
turreform in der Rentenversicherung besprochen. 
Hierzu gehört auch die von Ihnen angesprochene 

Frage, in welcher Form die Kindererziehung in der 
Rentenversicherung berücksichtigt werden soll. Ent-
scheidungen zu Einzelfragen sind noch nicht gefal-
len. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE) 
(Drucksache 11/1033 Fragen 44 und 45): 

Gegenüber welchen AKW-Betreibern sind — nach Aufdek-
kung der Schmiergeld-Praxis der Firma Transnuklear — von 
seiten der zuständigen Landesministerien Verfahren zur Über-
prüfung der nach Atomgesetz verlangten Zuverlässigkeit des 
Betreibers in Gang gesetzt worden? 

Will die Bundesregierung angesichts des in der Panorama

-

Sendung vom 20. Oktober 1987 aufgedeckten neuen Korrup-
tionsfalles beim AKW Unterweser und der do rt  vom Geschäfts-
führer der Hagenah erläuterten Praxis, daß die AKW-Betreiber 
es generell vorziehen, mit kleineren Reparaturfirmen zusam-
menzuarbeiten, welche wirtschaftlich in Abhängigkeit von ih-
nen geraten und dann veranlaßt werden können, Reparaturen 
auch im sicherheitsrelevanten Bereich auszuführen, mit denen 
notwendige Genehmigungsverfahren umgangen werden, wei-
terhin von der gesetzlich erforderlichen Zuverlässigkeit der 
AKW-Betreiber ausgehen, und falls ja, wie begründet die Bun-
desregierung das? 

Zu Frage 44: 

Die nach der Fragestellung für Zuverlässigkeits-
überprüfungen einschlägige atomrechtliche Vor-
schrift des § 7 Abs. 2 Nr. 1 des Atomgesetzes be-
stimmt, daß die Genehmigung für Errichtung und Be-
trieb eines Kernkraftwerkes nur erteilt werden darf, 
wenn „keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich Be-
denken gegen die Zuverlässigkeit des Antragstellers 
und der für die Errichtung, Leitung und Beaufsichti-
gung des Betriebs der Anlage verantwortlichen Perso-
nen ergeben". In der Regelung wird zwischen der 
Zuverlässigkeit des Antragstellers und sonstiger ver-
antwortlicher Personen unterschieden. Mit der in der 
Frage angesprochenen „Überprüfung der nach dem 
Atomgesetz verlangten Zuverlässigkeit des Betrei-
bers" ist wohl die Zuverlässigkeit des Antragstellers 
gemeint. Insoweit gab es im Zusammenhang mit den 
bekanntgewordenen Unregelmäßigkeiten bei der 
Firma Transnuklear keine Anhaltspunkte dafür, daß 
Tatsachen vorliegen könnten, aus denen sich Beden-
ken gegen die Zuverlässigkeit der Antragsteller, d. h. 
der Kernkraftwerksfirmen, ergeben könnten. 

Unabhängig davon hat die zuständige atomrechtli-
che Behörde des Landes Nordrhein-Westfalen gemäß 
§ 19 des Atomgesetzes mit atomrechtlicher Anord-
nung vom 14. August 1987 eine unverzügliche Sicher-
heitsüberprüfung von drei betroffenen leitenden Mit-
arbeitern des Kernkraftwerkes Würgassen angeord-
net. Diese Sicherheitsüberprüfungen sind zur Zeit 
noch im Gange. Soweit darüber hinaus bei Kernkraft

-

werken in Einzelfällen Mitarbeiter von den Unregel-
mäßigkeiten bei der Firma Transnuklear betroffen 
waren, sind vor einem aufsichtlichen Einschreiten von 
den Firmen selbst ausreichende Abhilfemaßnahmen 
getroffen worden. 
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Zu Frage 45: 

Für die Annahme, es gäbe eine solche Praxis, wie 
sie in der Frage unterstellt wird, gibt es bisher im kon-
kreten Fall des Kernkraftwerkes Unterweser und auch 
allgemein keine Anhaltspunkte. Insbesondere ist kei-
nerlei Hinweis erkennbar, daß Manipulationen der 
hier offensichtlich vorgekommenen Art über den 
Zweck der p rivaten Bereicherung hinaus etwa der 
Umgehung notwendiger Genehmigungsverfahren 
dienen sollten. In Anbetracht der strengen Vorschrif-
ten hinsichtlich Qualitätsanforderungen und Betriebs-
dokumentation sowie der regelmäßigen Kontrollen 
durch die atomrechtlichen Behörden wäre dies prak-
tisch nicht möglich und wäre im übrigen kaum plau-
sibel nachzuvollziehen. 

Die Frage der Zuverlässigkeit von Kernkraftwerks-
betreibern ist deshalb durch die hier in Rede stehen-
den Unregelmäßigkeiten nicht aufgeworfen. 

Unabhängig davon hat auf Initiative meines Hauses 
der Länderausschuß für Atomkernenergie bereits im 
Mai d. J. die Unregelmäßigkeiten bei der Firma 
Transnuklear zum Anlaß genommen, eine Ad-hoc-
Arbeitsgruppe zu bilden, die sich mit dem Problem-
feld der Zuverlässigkeitsanforderungen an die für die 
Leitung und den Betrieb von Kernkraftwerken verant-
wortlichen Personen befaßt. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle sagen; daß die Bun-
desregierung solche Handlungen und jegliche Ein-
flußnahmen schärfstens verurteilt, die auch nur den 
geringsten Anlaß zu Zweifeln am sicherheitsgerichte-
ten Handeln dieses Personenkreises geben. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Frage des 

Abgeordneten Müller (Pleisweiler) (SPD) (Drucksa-
che 11/1033 Frage 79): 

Hat die Bundesregierung ein Konzept für die Verwendung der 
Beschäftigten an unseren Grenzen, wenn der europäische Bin-
nenmarkt verwirklicht worden ist? 

Nach den bestehenden internationalen Abkommen 
und nach den Vorstellungen aller EG-Staaten kann 
auf Personenkontrollen nur verzichtet werden, wenn 
zur Verringerung der dann erhöhten Sicherheitsrisi-
ken zuvor enstsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
verwirklicht werden. Wann die hiernach bestehenden 
Voraussetzungen für den Abbau der Personenkontrol-
len geschaffen werden können, läßt sich nach dem 
derzeitigen Verhandlungsstand nicht voraussagen. 

Der geplante Abbau von Warenkontrollen im Rah-
men der Schaffung eines einheitlichen Binnenmark-
tes wirft noch viele Fragen auf. Die Hauptschwierig-
keit liegt bei der Harmonisierung der Steuern, für die 
Einstimmigkeit erzielt werden muß. Außerdem ist 
noch offen, ob und welche Maßnahmen später 
im grenzüberschreitenden innergemeinschaftlichen 
Handel aus umsatzsteuerlichen und statistischen 
Gründen von der Zollverwaltung wahrzunehmen sein 
werden. 

Bei dieser noch nicht überschaubaren Entwicklung 
läßt sich im gegenwärtigen Zeitpunkt ein genauer 
Plan über die Verwendung von eventuell an den Bin-
nengrenzen nach Abbau der Personenkontrollen und 
Verwirklichung des Binnenmarktes überzähligen 
Zoll- und Grenzschutzbeamten noch nicht entwerfen. 
Die betroffenen Zoll- und Grenzschutzverwaltungen 
werden im Benehmen mit den zuständigen Personal-
vertretungen und Berufsverbänden Anpassungsvor-
stellungen entwickeln, sobald sich klarere Planungs-
grundlagen abzeichnen. 
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